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2032-1-1-F 

Gesetz 
zur Änderung des 

Bayerischen Besoldungsgesetzes 

Vom 22. März 2013 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt ge­
macht wird: 

§ 1 

Das Bayerische Besoldungsgesetz (BayBesG) 
vom 5. August 2010 (GVBl S. 410, ber. S. 764, BayRS 
2032-1-1-F) , zuletzt geändert durch Art. 9 des Geset­
zes vom 18.  Dezember 2012 (GVBl S. 686) , wird wie 
folgt geändert: 

1 .  In der Inhaltsübersicht wird folgender Art. 99a 
eingefügt: 

"Art. 99a Fahrkostenzuschuss " . 

2. In Art. 91 Abs. 1 werden die Worte " und Neben­
amtsvergütungen (Art. 98 und 99) " durch die 
Worte " ,  Nebenamtsvergütungen (Art. 98 und 99) 
und der Fahrkostenzuschuss (Art. 99a) " ersetzt. 

3. Es wird folgender Art. 99a eingefügt: 

" Art. 99a 
Fahrkostenzuschuss , 

Zu den Kosten für Fahrten zwischen Wohnung 
und Dienststelle kann Berechtigten, Dienstanfän­
gern und Dienstanfängerinnen nach Maßgabe 

besonderer haushaltsrechtlicher Regelungen ein 
Zuschuss gewährt werden. " 

4 .  In Art. 101 werden die Worte "Art. 1 1  und 9 1 Abs. 2 "  
durch die Worte " Art. 1 1 ,  9 1  Abs. 2 ,  Art. 99a und 
108 Abs. 10"  ersetzt. 

5 .  Art. 108 wird folgender Abs. 10 angefügt: 

,, (10) IRegelungen über Fahrkostenzuschüs­
se, die vor dem 1 .  Januar 201 1  erlassen worden 
sind, sind mit Wirkung vom 1 .  Januar 201 1 ent­
sprechend anzupassen. 2Soweit vor dem 1 .  Januar 
2011  Fahrkostenzuschüsse gewährt worden sind, 
kann von der Rückforderung abgesehen werden, 
wenn die Gewährung mit den Grundsätzen des 
Art. 99a vereinbar gewesen wäre. " 

§ 2  

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom' 1 .  Januar 
201 1 in Kraft. 

München, den 22. März 2013 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Horst S e e  h o f  e r 
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215-5-1-1 

Gesetz 
zur Änderung des 

Bayerischen Rettungsdienstgesetzes 

Vom 22. März 2013 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt ge­
macht wird: 

§ 1 

Das Bayerische Rettungsdienstgesetz (BayRDG) 
vom 22. Juli 2008 (GVBl S. 429, BayRS 215-5-1 -1) wird 
wie folgt geändert: 

1 .  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift des Art. 19 werden die Wor­
te " Rettungsdienst in" durch die Worte " Son­
derbedarf bei" ersetzt. 

b) Es wird folgender Art. 33a eingefügt: 

" Art. 33a Freistellungs-, Entgeltfortzah-
lungs- und Erstattungsanspruch 
für ehrenamtliche Einsatzkräfte im 
Rettungsdienst" . 

c) In der Überschrift des Art. 40 werden vor dem 
Wort " Transport" die Worte " Hygiene im Ret­
tungsdienst und" eingefügt. 

2 .  Art. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 6 Satz 4 werden die Worte " einem 
Verlegungsarzt und mit" durch die Worte 
" ärztlichem und" ersetzt. 

b) In Abs. 8 werden die Worte '" ärztlich be­
gleitetem" durch die Worte " und arztbeglei­
tetem" ersetzt sowie die Worte "und Kran­
kentransport" gestrichen. 

c) Es wird folgender neuer Abs. 12 eingefügt: 

,, ( 12) lFreiwillige Hilfsorganisationen im 
Sinn dieses Gesetzes sind das Bayerische Rote 
Kreuz, der Arbeiter-Samariter-Bund Landes­
verband Bayern e.V. ,  der Malteser-Hilfsdienst 
e.V., die Johanniter-Unfall-Hilfe e.V., die 
Deutsche Lebens-Rettungs-Gesellschaft Lan­
desverband Bayern e.V. sowie deren recht­
lich selbständige Untergliederungen oder 
vergleichbare überregionale Organisationen, 
die sich verpflichtet haben, Gefahren für die 
Gesundheit und das Leben von Menschen 
abzuwehren, insbesondere bei Not- und Un­
glücksfällen Hilfe zu leisten. 2Die Tätigkeit 
der freiwilligen Hilfsorganisationen ist ge-

meinnützig und beruht zu einem wesentli­
chen Anteil auf der ehrenamtlichen Mitwir­
kung der Mitglieder. " 

d) Der bisherige Abs. 1 2  wird Abs. 13 und wie 
folgt geändert: 

aal In Satz 1 werden die Worte " ärztlich be­
gleiteten" durch das Wort "arztbegleite" 
ten" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wdrte " ärztlich be­
gleitetem" durch das Wort " arztbeglei­
tetem " ersetzt. 

e) Die bisherigen Abs. 13 bis Abs. 16 werden 
Abs. 14 bis Abs. 17.  

3 .  In Art. 3 Nr. 6 werden die Worte " besonderer Ein­
richtungen des " durch die Worte " der besonderen 
Einrichtungen eines " ersetzt. 

4 .  In Art. 5 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte " Art. 16 
Abs. 2"  durch die Worte " Art. 1 6  Abs. 1 "  ersetzt. 

5. Art. 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Worte '" saisonale 
Schwankungen sowie die besonderen Be­
dingungen des Einsatzbereichs " durch die 
Worte " sowie die besonderen Bedingungen 
des Einsatzbereichs einschließlich saisonaler 
Schwankungen" ersetzt. 

b) Es werden folgende neue Sätze 3 und 4 ein­
gefügt: 

,,3Hierzu zählen auch regelmäßig wiederkeh­
rende Ereignisse. 4Dies gilt dann nicht, wenn 
der durch sie ausgelöste kurzzeitig erhöhte 
Ressourcenbedarf zu einer Verfälschung des 
allgemein notwendigen rettungsdienstlichen 
Bedarfs führen kann. " 

c) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 5 
und 6. 

6. In Art. 8 Abs. 1 Satz 3 werden das Wort " werden" 
gestrichen und nach dem Wort " Leistungserbrin­
gern"  das Wort "werden" eingefügt. 

7 .  In Art. 9 Satz 2 werden die Worte " oder von" 
durch die Worte " oder aus" ersetzt. 

8. Art. 1 1  Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 
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a) In Nr. 2 werden die Worte "sowie die Einhal­
tung der Fortbildungsverpflichtungen für das 
ärztliche und nichtärztliche Personal" gestri­
chen. 

b) In Nr. 3 wird das Wort "gezielter" durch das 
Wort " gezielte" ersetzt. 

9. Art. 12 Abs. 5 wird aufgehoben. 

10. Art. 13 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aal Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,, 1Der Zweckverband für Rettungsdienst 
und Feuerwehralarmierung beauftragt 
mit der bodengebundenen Durchführung 
von Notfallrettung, arztbegleitetem Pa­
tiententransport und Krankentransport 
nach Maßgabe der Abs. 2 bis 5 freiwillige 
Hilfsorganisationen oder private Unter­
nehmen. "  

bb) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

,,2Der Zweckverband für Rettungsdienst 
und Feuerwehralarmierung kann die 
bodengebundenen rettungsdienstlichen 
Leistungen ausnahmsweise selbst oder 
durch beauftragte Verbandsmitglieder 
durchführen, wenn sich im Rahmen des 
Auswahlverfahrens nach Abs. 2 und 3 
kein geeigneter Durchführender be­
wirbt. " 

ce) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sät­
ze 3 und 4 .  

b )  Abs. 2 und 3 werden durch folgende neue 
Abs. 2 bis 4 ersetzt: 

,, (2) IDer Zweckverband für Rettungs­
dienst und Feuerwehralarmierung entschei­
det in einem Auswahlverfahren über den 
Gegenstand der Beauftragung und einen 
geeigneten Durchführenden nach pflichtge­
mäßem Ermessen. 2 Als Durchführender kann 
nur beauftragt werden, wer fachkundig, zu­
verlässig und leistungsfähig ist. 3Der Durch­
führende muss insbesondere in der Lage sein, 
durch zusätzliches Leistungspotenzial auch 
Großschadeilslagen zu bewältigen. 4Die nä­
here Bestimmung des hierdurch ausgelösten 
Sonderbedarfs ist Gegenstand der Leistungs­
beschreibung im Rahmen des Auswahlver­
fahrens. 

(3) IDas Auswahlverfahren ist transpa­
rent durchzuführen, insbesondere rechtzei­
tig in geeigneter Weise bekannt zu machen. 
2Die Sozialversicherungsträger sind über die 
Durchführung des Auswahlverfahrens zu 
informieren. 3Die Auswahlentscheidung ist 

nach objektiven Kriterien unter Beachtung 
des Wettbewerbsprinzips und des Grundsat­
zes der Gleichbehandlung zu treffen. 4Maß­
geblich ist eine wirtschaftliche und effektive 
Leistungserbringung. 

(4) lEines Auswahlverfahrens im Sinn der 
Abs. 2 und 3 bedarf es nicht, wenn bestehen­
de Einrichtungen des Rettungsdienstes unwe­
sentlich geändert oder erweitert werden. 2S0-
weit die Entscheidung auch die Mitwirkung 
von Ärzten im Rettungsdienst berührt, soll die 
Kassenärztliche Vereinigung Bayerns gehört 
werden. " 

c) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5 und wie folgt 
geändert: 

aal Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

,,2Sämtliche vom Zweckverband für 
Rettungsdienst und Feuerwehralarmie­
rung beauftragten Durchführende sind 
verpflichtet, sich bei der Erbringung 
rettungsdienstlicher Leistungen ab­
zustimmen und zusammenzuarbeiten. " 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 ;  das Wort 
" Dieser" wird durch die Worte "Der öf­
fentlich-rechtliche Vertrag ist zeitlich an­
gemessen zu befristen und" ersetzt. 

ce) Es wird folgender Satz 4 eingefügt: 

,,4Die Betriebs- und Arbeitszeiten für den 
Krankentransport und eine zusätzliche 
Fahrerin oder einen Fahrer des Notarzt­
Einsatzfahrzeugs können auch in Form 
von Zeiteinheiten geregelt werden. " 

dd) Der bisherige Satz 3 wird Satz 5.  

d) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 6 und wie folgt 
geändert: 

aal In Satz 1 werden die Worte " Abs. 4 Satz 3 "  
durch die Worte " Abs. 5 Satz 5 "  ersetzt 
und vor dem Wort " Hilfsorganisation" das 
Wort " freiwilligen" eingefügt. 

bb) In den Sätzen 2 und 3 wird jeweils vor 
dem Wort " Hilfsorganisation" das Wort 
" freiwilligen" eingefügt. 

1 1 .  Art. 14 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden nach dem Wort "Verträge" 
die Worte " im Einvernehmen mit dem Zweck­
verband für Rettungsdienst und Feuerwehr­
alarmierung" eingefügt. 

b) Sätze;5 und 6 werden aufgehoben. " 

12. Art. 15 wird wie folgt geändert: 
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a) In Abs. 2 Satz 5 wird nach den Worten " Art. 14 
Abs. 5 Satz 2" das Wort " entsprechend" ein­
gefügt. 

b) In Abs. 4 Satz 5 wird der Klammerzusatz 
,, (ohne Arztbesetzung) " gestrichen. 

13. In Art. 16 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte " Art. 13 
Abs. 3 und 4" durch die Worte " Art. 13 Abs. 2 Sät­
ze 1 und 2, Abs. 3, 5 Sätze 1 bis 3 und 5 "  ersetzt. 

14. Art. 17- Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort "Kreuz" die 
Worte " oder im Rahmen eines Auswahlver­
fahrens geeigneten privaten Berg- und Höh­
lenrettungsunternehmen" eingefügt. 

b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,, 2Soweit die Organisationen nach Satz 1 zur 
Durchführung der Berg- und Höhlenrettung 
nicht bereit oder in der Lage sind, führt der 
Zweckverband für Rettungsdienst und Feu­
erwehralarmierung die Berg- und Höhlenret­
tung selbst oder durch beauftragte Verbands­
mitglieder durch. " 

15.  Art. 18 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte "Kreuz oder der 
Deutschen -Le bens-Rettungs-Gesellschaft " 
durch die Worte "Kreuz, der Deutschen Le­
bens-Rettungs-Gesellschaft oder im Rahmen 
eines Auswahlverfahrens geeigneten priva­
ten Wasserrettungsunternehmen " ersetzt. 

b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,, 2Soweit die Organisationen nach Satz 1 zur 
Durchführung der Wasserrettung nicht bereit 
oder in der Lage sind, führt der Zweckver­
band für Rettungsdienst und Feuerwehralar­
mierung die Wasserrettung selbst oder durch 
beauftragte Verbandsmitglieder durch. " 

16. Art. 19 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte "Ret­
tungsdienst in" durch die Worte " Sonderbe­
darf bei" ersetzt. 

b) Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

" IReicht die vom Zweckverband für Ret­
tungsdienst und Feuerwehralarmierung als 

. notwendig festgelegte rettungsdienstliehe 
Versorgungsstruktur für die Bewältigung von 
Schadensereignissen nicht aus (Großscha­
denslage), wird auf die bei den Durchfüh­
renden des Rettungsdienstes vorhandenen 
zusätzlichen Einheiten zur Unterstützung des 
Rettungsdienstes zurückgegriffen. " 

17-. Art. 20 Abs. 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

,,(2) lDer Zweckverband für Rettungsdienst 
und Feuerwehralarrnierung entscheidet mit Zu­
stimmung der Sozialversicherungsträger über die 
kurzzeitige Erhöhung der rettungsdienstlichen 
Vorhaltung für Veranstaltungen. 2Die Entschei­
dung hat unverzüglich zu erfolgen. 3Die erhöhte 
Vorhaltung darf nur angeordnet und die Durch­
führenden des Rettungsdienstes dürfen hiermit 
nur beauftragt werden, wenn die rettungsdienst­
liehe Absicherung nicht anders möglich ist. 4Kann 
keine einvernehmliche Entscheidung zwischen 
dem Zweckverband für Rettungsdienst und Feu­
erwehralarmierung und den Sozialversicherungs­
trägern erzielt werden, ist unverzüglich die Struk­
turschiedsstelle anzurufen. 5Bei Versammlungen 
im Sinn des Bayerischen Versammlungsgesetzes 
bedarf es einer Zustimmung der Sozialversiche­
rungsträger hinsichtlich des Umfangs der Vorhal­
teerhöhung. 

(3) lFür angeordnete Vorhalteerhöhungen 
bei planbaren . Großveranstaltungen mit wirt­
schaftlichem Charakter, die im Rahmen der ret­
tungsdienstlichen Bedarfsermittlung gemäß Art. 7-
Abs. 2 keine Berücksichtigung finden, be§teht 
für die beauftragten Durchführenden gegen den 
Veranstalter ein Anspruch auf Zahlung eines Be­
nutzungs entgelts für die Erhöhung der rettungs­
dienstlichen Absicherung der Veranstaltung. 2Der 
Veranstalter ist mit der Anordnung über die Kos­
tenfolge zu informieren. 3In diesem Fall bedarf 
die Anordnung der Vorhalteerhöhung nicht der 
Zustimmung der Sozialversicherungsträger. 4Die 
Geltendmachung des Benutzungsentgelts ent­
sprechend den Durchschnittskosten des öffentli­
chen Rettungsdienstes erfolgt über die Zentrale 
Abrechnungsstelle für den Rettungsdienst in Bay­
ern. " 

18. Art. 21 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nm. 1 und 2 werden jeweils die Worte 
" zum Einsatz" gestrichen. 

b) In Nr. 4 werden nach dem Wort " diese " die 
Worte "im Ausnahmefall " eingefügt und die 
Worte "zum Einsatz " gestrichen. 

19. Art. 24 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aal In Nr. 2 wird das Wort "Person" durch das 
Wort "Personen" ersetzt. 

bb) In Nr. 3 Satz 2 werden die Worte " des Un­
ternehmers und der für die Führung der 
Geschäfte bestellten Personen" gestri­
chen. 

b) In Abs. 2 werden die Worte "Art. 13 Abs. 4" 
durch die Worte "Art. 13 Abs. 5

" 
ersetzt. 

c) In Abs. 3 Satz 2 wird vor dem Wort " Hilfsorga­
nisationen " das Wort " freiwilligen" eingefügt 
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und die Worte "Art. 13 Abs. 4" durch die Wor­
te "Art. 13 Abs. 5 Satz 5"  ersetzt. 

d) Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

aal Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Hierbei sind die flächendeckende Vor­
haltung und die Auslastung innerhalb des 
Rettungsdienstbereichs , ins besondere das 
Einsatzaufkommen, dessen Verteilung im 
Rettungsdienstbereich, die Anzahl der 
betriebsbereit vorgehaltenen Kranken­
kraftwagen sowie die Entwicklung der 
Kosten zu berücksichtigen.

" 

bb) Es wird folgender neuer Satz 3 eingefügt: 

,,3Die Funktionsfähigkeit ist insbesondere 
beeinträchtigt, wenn das für eine effek­
tive und wirtschaftliche Auslastung not­
wendige Einsatzaufkommen des im öf­
fentlichen Rettungsdienst durchgeführten 
Krankentransports unterschritten wird. " 

cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

dd) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5; die Wor­
te "Satz 1 findet" werden durch die Worte 
"Sätze 1 bis 3 finden" ersetzt. 

20. In Art. 26 Abs. 2 Satz 1 werden das Wort '" an­
sonsten" durch die Worte ,, ; nach Fristablauf" er­
setzt sowie nach den Worten "Genehmigungsbe­
hörde von

" 
das Wort "der" eingefügt. 

21. In Art. 29 Abs. 1 werden die Worte "Abs. 1 Nm. 1 ,  
2 oder" gestrichen. 

22. In Art. 32 Satz 2 wird die Abkürzung "ILSG
" 

durch 
die Worte "des Gesetzes über die Errichtung und 
den Betrieb Integrierter Leitstellen (ILSG)" er­
setzt. 

22a. Es wird folgender Art. 33a eingefügt: 

"Art.33a 
Freistellungs-, Entgeltfortzahlungs- und 

Erstattungsanspruch für ehrenamtliche Einsatz­
kräfte im Rettungsdienst 

(1) lArbeitnehmer, die als ehrenamtliche Ein­
satzkräfte im Rettungsdienst von der Integrierten 
Leitstelle alarmiert werden, sind während der 
Teilnahme am Einsatz und einer angemessenen 
Ruhezeit danach von der Arbeitsleistung frei ge­
stellt. 2Ihre Abwesenheit haben sie, wenn es die 
Dienstpflicht zulässt, dem Arbeitgeber rechtzeitig 
mitzuteilen. 3Dieser ist verpflichtet, für Zeiten der 
Freistellung das Arbeitsentgelt einschließlich al­
ler Nebenleistungen und Zulagen fortzuzahlen, 
das sie ohne Teilnahme am Einsatz erzielt hätten. 

(2) lFür Beamte und Richter gilt Abs. 1 ent­
sprechend. 2Volljährige Schüler und Studenten 

sind, soweit sie als ehrenamtliche Rettungskräfte 
von der Integrierten Leitstelle alarmiert werden, 
während der Teilnahme am Einsatz und einer an­
gemessenen Ruhezeit danach von der Teilnahme 
am Unterricht und an Ausbildungsveranstaltun­
gen frei gestellt. 

(3) Anderen ehrenamtlichen Einsatzkräften 
des Rettungsdienstes, die von der Integrierten 
Leitstelle alarmiert werden, hat der Durchfüh­
rende des Rettungsdi�nstes den durch den Ein­
satz entstandenen Verdienstausfall bis zu einem 
Höchstbetrag zu ersetzen. 

(4) Der Durchführende des Rettungsdienstes 
ist verpflichtet, den von den Integrierten Leitstel­
len alarmierten ehrenamtlichen Einsatzkräften im 
Rettungsdienst Sachschäden zu ersetzen, die in 
Ausübung des Einsatzes ohne Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit entstanden sind, soweit nicht Dritte 
Ersatz leisten oder auf andere Weise von Dritten 
Ersatz erlangt werden kann. 

(5) lDem privaten Arbeitgeber ist auf Antrag 
durch den Durchführenden des Rettungsdienstes 
zu erstatten 

1. das Arbeitsentgelt einschließlich der Beiträge 
zur Sozialversicherung und zur Bundesagen­
tur für Arbeit, das er gemäß Abs. 1 Satz 3 leis­
tet, 

2. das Arbeitsentgelt, das er einem Arbeitneh- . 
mer auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
während einer Arbeitsunfähigkeit infolge 
Krankheit weitergewährt, wenn die Arbeits­
unfähigkeit auf einen ehrenamtlichen Einsatz 
im Rettungsdienst nach Abs. 1 zurückzufüh­
ren ist. 

2Kann der Arbeitnehmer auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften von einem Dritten Schadensersatz 
wegen des Verdienstausfalls beanspruchen, der 
ihm durch die Arbeitsunfähigkeit entstanden ist, 
so ist der Durchführende des Rettungsdienstes 
zur Erstattung nach Satz 1 Nr. 2 nur verpflichtet, 
wenn ihm der Arbeitgeber diesen Anspruch in 
demselben Umfang abtritt, in dem er kraft Geset­
zes oder Vertrags auf ihn übergegangen ist. 3Der 
Forderungsübergang kann nicht zum Nachteil 
des Arbeitnehmers geltend gemacht werden. 

.(6) lDer Staat erstattet dem Durchführenden 
des Rettungsdienstes die notwendigen Aufwen­
dungen nach Abs. 3 bis 5. 2Weitergehende An­
sprüche auf Grund anderer gesetzlicher Rege­
lungen, insbesondere des bürgerlichen Rechts, 
bleiben unberührt. 

(7) Können Leistungen nach Art. 7b des Bay­
erischen Katastrophenschutzgesetzes geltend ge­
macht werden, sind Ansprüche nach Abs. 1 bis 6 
ausgeschlossen. " 

23. Art. 34 Abs. 7 wird wie folgt geändert: 
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a) In Sat
,z 1 wird das Wort "im" gestrichen. 

b) In Satz 3 wird das Wort "Abrechungsstelle" 
durch das Wort "Abrechnungsstelle " ersetzt. 

24. Art. 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 4 Satz 3 werden nach dem Wort "Sozi­
alversicherungsträgern " ein Komma. und die 
Worte "der Zentralen Abrechnungsstelle für 
den Rettungsdienst" eingefügt. 

b) Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 2 werden die Worte "mit der Maß­
gabe, dass der Bericht nach Abs. 4 Satz 3 
den Sozialversicherungsträgern und der 
Zentralen Abrechnungsstelle für den Ret­
tungsdienst in Bayern zugeleitet wird" 
gestrichen. 

bb) In Satz 3 wird das Wort "Hilfsorganisati­
onen" durch das Wort "Organisationen" 
ersetzt. 

25. In Art. 38 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte "arztbe­
gleiteten Patiententransport und" gestrichen. 

26. Art. 40 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden vor dem Wort 
"Transport" die Worte 

"
Hygiene im Rettungs-

dienst und" eingefügt. 
. 

b) Es wird folgender neuer Abs. 1 eingefügt: 

" (1) Die im Rettungsdienst Beteiligten 
haben die allgemeinen Regeln der Hygiene 
zu beachten und Maßnahmen der Infekti­
onshygiene nach dem jeweiligen Stand der 
medizinischen Wissenschaft zur Verhütung 
von Infektionen und zur Vermeidung einer 
Weiterverbreitung von Krankheitserregern, 
insbesondere solcher mit Resistenzen, zu er­
greifen. " 

c) Der bisherige Abs. 1 wird Abs. 2; in Nr. 3 
wird das Wort "Möglichkeit" durch die Worte 

"konkrete Gefahr" ersetzt. 

d) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3 und wie folgt 
geändert: 

aal Der bisherige Wortlaut wird Satz 1; nach 
dem Wort "Erregern" werden die Worte 

"sowie Informationen über Maßnahmen, 
die zu deren Verhütung und Bekämpfung. 
erforderlich sind, " eingefügt. 

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

,,2Der Unternehmer des Transports ist 
verpflichtet, diese Informationen an die 
Einrichtung weiterzugeben, an die er den 
Patienten übergibt." 

27. In Art. 41 Abs. 3 wird das Wort "Verlegungsarzt­
wagen" durch das Wort "Intensivtransportwa­
gen " ersetzt. 

28. Art. 43 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 5 Satz 3 werden nach dem Wort "Per­
sonal" die Worte "mit Notarztqualifikation" 
eingefügt. 

b) Abs. 7 Sätze 2 und 3 werden aufgehoben; der 
bisherige Satz 4 wird Satz 2. 

29. Art. 45 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 entfällt die Satznummerierung 
und er erhält folgende Fassung: 

"Alle am Rettungsdienst Beteiligten sind 
verpflichtet, Maßnahmen durchzuführen 
und zu unterstützen, die die Qualität der 
Leistungserbringung sichern. " 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 2 werden die Worte "Landesver­
bände der" sowie die Worte

" 
unter Betei­

ligung der obersten Rettungsdienstbehör­
de " gestrichen. 

bb) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

,,3Der Landesbeauftragte Ärztlicher Leiter 
Rettungsdienst und die oberste Rettungs­
dienstbehörde sind hierbei zu beteiligen. " 

29a. Art. 48 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 werden die Worte "und des Art. 14 
Abs. 4" durch die Worte", des Art. 14 Abs. 4 
und des Art. 20 Abs. 2 Satz 4" ersetzt. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aal Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

,,2In den Fällen des Art. 20 Abs. 2 ent­
scheidet der Vorsitzende unverzüglich 
ohne mündliche Verhandlung." 

. 

30. Art. 53 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgende neue Nr. 9 eingefügt: 

,, 9. Formen der landesweiten Orgc;misation 
und Zusammenarbeit der Ärztlichen Lei­
ter Rettungsdienst sowie die Einrichtung 
eines Landesbeauftragten Ärztlicher Lei­
ter Rettungsdienst regeln, " . 
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b) Die bisherige Nr. 9 wird Nr. 10. 

c) Es wird folgende neue Nr. 11 eingefügt: 

,,11. das Auswahlverfahren sowie die nähe­
ren Eignungsvoraussetzungen für die 
Beauftragung von Organisationen in der 
Berg- und Höhlenrettung sQwie in der 
Wasserrettung regeln, " . 

d) Die bisherige Nr. 10 wird Nr. 12; vor dem Wort 
"Hilfsorganisationen" wird das Wort "freiwil­
ligen" eingefügt. 

e) Die bisherigen Nrn.ll bis 14 werden zu Nrn.13 
bis 16. 

f) Die bisherige Nr. 15 wird .Nr. 17; der Schluss-­
punkt wird durch ein Komma ersetzt. 

g) Es werden folgende Nrn. 18 bis 20 angefügt: 

,, 18. im Einvernehmen mit dem Staatsmi­
nisterium für Umwelt und Gesundheit 
Einzelheiten zur Hygiene im Rettungs­
dienst regeln, 

19. Einzelheiten zur Versagung der Ge­
nehmigung für den Krankentransport 
außerhalb des öffentlichen Rettungs­
dienstes nach Art. 24 Abs. 4 Sätze 1 bis 3 

hige Sachschäden sowie Höchstgrenzen 
für zu erstattende Lohnfortzahlung und 
Verdienstausfall. " 

31. Art. 54 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 1 werden nach dem Wort "Notfallret­
tung" ein Komma sowie die Worte "arztbe­
gleiteten Patiententransport" eingefügt. 

b) In Nr. 6 werden die Worte "Abs. 1" durch die 
Worte "Abs. 2" ersetzt und nach dem Wort 
"transportiert" die Worte "odf;lr Informationen 
nach Art. 40 Abs. 3 nicht weitergibt" einge­
fügt. 

32. Art. 55 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Abs. 3 und 4 werden Abs. 2 
und 3. 

c) Die bisherigen Abs. 5 und 6 werden aufgeho­
ben. 

d) Der bisherige Abs. 7 wird Abs. 4. 

§2 

regeln, Dieses Gesetz tritt am 1. April 2013 in Kraft. 

20. Einzelheiten des Freistellungs-, Entgelt- München, den 22. März 2013 
fortzahlungs- und Erstattungsanspruchs 
für ehrenamtliche Einsatzkräfte im Ret- Der Bayerische Ministerpräsident ' 
tungsdienst regeln. Hierzu gehören ins-
besondere der Umfang der freigestellten 
ehrenamtlichen Tätigkeit, erstattungsfä- Horst S e e  h o f  e r 
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2330-11-1 

Gesetz 
. zur Änderung des 

Gesetzes über das Verbot der Zweckentiremdung von Wohnraum 

Vom 22. März 2013 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt ge­
macht wird: 

§ 1 

Das Gesetz über das Verbot der Zweckentfrem­
dung von Wohnraum (ZwEWG) vom 10. Dezember 
2007 (GVBl S. 864, BayRS 2330-11-1). zuletzt geändert 
durch § 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2009 (GVBl 
S. 630). wird wie folgt geändert: 

1. Art. 2 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgende neue Nr. 3 eingefügt: 

, ,3. nicht nur vorübergehend gewerblich oder 
gewerblich veranlasst für Zwecke der 
Fremdenbeherbergung genutzt wird, " . 

b) Die bisherigen Nm. 3 und 4 werden Nm. 4 
und 5. 

2. In Art. 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Halbsätze 1 und 2 wird 
jeweils das Wort 

"
insbesondere" gestrichen. 

3. Art. 7 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aal Die Absatzbezeichnung entfällt. 

bb) In Satz 2 wird die Zahl , , 2013" durch die 
Zahl ,, 2017" ersetzt. 

b) Abs. 2 wird aufgehoben. 

§2 

Dieses Gesetz tritt am 30. Juni 2013 in Kraft. 

München , den 22. März 2013 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Horst S e e  h o f  e r 

11 
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2210-3-3-WFK 

Verordnung 
zur Änderung der 

Unterrichtszeitverordnung für Kunsthochschulen 

Vom 28. Februar 2013 

Auf Grund von Art. 54 Satz 3 und Art. 106 Abs. 1 
Satz 1 des BayerischenHochschulgesetzes (BayHSchG) 
vom 23. Mai 2006 (GVBl S. 245, BayRS 2210-1-1-WFK), 
zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 9. Juli 
2012 (GVBl S. 339), erlässt das Bayerische Staatsmi­
nisterium für Wissenschaft, Forschung und Kunst fol­
gende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Unterrichtszeit an den 
Kunsthochschulen (Unterrichtszeitverordnung für 
Kunsthochschulen - UzKHV) vom 5. September 2000 
(GVBl S. 734, BayRS 2210-3-3-WFK), zuletzt geändert 
durch § 11 der Verordnung vom 16. Juni 2006 (GVBI 
S. 347), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 wird das Wort "Kunsthochschu­
len" durch die Worte "Akademien der 
Bildenden Künste und der Hochschule für 
Fern�ehen und Film in München" ersetzt. 

bb) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

,,2Das Wintersemester der Hochschulen 
für Musik beginnt am 1. Oktober und 
endet am 14. März des darauffolgenden 
Jahres." 

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3; die 
Worte "Im Studiengang Ballett" werden 
durch die Worte "In den Studiengängen 
Ballett und Tanz" ersetzt. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aal Der bisherige Wortlaut wird Satz 1; das 
Wort "Kunsthochschulen" wird durch die 
Worte "Akademien der Bildenden Künste 
und der Hochschule für Fernsehen und 
Film in München" ersetzt. 

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

,, 2Das Sommersemester der Hochschulen 
für Musik beginnt am 15. März und endet 
am 30. September." 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) IDie Unterrichtszeit im Studienjahr 
beträgt 31 Kalenderwochen und in jedem Se­
mester mindestens 14 Kalenderwochen. 2In 
den Studiengängen Ballett und Tanz an der 
Hochschule für Musik und Theater München 
beträgt die Unterrichtszeit im Studienjahr 39 
Kalenderwochen, in den Studiengängen Mas­
kenbild, Musical, Regie und Schauspiel an 
der HochschUle für Musik und Theater Mün­
chen 40 Kalenderwochen. " 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 werden die Worte " Werktag der 
zweiten Woche nach Ostern" durch die 
Worte "Montag nach dem 14. März" er­
setzt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte "Im Studien­
gang Ballett" durch die Worte "In den 
Studiengängen Ballett und Tanz" ersetzt. 

cc) In Satz 3 werden die Worte "Schauspiel 
und Musical" durch die Worte "Masken­
bild, Musical, Regie und Schauspiel" und 
die Worte "der Unterricht" durch die Wor­
te "die Unterrichtszeit des Studienjahres" 
ersetzt. 

dd) In Satz 4 werden die Worte "der dritten 
Woche vor der Karwoche" durch die Wor­
te "der letzten vollen Kalenderwoche des 
Monats Februar" ersetzt und die Worte 
"des Studienjahres" gestrichen. 

ee) In Satz 5 werden die Worte "Im Studien­
gang Ballett" durch die Worte "In den 
Studiengängen Ballett und Tanz an der 
Hochschule für Musik und Theater Mün­
chen" ersetzt. 

ff) In Satz 6 werden die Worte "Schauspiel 
und Musical" durch die Worte "Masken­
bild, Musical, Regie und Schauspiel" und 
die Zahl ,, 35." durch die Zahl ,, 40." er­
setzt. 

c) Abs. 3 Sätze 1 und 2 erhalten folgende Fas­
sung: 

,,1Die Unterrichtszeit wird unterbrochen vom 
24. Dezember bis einschließlich 6. Januar so-



Bayerisches Gesetz- und Verordnungs blatt Nr. 612013 

wie während der Karwoche und der darauf­
folgenden Woche. 2Die Unterrichtszeit kann 
statt während der Karwoche vom Dienstag 
bis einschließlich Samstag der Woche nach 
Pfingsten unterbrochen werden. " 

3. Es werden folgender neuer § 4 und folgender § 5 
eingefügt: 

,, § 4 

Munich Institute of Media and Musical Arts 

Für Beginn und Ende des Semesters sowie die 
Unterrichtszeit an dem Munich Institute of Media 
and Musical Arts gelten § §  1, 2 und 4 Abs. 2 der 
Verordnung über die Vorlesungszeit an den Uni­
versitäten in Bayern entsprechend. 

§ 5  

Ausnahmen 

lDas Staatsministerium für Wissenschaft, For­
schung und Kunst kann in besonderen Ausnah­
mefällen auf Antrag einer Kunsthochschule Ab­
weichungen von den in § §  1 bis 3 festgesetzten 
Terminen und Zeiten zulassen. 2Dadurch dürfen 
die in § 2 Abs. 1 und § 3 Aos. 1 festgelegten Ge­
samtunterrichtszeiten'nicht verkürzt werden. " 

4. Der bisherige § 4 wird § 6. 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2013 in 
Kraft. 

München, den 28. Februar 2013 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst 

Dr. Wolfgang H e u  b i s  c h ,  Staatsminister 

79 
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111-1-1-1 

Verordnung 
zur Änderung der 

Landeswahlordnung 

Vom 4. März 2013 

Auf Grund des Art. 92 des Gesetzes über Land­
tagswahl, Volksbegehren und Volksentscheid (Lan­
deswahlgesetz - LWG) in der Fassung der Bekannt­
machung vom 5. Juli 2002 (GVBl S. 277, ber. S. 620, 
BayRS 111-1-1), zuletzt geändert durch § 1 des Ge­
setzes vom 11. Dezember 2012 (GVBl S. 620), erlässt 
das Bayerische Staatsministerium des Innern folgende 
Verordnung: 

§ 1 

Die Wahlordnung für Landtagswahlen, Volks­
begehren und Volksentscheide (Landeswahlord­
nung - LWO) vom 16. Februar 2003 (GVBl S. 62, 
BayRS 111-1-1-1), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 7. Februar 2007 (GVBl S. 142), wird wie folgt ge­
ändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) . Die Überschrift des § 86 erhält folgende Fas­
sung: 

" (aufgehoben)". 

b) In der Überschrift des § 91 werden das Kom­
ma und das Wort " Außer-Kraft-Treten" gestri­
chen. 

c) Es wird folgender § 92 angefügt: 

,,§ 92 Übergangsregelung " . 

d) Die Überschrift der Anlage 13 erhält folgende 
Fassung: 

" Stimmzettel A. Erststimme für die Wahl einer 
oder eines Stimmkreisabgeordneten " . 

e) Die Überschrift der Anlage 14 erhält folgende 
Fassung: 

" Stimmzettel B. Zweitstimme für die Wahl ei­
ner oder eines Wahlkreis abgeordneten " . 

2. In § 2 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte "dem Staats­
ministerium des Innern und" gestrichen. 

3. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Nr. 3 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Nrn. 4 und 5 werden Nrn. 3 

und 4. 

4. In § 12 Abs. 1 Satz 1 und § 15 Abs. 1 Satz 2 wer­
den jeweils die Worte " Vornamen, Tag der Ge­
burt" durch die Worte "Vorname, Geburtsdaturn" 
ersetzt. 

5. In § 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 werden die Worte "die 
Vornamen" durch die Worte "den Vornamen" er­
setzt. 

6. § 22 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

" (1) Eine stimmberechtigte Person, die in das 
Wählerverzeichnis eingetragen ist, erhält auf An­
trag einen Wahlschein. " 

7. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aal Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,, 2Die Schriftform gilt auch durch E-Mail, 
Telefax, Fernschreiben, Telegramm oder 
durch sonstige dokumentierbare elektro­
nische Übermittlung als gewahrt. " 

bb) In Satz 3 wird das Wort "fernmündliche" 
durch das Wort" telefonische" ersetzt. 

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Der Antragsteller muss Familien­
name, Vorname, Geburtsdatum und seine 
Wohnanschrift mit Straße, Hausnummer, 
Postleitzahl und Ort angeben. " 

8. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

aal Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Im einleitenden Satzteil werden 
die Worte "Ergibt sich aus dem 
Antrag nicht, dass die stimm­
berechtigte Person vor einem 
Wahlvorstand abstimmen will, so 
sind dem Wahlschein" durch die 
Worte "Dem Wahlschein sind" 
ersetzt. 

bbb) In Nr. 3 wird das Wort "Wahlum-
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schlag" durch das Wort "Stimm­
zettelumschlag" ersetzt. 

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,,3Sätze 1 und 2 gelten nicht in den Fällen 
des § 26 Abs. 1." 

b) Abs. 5 Sätze 4 bis 7 erhalten folgende Fassung: 

,,4An eine andere als die stimmberechtigte 
Person dürfen Wahlschein und Briefwahlun­
terlagen nur ausgehändigt werden, wenn die 
Berechtigung zur Empfangnahme durch Vor­
lage einer schriftlichen Vollmacht nachgewie­
sen wird. 5§ 24 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend. 
BVon der Vollmacht kann nur Gebrauch ge­
macht werden, wenn die bevollmächtigte 
Person nicht mehr als vier Stimmberechtigte 
vertritt; dies hat sie der Gemeinde vor der 
Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu 
versichern. 7 Auf Verlangen hat sich die be­
vollmächtigte Person auszuweisen. " 

c) In Abs. 6 Satz 2 wird das Wort "Wahlum­
schlag" durch das Wort "Stimmzettelum­
schlag" ersetzt. 

9. § 26 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Sie erteilt diesen Stimmberechtigten Wahlschei­
ne ohne Briefwahlunterlagen und übersendet sie 
unmittelbar an diese. " 

10. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz :2 werden ,die Worte "den Fa­
miliennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, 
Tag der Geburt, Geburtsort und die" durch 
die Worte "Familienname, Vorname, Beruf 
oder Stand, Geburtsdatum, Geburtsort und" 
ersetzt. 

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aal Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

aaa). Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,1Der Wahlkreisleiter liefert die 
Formblätter auf Anforderung 
kostenfrei; er kann sie auch als 
Druckvorlage oder elektronisch 
bereitstellen. " 

bbb) In Satz 4 wird das Wort "Ab­
schrift" durch das Wort "Kopie" 
ersetzt. 

bb) In Nr. 2 werden die Worte "Tag der Ge­
burt" durch das Wort "Geburtsdatum" er­
setzt. 

11. § 34 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

,,2Die Schriftform gilt auch durch Telefax, 
Fernschreiben oder Telegramm als gewahrt. " 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

12. § 35 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nr. 2 werden die Worte "ein Sperr­
vermerk nach Art. 34 Abs. 5 des Meldegeset­
zes" durch die Worte "eine Auskunftssperre 
nach dem I\1eldegesetz" ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Worte "einen Abdruck" 
durch die Worte "eine Kopie" ersetzt. 

13. In § 40 Nr. 8 werden die Worte "einen Abdruck 
der Abstimmungsbekanntmachung" durch die 
Worte "eine Kopie der Abstimmungsbekanntma­
chung oder einen Auszug aus ihr mit den Nm. 1, 
4, 5 und 7 der Anlage 15" ersetzt. 

14. § 44 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1; nach den 
Worten "dass er die" wird das Wort "anwe­
senden" eingefügt. 

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

,,2Er stellt sicher, dass der Hinweis allen Beisit­
zern vor Aufnahme ihrer Tätigkeit erteilt wird. " 

15. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 1 wird jeweils das Wort " Wahl­
umschlag" durch das Wort "Stimmzettelum­
schlag " ersetzt. 

b) In Abs. 2 werden die Worte "oder einen Wahl­
umschlag" durch. die Worte '" den Stimmzet­
telumschlag oder den Wahlbriefumschlag

" 

ersetzt. 

c) In Abs. 3 Satz 2 wird der Schlusspunkt durch 
einen Strichpunkt ersetzt und folgender Halb­
satz 2 angefügt: 

"die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr 
vollendet haben. " 

16. § 66 Abs. 2 Halbsatz 2 wird gestrichen. 

17. § 68 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 wird das Wort "Wahlumschlag" 
durch das Wort "Stimmzettelumschlag" 
ersetzt. 

bb) In Satz 3 Halbsatz 1 wird das Wort 
"Wahlumschläge" durch das Wort "Stimm-
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zettelumschläge" ersetzt. 

b) In Abs. 3 wird das Wort "Wahlumschläge" 
durch das Wort "Stimmzettelumschläge" er­
setzt. 

c) In Abs. 7 Satz 2 werden die Worte "im Bereich 
der Deutschen Post AG" durch die Worte "inner­
halb der Bundesrepublik Deutschland" ersetzt. 

18. § 69 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Der Stimmkreisausschuss ist berechtigt, Fest­
stellungen des Wahlvorstands zu berichtigen 
und dabei auch über die Gültigkeit abgegebener 
Stimmen abweichend zu beschließen. " 

19. § 72 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 werden nach dem Wort "Begrün­
dung" die Worte '" die Angaben zu dem 
Beauftragten und seinen Stellvertretern, die 
Erläuterungen zur Sammlung der Unter­
schriften" eingefügt. 

b) In Satz 4 Halbsatz 1 werden nach dem Wort 
"Begründung" die Worte '" die Angaben zu 
dem Beauftragten und seinen Stellvertretern 
sowie die Erläuterungen zur Sammlung der 
Unterschriften" eingefügt. 

20. § 77 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"lEine stimmberechtigte Person, die in das Wäh­
lerverzeichnis eingetragen ist, erhält auf Antrag 
einen Eintragungsschein nach dem Muster der 
Anlage 19." 

21. § 86 wird aufgehoben. 

22. § 90a wird wie folgt geändert: 

a) Im Einleitungssatz werden die Worte "über 
eine vom Landtag beschlossene Verfassungs­
änderung (Art. 88 LWG)" gestrichen. 

b) In Nr. 1 wird der Schlusspunkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz 2 
angefügt: 

"die Gemeinde kann für den gemeinsamen 
Wahlvorstand bis zu zwei zusätzliche Beisit­
zer berufen. " 

23. § 91 wird wie folgt geändert: 

a). In der Überschrift werden das Komma und 
das Wort "Außer-Kraft-Treten" gestrichen. 

b) In Abs. 1 entfällt die Absatzbezeichnung. 

c) Abs. 2 und 3 werden aufgehoben. 

24. Es wird folgender § 92 angefügt: 

,, § 92 
Übergangsregelung 

(1) Für die Wahl zum 17. Bayerischen Landtag 
können die Anlagen 4, 6, 7 und 10 in der bis zum 
Ablauf des 31. März 2013 geltenden Fassung ver­
wendet werden. 

(2) Für Anträge auf Zulassung eines Volksbe­
gehrens, für die bis zum Ablauf des 31. März 2013 
bereits Unterschriften nach Art. 63 Abs. 1 Satz 3 
LWG gesammelt wurden, kann die Anlage 18 
noch in der bis zu dies�m Tag geltenden Fassung 
verwendet werden. " 

25. Anlagen 1 und 3 werden durch die jeweiligen An­
lagen zu dieser Änderungsverordnung ersetzt. 

26: Anlage 4 wird wie folgt geändert: 

a) In der Kopfzeile der Tabelle für die vorge­
schlagenen Bewerber werden die Worte" Tag 
der Geburt" durch das Wort "Geburtsdatum" 
ersetzt. 

b) In den Textfeldern "Beauftragter/Beauftrag­
te für den Wahlkreisvorschlag" und "Stell­
vertretender Beauftragter/Stellvertretende 
Beauftragte" werden jeweils nach dem Wort 

" Tel. -N r." das Wort '" E-Mail " angefügt. 

27. Anlage 5 wird durch die jeweilige Anlage zu die­
ser Änderungsverordnung ersetzt. 

28. In den Anlagen 6 und 7 werden jeweils im dritten 
Textfeld die Worte "Tag der Geburt" durch das 
Wort "Geburtsdatum" ersetzt. 

29. Anlage 10 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift erhält die zweite Zeile fol­
gende Fassung: 

"für die Wahl zum _. Landtag im Wahlkreis 
" 

b) In Nrn. 5.1 und 5.2 werden jeweils in den 
Kopfzeilen der Tabellen die Worte "Tag der 
Geburt" durch das Wort "Geburtsdatum" er­
setzt. 

30. Anlage 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 1 wird nach der Tabelle folgende Zeile 
eingefügt: 

"Der Schriftführer/Die Schriftführerin ist nur 
dann stimmberechtigt, wenn er/sie zugleich 
Beisitzer/Beisitzerin ist. " 

b) In Nr. 14 erhält der Einleitungs
'
satz folgende 

Fassung: 

"Vorstehende Niederschrift wurde vom 
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Schriftführer/von der Schriftführerin vorgele­
sen unQ vom Wahlkreisleiter, von allen Bei­
sitzern/Beisitzerinnen und vom Schriftführer/ 
von der Schriftführerin unterzeichnet. " 

31. In der Anlage 13 erhält die Überschrift unter 
Buchst. A. folgende Fassung: 

"A. Erststimme für die Wahl einer oder eines 
Stimmkreisabgeordneten " . 

32. Anlage 14 wird durch die jeweilige Anlage zu die­
ser Änderungsverordnung ersetzt. 

33. Anlage 15 Nr. 6 wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird im Einleitungssatz das Wort 
"abstimmen" durch das Wort "wählen" und 
im dritten Spiegelstrich das Wort "Wahl um­
schläge" durch das Wort "Stimmzettelum­
schläge " ersetzt. 

b) Satz 3 wird aufgehoben; die bisherigen Sät­
ze 4 und 5 werden Sätze 3 und 4. 

34. Anlagen 16 bis 20 werden durch die jeweiligen 
Anlagen zu dieser Änderungsverordnung ersetzt. 

35. In der Anlage 21 werden über der Überschrift am 
linken oberen Rand folgende Textfelder einge­
fügt: 

Gemeinde 

Verwaltungsgemeinschaft 

§2 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. April 2013 in 
Kraft. 

(2) Abweichend von Abs. 1 tritt § 1 Nr. 27 am 
1. Dezember 2013 in Kraft. 

München, den 4. März 2013 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Joachim H e r  r m a n  n ,  Staats minister 
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Gemeinde 

Verwaltungsgemeinschaft 

Zutreffendes bitte ankreuzen [8] oder in Druckschrift ausfüllen 

BEKANNTMACHUNG 

über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 
und die Erteilung von Wahlscheinen 

für die Wahl zum Landtag und zum Bezirkstag 

am __________ _ 

1.  Das Wählerverzeichnis für d ie Landtagswahl und die Bezirkswahl 

o der Gemeinde 

O der Stimmbezirke der Gemeinde 

(20. Tag vor der Wahl) (16. Tag vor der Wahl) 

Anlage 1 
(zu § 17) 

o wird in der Zeit vom ______________ bis _______________ _ 

o während der Dienststunden 

o von _____ Uhr bis _____ Uhr imlin 

(Rathaus/Dienststelle: Anschrift, Zim mer-Nr.)1) 

für Stimmberechtigte zur Einsicht bereit gehalten. Stimmberechtigte können die Richtigkeit oder Vollständigkeit 
der zu ihrer Person im· Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Die Richtigkeit oder Vollständigkeit 
der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen können Stimmberechtigte nur überprüfen, 
wenn Tatsachen glaubhaft gemacht werden, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wähler­
verzeichnisses ergeben kann. Das Recht zur Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Stimmberechtig­
ten, für die im Melderegister eine Auskunftssperre nach dem Meldegesetz eingetragen ist. 

2. 0 Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt; die Einsicht ist durch ein Datensichtgerät 
möglich. 

3. Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 

Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann während der Einsichtsfrist (20. bis 16. Tag 
vor der Wahl), spätestens am 

(16. Tag vor der Wahl) 

__________________ bis _______ Uhr im/in 

(Rathaus1Dienststelle: Anschrift, Zimmer-Nr.) 

__________________________________ Einspruch einlegen. 

Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 

(21. Tag vor der Wahl) 

4. Stimmberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten spätestens am --:----:-:-:-----:----:--.,..,c:-:c--,:-­
eine Wahlbenachrichtigung samt Vordruck für einen Antrag auf Erteilung eines Wahlscheins. Wer keine Wahlbe­
nachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, stimmberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wählerverzeichnis 
einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Stimmrecht nicht ausüben kann. 

1) Wenn die Einsichtnahme an mehreren Stellen möglich ist, diese und die jeder Stelle zugeteilten Gemeindeteile oder die N ummern 
der Stimmbezirke angeben. 
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(Nummer und Name des Stimmkreises) 

5. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Stimmkreis ___________________ _ 

durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum (Stimmbezirk) dieses Stimmkreises 
oder 
durch Briefwahl  

teilnehmen. 

6. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

6 .1  eine in das Wählerverzeichnis eingetragene stimmberechtigte Person. 

(2.  Tag vor der Wahl) 

Der Wahlschein kann bis zum ________ , 15 Uhr 
(RathausIDienststelle: Anschrift, Zimmer-Nr.) 

im/in _____________ � ________________________ ___ 

schriftlich, elektronisch oder mündlich (nicht aber telefonisch) beantragt werden. Wenn bei nachgewiesener plötz­
licher Erkrankung der Wahlraum nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten aufgesucht werden kann, kann 
der Antrag noch bis zum Wahltag, 15 Uhr, gestellt werden. 

6.2 eine nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene stimmberechtigte Person, wenn 
a) sie nachweist, dass sie ohne ihr Verschulden die. Antragsfrist auf Aufnahme in das Wählerverzeichnis nach 

§ 15 Abs. 1 der Landeswahlordnung (bis zum ) oder die Einspruchsfrist gegen das 
Wählerverzeichnis nach § 19 Abs. 1 der Landeswahlordnung versäumt hat, 

b) ihr Recht auf Teilnahme erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 15 Abs. 1 der Landeswahlordnung oder der 
Einspruchsfrist nach § 19 Abs. 1 der Landeswahlordnung entstanden ist, 

c) ihr Stimmrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden ist und die Gemeinde von der Feststellung erst 
nach Abschluss des Wählerverzeichnisses erfahren hat. 

Diese Stimmberechtigten können bei der in Nr. 6.1 bezeichneten Stelle den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheins 
noch bis zum Wahltag, 15 Uhr, schriftl ich, elektronisch oder mündlich (nicht aber telefonisch) stellen. 

7. Behinderte Stimmberechtigte können sich bei der AntragsteIlung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 

Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er 
dazu berechtigt ist. 

8. Mit dem Wahlschein erhält die stimmberechtigte Person 
- je einen Stimmzettel mit den Stimmkreisbewerbern für die Landtagswahl (weiß) und die Bezirkswahl (blau), 
- je einen Stimmzettel mit den Wahlkreisbewerbern für die Landtagswahl (weiß) und die Bezirkswahl (blau), 
- zwei Stimmzettelumschläge (weiß und blau), 

. 

- einen roten Wahlbriefumschlag mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zu übersenden ist, und 
- ein Merkblatt für die Briefwahl. 

Wahlschein und Briefwahlunterlagen werden übersandt oder amtlich überbracht. Versichert eine stimmberechtigte 
Person glaubhaft, dass ihr der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihr bis zum Tag vor der Wahl, 
12 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 

9. Wahlschein und Briefwahlunterlagen können' auch durch die Stimmberechtigten persönlich abgeholt werden. An 
andere Personen können diese Unterlagen nur ausgehändigt werden, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme 
durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht und einen amtlichen Ausweis nachgewiesen wird und die bevollmäch­
tigte Person nicht mehr als vier Stimmberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeinde vor dem Empfang der Unter­
lagen schriftlich zu versichern. 

10. Bei der Briefwahl müssen die Stimmberechtigten dafür sorgen, dass der Wahlbrief mit den Stimmzetteln und dem 
Wahlschein bei der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle spätestens am Wahltag bis 18 Uhr eingeht. 
Nähere' Hinweise darüber, wie die Stimmberechtigten die Briefwahl auszuüben haben, ergeben sich aus dem 
Merkblatt für die Briefwahl. 

Datum Unterschrift 
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Anlage 3 
(zu § 23 Abs. 2) 

Gemeinde 
Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt! 

Verwaltungsgemeinschaft 

Zutreffendes bitte ankreuzen lXl oder in Druc)<schrift ausfüllen 

(Name und Anschrift der/des 
Stimmberechtigten) 

WAHLSCHEIN 

Landtagswahl 

und Bezirkswahl 

am 

für die 

L L1 

8 81 

Nur gültig für den Stimmkreis 

Wahlschein Nr. 

Wählerverzeichnis Nr. 

D oder Wahlschein nach § 22 Abs. 2 LWO 

geboren am 

kann mit diesem Wahlschein an der Wahlin dem obengenannten Stimmkreis teilnehmen 
1 .  gegen Abgabe des Wahlscheins und unter Vorlage eines Personalausweises oder Reisepasses durch 

Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum des oben genannten Stimm kreises 
o d e r  

2. durch Briefwahl. 

Datum 

Unterschrift der/des mit der Erteilung des Wahlscheins beauftragten 
Bediensteten (kann bei automatischer Erstellung des Wahlscheins entfallen) 

(Dienstsiegel) 

Versicherung an Eides statt zur Briefwahl1) 

L2 

82 

Ich versichere der mit der Durchführung der Briefwahl betrauten Gemeinde an Eides statt, dass ich die beigefügten 
Stimmzettel 

persönlich gekennzeichnet habe 

Datum 

x 
Unterschrift der Wählerin/des Wählers 

x 
1) Auf die Strafbarkeit einer falsch abgegebenen Versicherung an 

Eides statt wird hingewiesen. 
2) Wählerinnen und Wähler, die des Lesens unkundig sind oder 

wegen einer körperlichen Behinderung einer Hilfe bei der Stimm­
abgabe bedürfen, können eine andere Person bestimmen, deren 
Hilfe sie sich bei der Stimmabgabe bedienen wollen. Diese Hilfs­
person muss das 16. Lebensjahr vollendet haben. Sie hat die "Ver­
sicherung an Eides statt zur Briefwahl" zu unterzeichnen. Außer­
dem muss die Hilfsperson geheim halten, was sie bei der Hilfestel­
lung von der Stimmabgabe eines anderen erfahren hat. 

oder als Hilfsperson2) gemäß dem erklärten Willen 
der Wählerin/des Wählers gekennzeichnet habe. 
Datum 

x 
Unterschrift der Hilfsperson 

x 
Weitere Angaben in Blockschrift 
Vor- und Familienname der H ilfsperson 

Anschrift der Hilfsperson (Straße, Haus-Nr., PLZ, Wohnort) 
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Anlage 5 
(zu § 31 Abs. 3) 

FORMBLATT FÜR EINE UNTERSTÜTZUNGSUNTERSCHRIFT 

Eine Unterstützungsunterschrift ist nur gültig, wenn sie die Unterzeichnerin/der Unterzeichner persönlich geleistet hat. 
Unterstützungsunterschriften, die die Person des Unterstützenden nicht eindeutig erkennen lassen (z. B. wegen unle­
serlicher, falscher oder unvollständiger Angaben) oder die nicht persönlich unterschrieben sind, sind ungültig. 

Unterstützungsunterschriften dürfen erst gesammelt werden, wenn der Wahlkreisvorschlag aufgestellt ist. Vorher geleis­
tete Unterstützungsunterschriften sind ebenso ungültig. 

Jede stimmberechtigte Person darf mit ihrer Unterschrift nur einen Wahlkreisvorschlag unterstützen. Wer mehrere 
Wahlkreisvorschläge unterzeichnet, macht sich nach § 1 08d des Strafgesetzbuchs (StGB) in Verbindung mit § 1 07a StGB strafbar. 

Ausgegeben durch den Wahlkreisleiter 

Datum (Dienstsiegel der Dienststelle 

des Wahlkreisleiters) 

U nterstützungsunterschrift 

Ich unterstütze hiermit durch meine Unterschrift den Wahlkreisvorschlag der 

Name der Partei oder Wählergruppe*) KUrzbezeichnung*) 

für den Wahlkreis*) für die Wahl zum _.*) Landtag 

Bitte in Druckschrift ausfüllen 

Familienname 

I 
Vomame Geburtsdatum 

Anschrift - Hauptwohnung - (Straße. Hausnummer. PLZ. Ort) Gemeinde 

Ich bin damit einverstanden, dass für mich eine Bescheinigung des Stimmrechts eingeholt wird. ' ) 
Datum 

X 

X 
Persönliche Unterschrift 

Nicht vom Unterz
'
eichner auszufüllen 

Bescheinigung des Stimmrechts2) 

Die/Der vorstehende Unterzeichnerin/Unterzeichner ist im Wahlkreis*) zum Zeitpunkt 
der Unterzeichnung (Datum s.o.) stimmberechtigt nach Art. 1 des Landeswahlgesetzes (LWG) und nicht nach Art. 2 LWG 
vom Stimmrecht ausgeschlossen. 

Datum 

Unterschrift der/des mit der Bescheinigung des Stimmrechts 
beauftragten Bediensteten 

*) Vom Wahlkreisleiter auszufüllen. 

(Dienstsiegel) 

1)  Bitte streichen, wenn die/der Unterzeichnerin/Unterzeichner die Bescheinigung ihres/seines Stimmrechts selbst einholen will. 
2) Das Stimmrecht darf von der Gemeinde nur einmal und nur für einen WahlkreisvorsChlag bescheinigt werden; dabei darf sie nicht 

festhalten, für welchen Wahlkreisvorschlag die erteilte Bescheinigung bestimmt ist. 
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BESCHEINIGUNG DES STIMMRECHTS3)4) 

für die Wahl zum _" Landtag 

Familienname 

I 
Vorname 

Anschrift - Hauptwohnung (Straße, Hausnummer, PLZ, Ort) 

Geburtsdatum 

Gemeinde 

noch Anlage 5 
(zu § 31 Abs. 3) 

ist im Wahlkreis zum Zeitpunkt der Unterzeichnung stimmberechtigt nach 
Art. 1 des Landeswahlgesetzes (LWG) und nicht nach Art. 2 LWG vom Stimmrecht ausgeschlossen. 

Datum 

Unterschrift der/des mit der Bescheinigung des Stimmrechts 
beauftragten Bediensteten 

3) Muster für den Fall einer gesonderten Bescheinigung nach § 31 Abs. 3 Nr. 3 Satz 2 LWO 

(Dienstsiegel) 

4) Das Stimmrecht darf von der Gemeinde nur einmal und nur für einen Wahlkreisvorschlag bescheinigt werden; dabei darf sie nicht 
festhalten, für welchen Wahlkreisvorschlag die erteilte Bescheinigung bestimmt ist. 



Wahlkreisvorschlag Nr. 1 
A-Partel 

0 101  Kaufmann Karl 
Dipl.-Vw. 
Prokurist 
München 

0 
102 Schwaiger Maria 

Hausfrau 
Garehing 

0 1 04 Lang Fritz 
Dipl.-Kfm. 

Selbst. Kaufmann 
München 

0 105 Cr. Waldemann 

Franziska 
Fachärztin 
München 

0 
106 Hauser Leonhard 

Landwirt 
Teising 

0 1 07 Or. Stangl Inge 
Oberstudienrätin 

Starnberg 

0 108 Liebig Paul 
Schreinermeister 

Grasbrunn 

STIMMZETTEL ZUR LANDTAGSWAHL AM __________ _ 

B. Zweitstimme für die Wahl einer oder eines Wahlkreisabgeordneten 

(Erläuterung: Die fehlende Ordnungsnummer betrifft die Stimmkreisbewerberinlden Stimmkreisbewerber. 

Sie/Er wird nicht auf diesem Stimmzettel, sondern auf dem Stimmzettel A zur Wahl gestellt.) 

Sie haben 1 Stimme Wahlkreis Oberbayern 1 1 2 Stimmkreis Dachau 

Wahlkreisvorschlag Nr. 2 Wahlkreisvorschlag Nr. 3 Wahlkreisvorschlag Nr. 4 Wahlkreisvorschlag Nr. 5 Wahlkreisvorschlag Nr. 6 Wahlkreisvorschlag Nr. 7 
B-Partel C-Partei O-Partel EMPartei F-Partei G-Partel 

0 201 Dr. Hofmann Karin 0 301 Gruber August 0 401 Wiesner Max 0 502 Altmann 0 601 Wallner Joset 0 702 Ederer Gottlieb 
Land1ags- Landwirt Rechtsanwalt Anne-Marie Dipl.-Biologe Dipl.-Ing., Baura1 

abgeordnete Miesbach Dachau Psychologin Schongau Erding 
München München 

0 
203 Strobl Anton 0 302 Fuchs Heinrich 0 402 Beim Martina 0 503 Kollmann Franz 0 602 Hammer Doris 0 703 or. Peters Willi 

Journalist, MdL Behördenangest. Regierungs- Buchhalter Lehrerin Notar 
München Freising inspektorin Rosenheim München Bad Reichenhall 

Weilheim 

0 204 Ganser Franz 0 304 Mühlbauer 

0 
403 Cr. Grelner Ernst 0 504 Rößler Inge 0 604 Brendl Johann 

0' 
704 Brandt Nikola 

Augen� Pauline Tierarzt EDV-Kauffrau Landmaschinen� Randels-
optikermeister Sekretärin München München Händler fachwirtin 

Miesbach Murnau Au i.d. Hallertau Puchheim 

0 205 Buchner Martha 0 305 Memmel Kurt 0 405 Brandl Michaela 0 505 Stumpf Rosa 0 605 Buhl Max 
Kraftfahrerin Dipl.-Ing. Baukauftrau Lehrerin Dipl.agr.ing. 

München Architekt Ingolstadt Fürstenfeldbruck Landwirtschaftsrat 
Herrsching Glonn 

0 206 Filser Beate 0 306 Meier Claudia 

0 
406 Wimmer Paul 

0 
506 Birnbaum Romeo 0 606 Kraus Johanna 

Exportkauffrau Redakteurin Fuhrunternehmer Pfarrer Steuerinspektorin 
Fürstenfeldbruck Rosenheim Ingolstadt Traunstein München 

0 207 Müller Peter 0 307 Kleber Max 10 407 Or. Anger Ute 10 507 Manstein Allred 10 607 Hoffmann Heinz 
Geschäftsführer Fach- Chemikerin Graveur Käsefabrikant 

Feldafing oberlehrer Gräfelfing Dachau Rott a. Inn 
Eichstätt 

0 
208 Palm Otto 0 308 Riese Hans 10 408 Hampel Lorenz 10 508 Remmel Anneliese 1 0 608 Springer Adam 

Amtmann a.O. Revisor Verwaltungs� Journalistin Hotelier 
München Erding angest. Trostberg Bad Aibling 

Rosenheim 

N .:: 
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Wahlkreis 

Stimmkreis 

Gemeinde 

Landkreis 

I 
Stimmbezirk (Name oder Nummer) 

D Allgemeiner Stim mbezirk 

D Sonderstimmbezirk 

Anlage 16 
(zu § 64 Abs. 1)  

D Stimmbezirk m i t  beweglichem Wahlvorstand 

I Zutreffendes bitte ankreuzen [gj oder in Druckschrift ausfüllen 

WAH LNIEDERSCHRIFT/Urnenwahl 

zur LANDTAGSWAHL am 

1 .  Wahlvorstand 

Zur Landtagswahl waren vom Wahlvorstand erschienen: 

Diese Wahlniederschrift ist unter Nr. 5.4.1 von allen 
Mit liedern des Wahlvorstands zu unterschreiben. 

als Wahlvorsteher 

als stellvertretender Wahlvorsteher und Beisitzer 

als Schriftführer und Beisitzer 

als stellvertretender Schriftführer und Beisitzer 

als Beisitzer 

als Beisitzer 

als Beisitzer 

als Beisitzer 

als Beisitzer 

Anstelle der nicht erschienenen oder ausgefallenen Mitglieder des Wahlvorstands ernannte der Wahlvorsteher die folgenden 
Stimmberechtigten zu Mitgliedern des Wahlvorstands: 

Als Hilfskräfte waren zugezogen: 
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2. Wahlhandlung 

2.1 Hinweis auf Verpflichtung des Wahlvorstands - Auflegung des Landes­
wahlgesetzes und der Landeswahlordnung - Anschlag der ' Wahlbe­
kanntmachung und der Stimmzettelmuster 

Der Wahlvorsteher eröffnete die Wahlhandlung damit, dass er die anwesenden 
Mitglieder des Wahlvorstands auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahr­
nehmung ihres Amts und zur Verschwiegenheit über die ihnen bei ihrer amtli­
chen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten hinwies; er stellte die Er­
teilung dieses Hinweises an alle Beisitzer vor Aufnahme ihrer Tätigkeit sicher. 
Er belehrte sie über ihre Aufgaben. 

Je eine Textausgabe des Landeswahlgesetzes und der Landeswahlordnung 
lag im Wahlraum vor. Am oder im Eingang des Gebäudes, in dem sich der 
Wahlraum befand, wurden eine Kopie der Wahlbekanntmachung und ein Mus­
ter der Stimmzettel angebracht. 

2.2 Wahlurne 

Der Wahlvorstand stellte fest, dass sich die Wahlurne in ordnungsgemäßem Zahl der 
Zustand befand und leer war. Sodann wurde die Wahlurne benutzten Wahlurnen: ___ _ 

D versiegelt. 

D verschlossen. Der Wahlvorsteher nahm den Schlüssel in Verwahrung. 

D Es stand noch eine weitere Wahlurne für den Fall bereit, dass die erste 
nicht ausreicht. 

2.3 Abstimmungsschutzvorrichtungen 

Damit die Wähler die Stimmzettel unbeobachtet kennzeichnen konnten, waren Zahl der Wahlzellen: 
im Wahlraum Wahlzellen oder Tische mit Sichtblenden oder Nebenräume, die 
nur vom Wahlraum aus betretbar waren, hergerichtet. Vom Tisch des Wahlvor- Zahl der Tische 
stands konnten die Wahlzellen (die Sichtblenden/der Eingang zu den Neben- mit Sichtblenden: 
räumen) überblickt werden. 

2.4 Berichtigung des Wählerverzeichnisses, Ungültigkeit von Wahlscheinen, 
Beginn der Wahl 

2.4.1 D Ein Verzeichnis über nachträglich ausgestellte Wahlscheine lag nicht vor. 
Das Wählerverzeichnis war nicht zu berichtigen. 

D Vor Beginn der Stimmabgabe berichtigte der Wahlvorsteher das Wähler­
verzeichnis nach dem Verzeichnis der nachträglich ausgestellten Wahl­
scheine, indem er bei den in diesem Verzeichnis aufgeführten Stimmbe­
rechtigten in den Spalten für die Stimmabgabevermerke "Wahlschein" oder 
"W" eintrug. 

Der Wahlvorsteher berichtigte auch die Zahlen der Abschlussbeurkundung 
der Gemeinde. 

2.4.2 D Am Wahltag wurden von der Gemeinde noch Wahlscheine an erkrankte 
Stimmberechtigte erteilt. Der Wahlvorsteher berichtigte das Wählerver­
zeichnis und die dazugehörige Abschlussbeurkundung entsprechend 2.4. 1 .  

2.4.3 D Der Wahlvorstand hat eine Mitteilung über die Ungültigkeit von Wahlschei­
nen nicht erhalten. 

D Der Wahlvorstand wurde vom/von unterrichtet, 
dass folgende(r) Wahlschein(e) für ungültig erklärt worden ist/sind: 
(Vor- und Familienname des Wahlscheininhabers sowie Wahlschein-Nr.) 

Zahl der Nebenräume: ___ _ 

Beginn der Wahl: 
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2.5 Beweglicher Wahlvorstand 

2.5.1 0 Im allgemeinen Stimmbezirk befinden sich folgende Einrichtungen nach § 7 
Satz 1 LWO, für die die Gemeinde die Stimmabgabe vor einem bewegli­
chen Wahlvorstand angeordnet hatte: 

(Bezeichnung) 

Die personelle Zusammensetzung der beweglichen Wahlvorstände für die 
einzelne(n) Einrichtung(en) (drei Mitglieder des Wahlvorstands einschließ­
lich des Wahlvorstehers oder seines Stellvertreters) ist aus der dieser Nie-
derschrift beigefügten Anlage(n) ersichtlich. " 

Der bewegliche Wahlvorstand begab sich zu der vereinbarten Zeit mit einer 
verschlossenen Wahlurne und mit Stimmzetteln in die Einrichtung und 
übergab dort den Stimmberechtigten die Stimmzettel. Er wies die Stimmbe­
rechtigten auf die Möglichkeit des § 46 LWO hin. Die Wähler konnten die 
Stimmzettel unbeobachtet kennzeichnen. 

Nachdem der Wahlvorsteher die Wahlscheine geprüft hatte, legten die 
Wähler die mehrfach gefalteten Stimmzettel in die Wahlurne. Soweit ein 
Wähler es wünschte, legte der Wahlvorsteher die Stimmzettel ungeöffnet in 
die Wahlurne. Der bewegliche Wahlvorstand nahm die Wahlscheine ein. 

Nach Schluss der Stimmabgabe brachte der bewegliche Wahlvorstand die 
verschlossene Wahlurne und die Wahlscheine unverzüglich in den Wahl­
raum zurück. Hier verblieb die verschlossene Wahlurne bis zum Schluss 
der Wahl unter ständiger Aufsicht des Wahlvorstands. Anschließend wurde 
ihr Inhalt mit dem der allgemeinen Wahlurne vermengt und zusammen mit 
den Stimmen des Stimmbezirks ausgezählt. 

2.5.2 0 Im Sonderstimmbezirk begab sich der bewegliche Wahlvorstand in die 
Krankenzimmer und verfuhr wie unter 2.5. 1 beschrieben. 

2.6 Schluss der Wahl 

Anlagen Nr.: ______ _ 

Um 1 8  Uhr gab der Wahlvorsteher den Ablauf der Abstimmungszeit bekannt. Schluss der Wahl: 
Danach wurden nur noch die im Wahlraum anwesenden und die ggf. vor dem 
Wahlraum wartenden Stimmberechtigten zur Stimmabgabe zugelassen. Uhr ___ ...,.. Minuten 

Der Zutritt zum Wahlraum wurde solange gesperrt, bis der letzte der anwesen­
den Wähler seine Stimme abgegeben hatte. Sodann erklärte der Wahlvorste­
her die Wahl für geschlossen. Alle nicht benutzten Stimmzettel wurden ent­
fernt 
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3. Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 

3.1 Vorbereitung 

Die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses wurde unmittelbar nach 
Schluss der Wahl und ohne Unterbrechung unter der Leitung des Wahlvorste­
hers bzw. dessen Stellvertreters vorgenommen. 
Der Wahlvorsteher öffnete zunächst die Wahlurne(n) und entnahm daraus die 
Stimmzettel. Sie wurden ggf. mit dem Inhalt der Wahlurne(n) des (der) beweg­
lichen Wahlvorstands (Wahlvorstände) vermischt. Der Wahlvorsteher über­
zeugte sich, dass die Wahlurne(n) leer war(en). 

3.2 Stimmberechtigte 

Der Schriftführer übertrug aus der - ggf: berichtigten - Abschlussbeurkundung 
des Wählerverzeichnisses die Zahl der Stimmberechtigten in Abschnitt 4.1 un­
ter Kennbuchstaben [KIl, 1 A 2 1 und 1 A 1 + A 2 1 der Wahlniederschrift. 

3.3 Ermittlung der Zahl der Wähler 

Der Schriftführer zählte anhand der Stimm­
abgabevermerke die Wähler 

a) im Wählerverzeichnis 
(Spalten L 1 und L 2) 

b) bei den eingenommenen Wahl­
scheinen (Kästchen L 1 und L 2) 

c) (a + b) zusammen 

Zahl der Wähler mit Stimmabgabevermerk 

nur für den nur für den für beide 
kleinen großen 

Stimmzettel 
Stimmzettel Stimmzettel 

1 2 3 

Wähler 
insgesamt Kenn-

Sp. 1 + Sp. 2 buchstabe 
+ Sp. 3 

4 5 
= 81 

= 82 

= 8 

� 
Diese Zahlen wurden in 
Abschnitt 4.2 unter B 1 ,  
B 2 und B übertragen. 

Daraus ergeben·sich 

d) Stimmabgabevermerke für die kleinen Stimmzettel (Zeile c Sp. 1 + Sp. 2) = 

e) Stimmabgabevermerke für die großen Stimmzettel (Zeile c Sp. 1 + Sp. 3) = 

3.4 Sortierung der kleinen Stimmzettel (A. Erststimme) und der großen 
Stimmzettel (B. Zweitstimme) 

Mehrere Beisitzer öffneten unter Aufsicht des Wahlvorstehers die Stimmzettel 
und bildeten folgende Stimmzettelstapel, die sie unter Aufsicht behielten: 

a) kleine Stimmzettel, geordnet nach Wahlkreisvorschlägen, auf denen die 
Stimme zweifelsfrei gültig abgegeben wurde, 

b) ungekennzeichnete kleine Stimmzettel, 
c) kleine Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken gaben und über die später 

vom Wahlvorstand Beschluss zu fassen war, 
d) große Stimmzettel, geordnet nach Wahlkreisvorschlägen, auf denen die 

. Stimme zweifelsfrei gültig abgegeben wurde, 
e) ungekennzeichnete große Stimmzettel, 
f) große Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken gaben und über die später 

vom Wahlvorstand Beschluss zu fassen war. 
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3.5 Behandlung der ungekennzeichneten kleinen und ' großen Stimmzettel 
(siehe 3.4 Buchst. b und e) 

Der Wahlvorsteher prüfte jeweils die Stapel mit den ungekennzeichneten klei­
nen und großen Stimmzetteln, die ihm hierzu von dem Beisitzer, der sie in 
Verwahrung hatte, übergeben wurden. Der Wahlvorsteher sagte jeweils an, 
dass die Stimme ungültig ist, und legte sie, getrennt nach kleinen und großen 
Stimmzetteln, auf einen gesonderten Stapel. 

3.6 Behandlung der Stimmzettel, die zu Bedenken Anlass gaben 
(siehe 3.4 Buchst. c und f) 

Zahl der 
ungekennzeichneten 
kleinen 
großen 
Stimmzettel 

Der Wahlvorsteher zeigte den Beisitzern jeden einzelnen Stimmzettel; der Zahl der 
Wahlvorstand fasste darüber Beschluss. Den Grund für die Ungültigkeit bzw. beschlussmäßig behandelten 
Gültigkeit und den Beschluss, für welche Wahlkreisliste oder welchen Bewer- kleinen 
ber eine Stimme für gültig erklärt wurde, vermerkte der Wahlvorsteher auf der großen 
Rückseite des Stimmzettels mit Unterschrift unter gleichzeitiger Angabe des Stimmzettel 
Abstimmungsverhältnisses. 

Die Stimmzettel wurden daraufhin gesondert zu den Stimmzettelstapeln mit 
den gültigen Stimmen (siehe 3 .4 Buchst. a bzw. d) oder zu den Stapeln mit den 
ungültigen Stimmen (siehe 3.5) gelegt, sodass sie später der Wahlnieder­
schrift beigefügt werden konnten. 

3.7 Zählen der Stimmzettel 

3.7.1 Zwei Beisitzer zählten unter Aufsicht des Wahlvorstehers unabhängig vonei­
nander je die Zahl der gültigen Stimmen auf den kleinen Stimmzetteln 
(A. Erststimme) nach Wahlkreisvorschlägen und die Zahl der ungültigen Stim­
men auf den kleinen Stimmzetteln. Stimmte das zahlenmäßige Ergebnis dieser 
beiden Zählungen überein, erfolgte der Eintrag in Abschnitt4.3, stimmte es 
nicht überein, wurde der Zählvorgang wiederholt. 

3.7.2 In gleicher Weise wurden von zwei Beisitzern unter Aufsicht des Stellvertreters 
des Wahlvorstehers je die Zahl der gültigen Stimmen auf den großen Stimm­
zetteln (B. Zweitstimme), getrennt nach Wahlkreisvorschlägen, und die Zahl 
der ungültigen Stimmen auf den großen Stimmzetteln gezählt. 

3.8 Kontrolle 

3.8.1 Die Zahl für die Stimmabgabevermerke für den kleinen Stimmzettel (3.3 
Buchst. d) stimmt mit der Zahl für die abgegebenen Erststimmen (Abschnitt 4.3 
Kennbuchstabe E,  Sp. Erststimmen) 

D überein. 

D aus folgenden Gründen nicht überein: 

3.8.2 Die Zahl für die Stimmabgabevermerke für den großen Stimmzettel (3.3 
Buchst. e) stimmt mit der Zahl für die abgegebenen Zweitstimmen (Ab­
schnitt 4.3 Kennbuchstabe E, Sp. Zweitstimmen) 

D überein.  

D aus folgenden Gründen nicht überein: 

Die Ergebnisse wurden in Ab­
schnitt 4.3 unter D 1 ,  D 2, usw., 
C, Spalte Erststimmen, einge­
tragen. 

Die Ergebnisse wurden in Ab­
schnitt 4.3 unter D 1, D 2, usw. , 
C, Spalte Zweitstimmen, einge­
tragen. 
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3.9 Erste Schnellmeldung 

Für die Erste Schnellmeldung wurden die Ergebnisse aus Abschnitt 4 in den 
hierfür vorgesehenen Wahlvordruck übertragen und sofort der Gemeinde bzw. 
dem Stimmkreisleiter gemeldet. 

3.10 Auszählen der großen Stimmzettel nach Bewerbern 

Für die Auszählung nach Bewerbern wurden 

o zwei Arbeitsgruppen (mit jeweils mindestens drei Mitgliedern) gebildet. Die 
Beisitzer, die die nach Wahlkreisvorschlägen sortierten Stimmzettel in Ver­
wahrung hatten, übergaben die einzelnen Stapel in der Reihenfolge der 
Wahlkreisvorschläge auf dem Stimmzettel nacheinander zu einem Teil dem 
Wahlvorsteher, zum anderen Teil seinem Stellvertreter. 

o drei ArbeitsgruPPen (mit jeweils mindestens drei Mitgliedern) gebildet. Die 
Beisitzer, die die nach Wahlkreisvorschlägen sortierten Stimmzettel in Ver­
wahrung hatten, übergaben die einzelnen Stapel in der Reihenfolge der 
Wahlkreisvorschläge auf dem Stimmzettel nacheinander zu je einem Teil 
dem Wahlvorsteher, seinem Stellvertreter und dem Schriftführer. 

Hierauf sagten diese für jeden einzelnen Stimmzettel getrennt an, für welchen 
Bewerber aus den Wahlkreislisten oder für welche Wahlkreisliste ohne Kenn­
zeichnung eines besonderen Bewerbers oder durch Kennzeichnung mehrerer 
Bewerber die Stimme abgegeben wurde. 

Jeweils ein Beisitzer oder eine Hilfskraft vermerkte die angesagte Stimmabga­
be sofort in der Zählliste für den betreffenden Wahlkreisvorschlag und wieder­
holte den Aufruf. Jeweils ein weiterer Beisitzer überwachte die ordnungsgemä­
ße Führung der Zählliste. 

Die für jeden Wahlkreisvorschlag in Abschnitt 4.3 F in der Zeile "Zweitstimmen 
insgesamt" jeweils vermerkte Zahl stimmt mit der entsprechenden Zahl im Ab­
schnitt 4.3 D, Spalte "Zweitstimmen" überein. Stimmten die Zahlen nicht über­

. 
ein, so wurde der Auszählungsvorgang wiederholt. 

3.1 1 Feststellung des Ergebnisses im Stimmbezirk 

Das in Abschnitt 4 enthaltene Ergebnis wurde vom Wahlvorstand als das Er­
gebnis des Stimmbezirks festgestellt und vom Wahlvorsteher im Wahlraum 
mündlich bekannt gegeben. Für die Zahlen nach "noch 4.3 Wahlergebnis: (F) 
(Gültige Zweitstimmen für die einzelnen Bewerber)" kann auf die Niederschrift 
verwiesen werden. 

Ausfüllen des Wahlvordrucks 
"Erste Schnellmeldung" 

Übertrag der Zahlen aus den 
Zähllisten in Abschnitt 4.3 F 

Vergleich der Zweitstimmen­
zahlen von Abschnitt 4.3 F mit 
Abschnitt 4.3 D 1 ,  D 2 usw . 
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Bitte nicht ausfüllen 

I I I I I I I 
Stimmkreis Gemeinde 

1-3 4-9 

4. Wahlergebnis 

I Kennbuchstabe I Bezeichnung 

4.1 STIMMBERECHTIGTE (siehe 3.2) 

A 1  Stimmberechtigte ohne Vermerk "W" (Wahlschein) 11. Wählerverzeichnis 01 

A 2  Stimmberechtigte mit Vermerk "W" (Wahlschein) 11. Wählerverzeichnis 02 

A 1 + A 2  Stimmberechtigte zusammen 04 

4.2 WÄHLER (siehe 3.3) 

B 1 Wähler laut Wählerverzeichnis 05 

B 2  Wähler mit Wahlschein 06 

B Wähler zusammen (B 1 + B 2) 07 

4.3 STIMMEN (siehe 3.7 und 3 .1 0) 

Wahlkreisvorschlag 
Erststimmen 

Nr. Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe 

D 1 1 1 1  

D 2 2 12 

D 3 3 13 

D 4 4 14 

D 5 5 15  

D 6 6 16 .  

D 7 7 17  

D 8 8 18  

D 9 9 19  

D 10 1 0  20 

D 1 1  1 1  21 

D 1 2  1 2  22 

D 1 3 1 3  23 

D 1 4  14  24 

D 1 5  1 5  25 

D 1 6 1 6  26 

D 1 7  usw. 1 7  27 

D Gültige Stimmen zusammen (D 1 + D 2 usw.) 30 

C Ungültige Stimmen 31 

E Abgegebene Stimmen zusammen (D + C) 32 

I I I 
Stimmbezirk Art 

1 0-13 14 

Anzahl 

Zweitstimmen 

41 

42 

43 

44 

.45 

46 

47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

57 

60 

61 

62 
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noch 4.3 Wahlergebnis: (F) Gültige Zweitstimmen für die einzelnen Bewerber1} 

ordnungs- I Zweit-
nummer stimmen 

ordnungs- I Zweit-
nummer stimmen 

1 2 

Wahlkreisvorschlag Nr. 1 
(Kurzbezeichnung: ______ -' 

Die Nummer d S '  es timm ' b  rtl felS ewe . h U ers Ist zu strelc en. 

100 ') 106 
101 107 
102 108 
103 109 
104 1 10 
105 1 1 1  
zus. zus. 

*) ohne Kennzeichnung eines besonderen 
Bewerbers oder mit Kennzeichnung mehrerer 
Bewerber Innerhalb der Wahlkrelshste 

Wahlkreisvorschlag Nr. 2 
(Kurzbezeichnung: ______ _ 

ordnungs- I Zweit-
nummer stimmen 

3 

ordnungs- I Zweit-
nummer stimmen 

4 

nter d' leser N d rf k E' rf l  ummer a em mtrag e olgen. 

1 12  1 1 8  
1 1 3  1 1 9  
1 1 4  120 
1 15  121  
1 1 6  122 
1 1 7  123 
zus. zus. 

Zweitstimmen insgesamt (Spalten 1 +2+3+4): 

Die Nummer des Stimmkreisbewertlers ist zu streichen. Unter dieser Nummer da rf kein Eintrag erfolgen. 

200 ') 206 
201 207 
202 208 
203 209 
204 210 
205 211 
zus. zus. 

*) ohne Kennzeichnung eines besonderen 
Bewerbers oder mit Kennzeichnung mehrerer . . . 
Bewerber Innerhalb der Wahlkrelshste 

Wahlkreisvorschlag Nr. 32) 

(Kurzbezeichnung: ______ -' 

Die Nummer des Stimmkreisbewertlers ist zu streichen. 

300 ') 306 
301 307 
302 308 
303 309 
304 310 
305 31 1 
zus. zus. 

*) ohne Kennzeichnung eines besonderen 
BeYJerbers oder mit Kennzeichnung mehrerer . . . 
Bewerber Innerhalb der Wahlkrelshste 

212 218 
213 219 
214 220 
215 221 
216 222 
217 223 
zus. zus. 

Zweitstimmen insgesamt (Spalten 1 +2+3+4): 

Unter dieser Nummer darf kein Eintrag erfolgen. 

312 318 
313 319 
314 320 
315 321 
316 322 
317 323 
zus. zus. 

Zweitstimmen insgesamt (Spalten 1 +2+3+4): 

Summe aus 

Sp. 1 :  

Sp. 2: 

Sp. 3: 

-
Sp. 4: 

-) I 
"") Vgl. Abschnitt 4.3 D 1. 

Spalte Zweitstimmen 

Summe aus 

Sp. 1 :  

Sp. 2: . 

Sp. 3: 

Sp. 4: 

.*) I 
"") Vgl. Abschnitt 4.3 D 2. 

Spalte Zweitstimmen 

Summe aus 

Sp. 1 :  

Sp. 2: 

Sp. 3: 

Sp. 4: 

**) I 
-) Vgl. Abschnitt 4.3 D 3. 

Spalte Zweitstimmen 

1) Die Anzahl der Ordnungsnummern richtet sich nach der Zahl der Abgeordneten im Wahlkreis (Art. 21 Abs. 2 LWG). Sie muss in den 
einzelnen Wahlkreisen entsprechend angepasst werden. 

2) Für weitere Wahlkreisvorschläge entsprechend erweitern. 
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5. Abschluss 

5.1 Besondere Vorfälle 

D Während der Wahlhandlung ereigneten sich keine besonderen Vorfälle. 

D Soweit sich besondere Vorfälle ereigneten (z. B.  Zurückweisung von Wäh­
lern - § 45 Abs. 5 oder § 48 LWO -, Mitteilung über für ungültig erklärte 
Wahlscheine - § 25 Abs. 8 Satz 3 LWO -), wurden Niederschriften angefer- Anlagen Nr.: ______ _ 
tigt und als Anlagen beigefügt. 

5.2 Anwesenheit des Wahlvorstands 

Anwesend waren während der Wahlhandlung immer mindestens drei Mitglieder 
des Wahlvorstands, darunter der Wahlvorsteher und der Schriftführer oder ihre 
Stellvertreter, während der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 
mindestens fünf Mitglieder. 

5.3 Öffentlichkeit der Wahl 

Die Wahlhandlung sowie die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 
waren öffentlich. 

5.4 Unterschriften der Mitglieder de� Wahlvorstands 

5.4.1 Vorstehende Niederschrift wurde vom Schriftführer vorgelesen und von allen 
Mitgliedern des Wahlvorstands durch ihre Unterschrift genehmigt. 

1 .  Der Wahlvorsteher Die übrigen Beisitzer 

4. _____________________ _ 
2. Der Stellvertreter 

5. ________________________ _ 

3. Der Schriftführer 
6. ___________ _ 

7. ___________ _ 

8. ___________ _ 

9. ___________ _ 

5.4.2 Das (Die) Mitglied(er) des Wahfvorstands 

(Vor- und Familienname) 

verweigerte(n) die Unterschrift unter der Wahlniederschrift, weil 

(Angabe der Gründe) 

Unterschriften der 
Mitglieder des Wahlvorstands 
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5.5 Ordnen und Verpacken der Wahlunterlagen 
, 

Nach Schluss des Wahlgeschäfts verpackte und verschnürte der Wahlvorste­
her je für sich alle Stimmzettel und Wahlscheine3), die nicht dieser Wahlnieder­
schrift als Anlagen beigefügt sind: 

a) die kleinen Stimmzettel (A. Erststimme) mit gültigen Stimmen, 
geordnet Flach Wahlkreisvorschlägen, 

b) die großen Stimmzettel (B. Zweitstimme) mit gültigen Stimmen, 
geordnet nach Wahlkreisvorschlägen, 

c) die ungekennzeichneten kleinen Stimmzettel ,  
d) die ungekennzeichneten großen Stimmzettel, 
e) die eingenommenen Wahlscheine3), 
f) die unbenützten Stimmzettel. 

Die Pakete nach Buchst. a bis e wurden versiegelt. Jedes Paket wurde mit dem 
Namen der Gemeinde, der Nummer des Stimm bezirks und der Inhaltsangabe versehen. 

5.6 Übergabe der Wahlverhandlungen 

Dem Beauftragten der Gemeinde wurden übergeben: Übergabe: 

a) Diese Wahlniederschrift mit Anlagen (Zähllisten, evtl. Niederschriften über Tag: 
besondere Vorkommnisse, beschlussmäßig behandelte Stimmzettel ,  be­
schlussmäßig behandelte Wahlscheine von zurückgewiesenen Wählern) in Uhrzeit: 
der dafür vorgesehenen Versandtasche, 

. 

b) das Wählerverzeichnis3), 

c) die Pakete, wie unter 5.5 beschrieben, 

d) die Wahlurne - ggf. mit Schloss und SChlüsseI4), 

e) die sonst von der Gemeinde zur Verfügung gestellten Ausstattungsgegen­
stände3). 

Ordnungsgemäß übergeben vom 
Wahlvorsteher: 

Vom Beauftragten nach Prüfung auf 
Vollständigkeit übernommen: 

3) Gilt nicht für die Auswertung der Landtagswahl, die Unterlagen müssen noch für die Auswertung der Bezirkswahl zur Verfügung 
stehen. 

4) Gilt nicht für die Auswertung der Landtagswahl, wenn für die Landtags- und Bezirkswahl eine gemeinsame Wahlurne verwendet 
wurde. 
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Wahlkreis 

Stimmkreis 

Gemeinde 

Landkreis 

WAH LNIEDERSCHRIFT/Briefwahl 

zur  LANDTAGSWAHL am 

1 .  Wahlvorstand 

Briefwahlvorstand (Name oder Nummer) 

Für die Gemeinden 
(nur ausfüllen, wenn für mehrere Gemeinden ein 
gemeinsamer Briefwahlvorstand gebildet wurde) 

An�age 17 
(zu § 68 Abs. 4) 

I Zutreffendes bitte ankreuzen [gI oder in Druckschrift ausfüllen 

Diese Wahlniederschrift ist unter Nr. 5.4.1 von allen 
Mit liedern des Wahlvorstands zu unterschreiben. 

Zur Landtagswahl waren vom Briefwahlvorstand erschienen: 

als Wahlvorsteher 

als stellvertretender Wahlvorsteher und Beisitzer 

als Schriftführer und Beisitzer 

als stellvertretender Schriftführer und Beisitzer 

als Beisitzer 

als Beisitzer 

als Beisitzer 

als Beisitzer 

als Beisitzer 

Anstelle der nicht erschienenen oder ausgefallenen Mitglieder des Wahlvorstands ernannte der Wahlvorsteher die 
folgenden Stimmberechtigten zu Mitgliedern des Wahlvorstands: 

Als Hilfskräfte waren zugezogen: 
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2. Zulassung der Wahl briefe 

2.1 Hinweis auf Verpflichtung des Wahlvorstands - Auflegung des Landes­
wahlgesetzes und der Landeswahlor.dnung 

Der Wahlvorsteher eröffnete die Wahlhandlung damit, dass er die anwesenden 
Mitglieder des Wahlvorstands auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahr­
nehmung ihres Amts und zur Verschwiegenheit über die ihnen bei ihrer amtli­
chen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten hinwies; er stellte die Er­
teilung dieses Hinweises an alle Beisitzer vor Aufnahme ihrer Tätigkeit sicher. 
Er belehrte sie über ihre Aufgaben. 

Je eine Textausgabe des Landeswahlgesetzes und der Landeswahlordnung 
lag im Auszählungsraum vor. 

2.2 Wahlurne 

Der Wahlvorstand stellte fest, dass sich die Wahlurne in ordnungsgemäßem 
Zustand befand und leer war. Sodann wurde die Wahlurne 

D versiegelt. 

D verschlossen. Der Wahlvorsteher nahm den Schlüssel in Verwahrung. 

2.3 Wahlbriefe und Verzeichnis der für ungültig erklärten Wahlscheine 

Der Wahlvorstand stellte weiter fest, dass ihm von der Gemeinde 
ggf. geordnet nach den auf Seite 1 dieser Niederschrift angegebenen Gemein­
den, 

D eine Mitteilung, dass keine Wahlscheine für ungültig erklärt worden sind, 

D ____ Verzeichnis(se) der für ungültig erklärten Wahlscheine, 

D ____ Nachtrag/Nachträge zu diesem/n Verzeichnis(sen), 

übergeben worden sind. 

2.4 Öffnen und Prüfen der Wahl briefe 

2.4.1 Ein Beisitzer öffnete die Wahlbriefe einzeln und nacheinander, entnahm ihnen 
den Wahlschein und die Stimmzettelumschläge und übergab sie dem Wahlvor­
steher. War der Wahlschein in einem Verzeichnis für ungültig erklärter Wahl­
scheine nicht aufgeführt und wurden sonst gegen den Wahlbrief keine Beden­
ken erhoben, legte der Wahlvorsteher die Stimmzettelumschläge - getrennt 
nach Landtagswahl und Bezirkswahl - ungeöffnet in die hierfür bestimmten 
Wahlurnen, nachdem der Schriftführer die Stimmabgabe durch Ankreuzen der 
Kästchen (L für die Landtagswahl, B für die Bezirkswahl) auf dem Wahlschein 
vermerkt hatte. Die Wahlscheine wurden gesammelt. 

2.4.2 D Es wurden keine weiteren Wahlbriefe überbracht. 

D Ein Beauftragter der Gemeinde überbrachte um __ Uhr __ Minuten 
weitere Wahlbriefe, die am Wahltag bei der auf dem Wahlbriefumschlag 
angegebenen Gemeinde noch vor Ablauf der Wahlzeit eingegangen waren. 

Zeitpunkt des Zusammentretens 
des Wahlvorstands: 

____ Uhr Minuten 

_____ Wahlbriefe, 

Sie wurden entsprechend 2.4.1 behandelt. + _____ Wahlbriefe 

2.4.3 Die Gesamtzahl der zur Auswertung vorgelegten Wahlbriefe betrug demnach ____ Wahlbriefe 
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2.5 Zurückweisung und Zulassung von Wahlbriefen 

2.5.1 D Es wurden gegen keinen Wahlbrief Bedenken erhoben. 

D Es wurden gegen insgesamt ___ Wahlbriefe Bedenken erhoben. 

2.5.1.1 Davon wurden durch Beschluss des Wahlvorstands zurückgewiesen 

Wahlbriefe, weil dem Wahlbriefumschlag kein oder kein gültiger Wahlbriefe Nr. 
Wahlschein beigelegen ist, bis Nr. 

Wahlbriefe, weil der Wähler oder die Hilfsperson die vorgeschriebe- Wahlbriefe Nr. 
ne Versicherung an Eides statt zur Briefwahl auf dem Wahlschein bis Nr. 
nicht unterschrieben hat, 

Wahlbriefe, weil dem Wahlbriefumschlag kein Stimmzettelumschlag Wahlbriefe Nr. 
beigefügt war, bis Nr. 

Wahlbriefe, weil weder der Wahlbriefumschlag noch der Stimmzet- Wahlbriefe Nr. 
telumschlag verschlossen war, bis Nr. 

Wahlbriefe, weil der Wahlbriefumschlag mehrere Stimmzettelum- Wahlbriefe Nr. 
schläge, aber nicht die gleiche Anzahl gültiger und mit der vorge- bis Nr. 
schriebenen Versicherung an Eides statt versehener Wahlscheine 
enthalten hat, 

Wahlbriefe, weil kein amtlicher Stimmzettelumschlag benutzt worden Wahlbriefe Nr. 
war, bis Nr. 

Wahlbriefe, weil ein Stimmzettelumschlag benutzt worden war, der Wahlbriefe Nr. 
offensichtlich in einer das Wahlgeheimnis gefährdenden Weise von bis Nr. 
den übrigen abwich oder einen deutlich fühlbaren Gegenstand ent-
halten hat. 

Wahlbriefe insgesamt. 

2.5.1 .2 Davon wurden durch Beschluss des Wahlvorstands Wahlbriefe 
zugelassen und entsprechend 2.4.1 Sätze 2 und 3 behandelt. War Anlass der ' 
Beschlussfassung der Wahlschein, so wurde dieser nach Auswertung der 
Landtagswahl der Wahlniederschrift Bezirkswahl beigefügt. 

2.5.2 Die zurückgewiesenen Wahlbriefe (Wahlbriefe nach 2.5. 1 . 1 )  wurden 
samt Inhalt ausgesondert, 
mit einem Vermerk über den Zurückweisungsgrund versehen, 
wieder. verschlossen, 
fortlaufend nummeriert, 
von einem Beisitzer in Verwahrung genommen und später der Wahlnieder­
schrift Bezirkswahl beigefügt. 

Die Zahl der zurückgewiesenen Wahlbriefe ist nicht unter Abschnitt 4 Kenn­
buchstabe B "Wähler" oder C "ungültige Stimmen" einzutragen. 

3. Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 

3.1 Vorbereitung 

Nachdem alle nicht beanstandeten Stimmzettelumschläge ungeöffnet in die 
Wahlurne gelegt und die ggf. von der Gemeinde gemäß 2.4.2 überbrachten 
Wahlbriefe verarbeitet worden waren, öffnete der Wahlvorsteher die Wahlurne 
und entnahm daraus die weißen Stimmzettelumschläge. Er überzeugte sich, 
dass die Wahlurne leer war. 

. 

Zeitpunkt der Öffnung der 
Wahlurne: 

____ Uhr Minuten 
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Bitte nicht ausfüllen 

I I I I I I I I I I 
Stimmkreis Gemeinde Stimmbezirk 

1-3 
3.2 Ermittlung der Zahl der Wähler 

3.2.1 Die Stimmzettelumschläge wurden ungeöffnet gezählt. Die Zählung ergab 

3.2.2 Die Stimmabgabevermerke auf den Wahlscheinen 
(Kästchen L) wurden gezählt. Die Zählung ergab 

für die Gemeinde 

für die Gemeinde 

für die Gemeinde 

für die Gemeinde 

4-9 10-13 

___ Stimmzettelumschläge. 

Übertrag dieser Zahl in 
Abschnitt 4.1 und B Wähler 

Bitte ausfüllen 

Stimmabgabevermerke 
Anzahl 

17-20 

Stimmabgabevermerke 
insgesamt 

3.3 Kontrolle 

Die Zahl für die Stimmzettelumschläge (3.2. 1 )  stimmt mit der Zahl für die 
Stimmabgabevermerke (3.2.2 ) 

o überein, 

o aus folgenden Gründen nicht überein: 

3.4 Öffnen der Stimmzettelumschläge, Entnahme der Stimmzettel und Sortie­
ren der kleinen Stimmzettel (A. Erststimme) und der großen Stimmzettel 
(B. Zweitstimme) 

Mehrere Beisitzer öffneten unter Aufsicht des Wahlvorstehers die Stimmzet­
telumschläge, entnahmen die Stimmzettel und bildeten folgende Stimmzettel­
stapei, die sie unter Aufsicht behielten: 

a) kleine Stimmzettel, geordnet nach Wahlkreisvorschlägen, auf denen die 
Stimme zweifelsfrei gültig abgegeben wurde, 

b) ungekennzeichnete kleine Stimmzettel ,  
c)  kleine Stimmzettel, d ie Anlass zu Bedenken gaben und über die später 

vom Wahlvorstand Beschluss zu fassen war, 
d) große Stimmzettel, geordnet nach Wahlkreisvorschlägen, auf denen die 

Stimme zweifelsfrei gültig abgegeben wurde, 
e) ungekennzeichnete große Stimmzettel, 
f) große Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken gaben und über die später 

vom Wahlvorstand Beschluss zu fassen war, 
g) Stimmzettelumschläge, die keinen, nur einen oder mehrere gleichartige 

Stimmzettel enthielten. 

3.5 Behandlung der ungekennzeichneten kleinen und großen Stimmzettel 
(siehe 3.4 Buchst. b und e) 

Der Wahlvorsteher prüfte jeweils die Stapel mit den ungekennzeichneten klei­
nen und großen Stimmzetteln, die ihm hierzu von dem Beisitzer, der sie in 
Verwahrung hatte, übergeben wurden. Der Wahlvorsteher sagte jeweils an, 
dass die Stimme ungültig ist, und legte sie, getrennt nach kleinen und großen 
Stimmzetteln, auf einen gesonderten Stapel. 

Zahl der 
ungekennzeichneten 
kleinen 
großen 
Stimmzettel 

1 03 
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3.6 Behandlung der Stimmzettelumschläge, die keinen, nur einen, oder meh­
rere gleichartige Stimmzettel enthielten (siehe 3.4 Buchst. g) 

Der Wahlvorsteher prüfte den Stapel mit den Stimmzettelumschlägen nach 3.4 
Buchst. g, die ihm hierzu von dem Beisitzer, der sie in Verwahrung hatte, über­
geben wurden. 

Stellte sich herau�, dass ein Stimmzettelumschlag keinen Stimmzettel enthielt, 
wurde auf dem Stimmzettelumschlag "leer" vermerkt. Enthielt der Stimmzettel­
umschlag nur einen Stimmzettel, so wurde auf dem Stimmzettelumschlag nach 
Entnahme des Stimmzettels vermerkt: "kleiner Stimmzettel fehlt" oder "großer 
Stimmzettel fehlt", Die so gekennzeichneten Umschläge wurden fortlaufend 
nummeriert und von einem Beisitzer verwahrt. Sie wurden bei der Ermittlung 
der ungültigen Stimmen berücksichtigt (siehe 3.8.3). Die entnommenen Stimm­
zettel wurden zu den Stapeln nach 3.4 Buchst. a bis f gelegt. 

Stellte sich heraus, dass ein Stimmzettelumschlag mehrere gleichartige 
Stimmzettel enthielt, wurden die Stimmzettel fest (geheftet oder mit Klebeband) 
miteinander verbunden und zu den Stapeln mit den Stimmzetteln, die Anlass 
zu Bedenken gaben (vgl. 3.4 Buchst. c oder f), gelegt. 

3.7 Behandlung der Stimmzettel, die zu Bedenken Anlass gaben 
(siehe 3;4 Buchst. c und f) 

Der Wahlvorsteher zeigte den Beisitzern jeden einzelnen Stimmzettel; der Zahl der 
Wahlvorstand fasste darüber Beschluss. Den Grund für die Ungültigkeit bzw. beschlussmäßig behandelten 
Gültigkeit und den Beschluss, für welche Wahlkreisliste oder welchen Bewer- kleinen 
ber eine Stimme für gültig erklärt wurde, vermerkte der Wahlvorsteher auf der großen 
Rückseite des Stimmzettels mit Unterschrift unter gleichzeitiger Angabe des Stimmzettel 
Abstimmungsverhältnisses, 

Die Stimmzettel wurden daraufhin gesondert zu den Stimmzettelstapeln mit 
den gültigen Stimmen (siehe 3.4 Buchst. a bzw. d) oder zu den Stapeln mit den 
ungültigen Stimmen (siehe 3.5) gelegt, sodass sie später der Wahlniederschrift 
beigefügt werden konnten. 

3.8 Zählen der Stimmzettel 

3.8.1 Zwei Beisitzer zählten unter Aufsicht des Wahlvorstehers unabhängig vonei­
nander je die Zahl der gültigen Stimmen auf den kleinen Stimmzetteln 
(A. Erststimme) nach Wahlkreisvorschlägen und die Zahl der ungültigen Stim­
men auf den kleinen Stimmzetteln. Stimmte das zahlenmäßige Ergebnis dieser 
beiden Zählungen überein, erfolgte der Eintrag in Abschnitt 4.2, stimmte es 
nicht überein, wurde der Zählvorgang wiederholt. 

3.8.2 In gleicher Weise wurden von zwei Beisitzern unter Aufsicht des Stellvertreters 
des Wahlvorstehers je die Zahl der gültigen Stimmen auf den großen Stimm­
zetteln (B. Zweitstimme), getrennt nach Wahlkreisvorschlägen, und die Zahl 
der ungültigen Stimmen auf den großen Stimmzetteln gezählt. 

3.8.3 Beim Zählen der ungültigen Stimmen wurde leere Stimmzettelumschläge als 
zwei ungültige Stimmen (eine als ungültige Erststimme und eine als ungültige 
Zweitstimme) gewertet. Enthielt der Stimmzettelumschlag nur einen Stimmzet­
tel, so wurde dies als eine ungültige Stimme - hinsichtlich des fehlenden 
Stimmzettels - gewertet. 

3.9 Erste Schnellmeldung 

Für die Erste Schnellmeldung wurden die Ergebnisse aus Abschnitt 4 in den 
hierfür vorgesehenen Wahlvordruck übertragen und sofort der Gemeinde ge­
meldet. 

Die Ergebnisse wurden in Ab­
schnitt 4.2 unter D 1 ,  D 2 usw. , 
C, Spalte Erststimmen, einge­
tragen. 

Die Ergebnisse wurden in Ab­
schnitt 4.2 unter D 1 ,  D 2. usw., 
C, Spalte Zweitstimmen, einge­
tragen. 

Ausfüllen des Wahlvordrucks 
"Erste Schnellmeldung" 
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3.1 0 Auszählen der großen Stimmzettel nach Bewerbern 

Für die Auszählung nach Bewerbern wurden 

D zwei Arbeitsgruppen (mit jeweils mindestens drei Mitgliedern) gebildet. Die 
Beisitzer, die die nach Wahlkreisvorschlägen sortierten Stimmzettel in Ver­
wahrung hatten, übergaben die einzelnen Stapel in der Reihenfolge der 
Wahlkreisvorschläge auf dem Stimmzettel nacheinander zu einem Teil dem 
Wahlvorsteher, zum anderen Teil seinem Stellvertreter. 

D drei Arbeitsgruppen (mit jeweils mindestens drei Mitgliedern) gebildet. Die 
Beisitzer, die die nach Wahlkreisvorschlägen sortierten Stimmzettel in Ver­
wahrung hatten, übergaben die einzelnen Stapel in der Reihenfolge der 
Wahlkreisvorschläge auf dem Stimmzettel nacheinander zu je einem Teil 
dem Wahlvorsteher, seinem Stellvertreter und dem Schriftführer. 

Hierauf sagten diese für jeden einzelnen Stimmzettel getrennt an, für welchen 
Bewerber aus den Wahlkreislisten oder für welche Wahlkreisliste ohne Kenn­
zeichnung eines besonderen Bewerbers oder durch Kennzeichnung mehrerer 
Bewerber die Stimme abgegeben wurde. 

Jeweils ein Beisitzer oder eine Hilfskraft vermerkte die angesagte Stimmabga- Übertrag der Zahlen aus den 
be sofort in der Zählliste für den betreffenden Wahlkreisvorschlag und wieder- Zähllisten in Abschnitt 4.2 F 
holte den Aufruf. Jeweils ein weiterer Beisitzer überwachte die ordnungsgemä- '--__________ ---' 
ße Führung der Zählliste. 

Die für jeden Wahlkreisvorschlag in Abschnitt 4.2 F in der Zeile "Zweitstimmen 
insgesamt" jeweils vermerkte Zahl stimmt mit der entsprechenden Zahl im Ab­
schnitt 4.2 0, Spalte "Zweitstimmen" überein. Stimmten die Zahlen nicht über­
ein, so wurde der Auszählungsvorgang wiederholt. 

3.1 1 Feststellung des Ergebnisses des Briefwahlvorstands 

Das in Abschnitt 4 enthaltene Ergebnis wurde vom Wahlvorstand als das end­
gültige Briefwahlergebnis festgestellt und vom Wahlvorsteher im Auszählungs­
raum mündlich bekannt gegeben. Für die Zahlen nach "noch 4.2 Wahlergeb­
nis: (F) Gültige Zweitstimmen für die einzelnen Bewerber" kann auf die Nieder­
schrift verwiesen werden. 

Vergleich der Zweitstimmen­
zahlen von Abschnitt 4.2 F mit 
Abschnitt 4.2 0 1 ,  0 2 usw. 

105 
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Bitte nicht ausfüllen 

I I I I I I I 
Slimmkreis Gemeinde 

1-3 4-9 . , 

4. Wahlergebnis 

I Kennbuchstabe I Bezeichnung 

4.1 WÄHLER (siehe 3.2) 

I Wähler 07 

4.2 STIMMEN (siehe 3.8 und 3 . 10) 

Wahlkreisvorschlag 
Erststimmen 

Nr. Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe 

D 1 1 1 1  

D 2 · 2 12 

D 3 3 13 

D 4 4 14 

D 5 5 15 

D 6 6 16 

D 7 7 17 

D 8 8 18 

D 9 9 19 

D 1 0  10  20 

D 1 1  1 1  21 

D 12 1 2  22 

D 1 3  1 3  23 

D 1 4  14 24 

D 1 5  1 5  25 

D 1 6  1 6  26 

D 1 7  usw. 1 7  27 

D Gültige Stimmen zusammen (D 1 + D 2 Usw.) 30 

C Ungültige Stimmen (ohne Zahl der zurOckgewiesenen Wahlbriefe nach Ne. 2.5) 31 

E Abgegebene Stimmen zusammen (D + C) 32 

I I I 1 

Slimmbezirk Art 

10-13 14 

Anzahl 

Zweitstimmen 

41 

42 

43 

44 

45 

46 

47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 . 

55 

56 

57 

60 

61 

62 
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noch 4.2 Wahlergebnis: (F) Gültige Zweitstimmen für �ie einzelnen Bewerber1) 

ordnungs- I Zweit-
nummer stimmen 

ordnungs- I Zweit-
nummer stimmen 

1 2 

Wahlkreisvorschlag Nr. 1 
(Kurzbezeichnung: ______ -' 

Die Nummer des Stimmkreisbewerbers ist zu streichen. 

100 ') 106 
101 107 
102 108 
103 109 
104 1 1 0  
105 1 1 1  
zus. zus. 

'"') ohne Kennzeichnung eines besonderen 
Bewerbers oder mit Kennzeichnung mehrerer . . . 
Bewerber Innerhalb der Wahlkreisliste 

Wahlkreisvorschlag Nr. 2 
(Kurzbezeichnung: ______ -' 

ordnungs- I Zweit-
nummer stimmen 

3 

ordnungs- I Zweit-
nummer stimmen 

4 

Unter dieser Nummer darf kein Eintrag erfolgen. 

1 12 1 1 8  
1 1 3  1 19  
114  120 
1 1 5  121 
1 1 6  122 
1 17  123 
zus. zus. 

Zweitstimmen insgesamt (Spalten 1 +2+3+4): 

Die Nummer des Stimmkreisbewerbers ist zu streichen. Unter dieser Nummer darf kein Eintrag erfolgen. 

200 ') 206 212 218 
201 207 213 219 
202 208 214 220 
203 209 215 221 
204 210 216 222 
205 21 1 217 223 
zus. zus. zus. zus. 

.) ohne Kennzeichnung eines besonderen Zweitstimmen insgesamt (Spalten 1+2+3+4): 
Bewerbe� oder mit Kennzejchn�n� mehrerer 
Bewerber Innerhalb der Wahlkrelsllste 

Wahlkreisvorschlag Nr. 32) 
(Kurzbezeichnung: ______ -' 

Die Nummer des Stimmkreisbewerbers ist zu streichen. Unter dieser Nummer darf kein Eintrag erfolgen. 

300 ') 306 
301 307 
302 308 ' 
303 309 
304 310 
305 31 1 
zus. zus. 

.) ohne Kennzeichnung eines besonderen 
Bewerbers oder mit Kennzeichnung mehrerer . . . 
Bewerber Innerhalb der Wahlkrelshste 

312 318 
313 �19  
314 320 
315 321 
316 322 
317 323 
zus. zus. 

Zweitstimmen insgesamt (Spalten 1 +2+3+4): 

Summe aus 

Sp. 1 :  

Sp. 2: 

Sp. 3: 

Sp. 4: 

-) Vgl. Abschnitt 4.2 D 1, 
Spalte Zweitstimmen 

Summe aus 

Sp. 1 :  

Sp. 2: 

Sp. 3: 

Sp. 4: 

" ) Vgl. Abschnitt 4.2 D 2, 
Spalte Zweitstimmen 

Summe aus 

Sp. 1 :  

Sp. 2: 

Sp. 3: 

Sp. 4: 

-) Vgl. Abschnitt 4.2 D 3, 
Spalte Zweitstimmen 
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'*) I 

**) I 

**) I 

1 ) Die Anzahl der Ordnungsnummern richtet sich nach der Zahl der Abgeordneten im Wahlkreis (Art. 21 Abs. 2 LWG). Sie muss in den 
einzelnen Wahlkreisen entsprechend angepasst werden. 

2) Für weitere Wahlkreisvorschläge entsprechend erweitern. 
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5. Abschluss 

5.1 Besondere Vorfälle 

o Während des Wahlgeschäfts ereigneten sich keine besonderen Vorfälle. 

o Soweit sich besondere Vorfälle ereigneten, wurden Niederschriften angefer- Anlagen Nr. : ______ _ 
tigt und als Anlagen beigefügt. 

5.2 Anwesenheit des Wahlvorstands 

Während der Zulassung oder Zurückweisung der Wahlbriefe waren immer 
mindestens drei, während der Ermittlung und Feststellung des Briefwahlergeb­
nisses mindesteris fünf Mitglieder des Wahlvorstands, darunter der Wahlvor­
steher und der Schriftführer oder ihre Stellvertreter, anwesend. 

5.3 Öffentlichkeit des Wahlgeschäfts 

Die Zulassung der Wahlbriefe sowie die Ermittlung und Feststellung des Wahl­
ergebnisses waren öffentlich. 

5.4 Unterschriften der Mitglieder des Wahlvorstands 

5.4.1 Vorstehende Niederschrift wurde vom Schriftführer vorgelesen und von allen 
Mitgliedern des Wahlvorstands durch ihre Unterschrift genehmigt. 

1 .  Der Wahlvorsteher Die übrigen Beisitzer 

4. ______________________ _ 
2. Der Stellvertreter 

5. ______________________ _ 

3. Der Schriftführer 
6. ___ _ _ _ _ _ ____ _ 

7. ___ _ _ _ ______ _ 

8. ___ _ _ _ _ _ _ _ _ _  _ 

9. ______________________ _ 

5.4.2 Das (Die) Mitglied(er) des Wahlvorstands 

(Vor- und Familienname) 

verweigerte(n) die Unterschrift unter der Wahln iederschrift, weil 

(Angabe der Gründe) 

Unterschriften der 
Mitglieder des Wahlvorstands 
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5.5 Ordnen und Verpacken der Wahlunterlagen 

Nach Schluss des Wahlgeschäfts verpackte und verschnürte der Wahlvorste­
her je für sich die folgenden Unterlagen, die nicht dieser Wahln iederschrift als 
Anlagen beigefügt sind: 

a) die kleinen Stimmzettel mit gültigen Stimmen 
(A. Erststimme), geordnet nach Wahlkreisvorschlägen, 

b) die großen Stimmzettel mit gültigen Stimmen 
(B. Zweitstimme), geordnet nach Wahlkreisvorschlägen, 

c) die ungekennzeichneten kleinen Stimmzettel, 
d)  die ungekennzeichneten großen Stimmzettel, 
e) die durchnummerierten Stimmzettelumschläge, bei denen der Vermerk 

"kleiner Stimmzettel fehlt", "großer Stimmzettel fehlt" oder "Ieer" angebracht 
ist, 

f) die eingenommenen Wahlscheine3). 

Die Pakete wurden versiegelt und jeweils mit dem Namen der Gemeinde, der 
Nummer des Briefwahlvorstands und der Inhaltsangabe versehen. 

5.6 Übergabe der Wahlverhandlungen 

Dem Beauftragten der Gemeinde wurden übergeben: Übergabe: 

a) diese Wahlniederschrift mit Anlagen (zurückgewiesene Wahlbriefe3), be- Tag: 
schlussmäßig behandelte Wahlscheine nicht zurückgewiesener . Wahlbrie-
fe3), beschlussmäßig behandelte Stimmzettel, Zähllisten, evtl. Niederschrif- Uhrzeit: 
ten über besondere Vorkommnisse) in der dafür vorgesehenen Versandta-
sche, 

b) das (die) Verzeichnis(se) der für ungültig erklärlen Wahlscheine samt Nach­
trägen/die Mitteilung, dass Wahlscheine nicht für ungültig erklärl worden 
sincr), 

c) die Pakete, wie unter 5.5 beschrieben, 

d) die Wahlurne - ggf. mit Schloss und SChlüsseI4), 

e) die sonst von der Gemeinde zur Verfügung gestellten Ausstattungsgegen­
stände3), 

f) die Stimmzettelumschläge und Wahlbriefumschläge, die nicht der Wahlnie­
derschrift beigelegt werden. 

Ordnungsgemäß übergeben vom 
Wahlvorsteher: 

Vom Beauftragten nach Prüfung auf 
Vollständigkeit übernommen: 

3) Gilt nicht für die Auswertung der Landtagswahl. Die Unterlagen müssen noch für die Auswertung der Bezirkswahl zur Verfügung 
stehen. 

4) Gilt nicht für die Auswertung der Landtagswahl, wenn für die Landtags- und Bezirkswahl eine gemeinsame Wahlurne verwendet 
wurde. 
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Ordnungsangaben: 
Regierungsbezirk 

Landkreis 

GemeindeNerwaltungsgemeinschaft 

ANTRAG 1) 

auf Zulassung des Volksbegehrens 

Kurzbezeichnung 

An das Bayerische Staatsministerium des Innern 

Anlage 18 
(zu § 72 Abs. 1)  

Die unterzeichneten Stimmberechtigten beantragen gemäß Art. 63 des Landeswahlgesetzes, ein Volksbegehren 
für folgenden Gesetzentwurf zuzulassen: 2) 

Entwurf eines Gesetzes über 

Begründung: 

- - Familienname, Vorname Anschrift Telefon, E-Mail 

Beauftragter 

Stellvertreter 

weitere Familienname, Vorname Anschrift Telefon, E-Mail Stellvertreter 

1 .  

2. 

3. 
usw. 



.. 
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Erläuterung zur Sammlung der Unterschriften 
Für jede GemeindeNerwaltungsgemeinschaft ist ein eigener Unterschriften bogen bzw. ein eigenes Unterschrif­
tenheft erforderlich. Personen aus versch.iedenen GemeindenNerwaltungsgemeinschaften können nicht auf der­
selben Liste unterschreiben. 
Eintragungen, die die Person des Unterzeichners nicht eindeutig erkennen lassen (z. B. wegen unleserlicher oder 
unvollständiger Angaben) oder die nicht eigenhändig unterschrieben sind, sind ungültig. 
Alle Unterzeichner müssen stimmberechtigt sein, d.h. 

- Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes sein, 
- das 1 8. Lebensjahr vollendet haben, 
- seit mindestens drei Monaten in Bayern ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung 

haben oder sich sonst in Bayern gewöhnlich aufhalten, 
- nicht vom Stimmrecht ausgeschlossen sein. 

Jeder/Jede Stimmberechtigte kann nur einmal und nur persönlich unterschreiben. 
Wer unbefugt unterschreibt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis des Antrags herbeiführt oder das Ergebnis ver­
fälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft; der Versuch ist strafbar 
(§ 1 07a Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuchs - StGB - in Verbindung mit § 1 08d StGB). 
Die gesammelten Unterschriften müssen der zuständigen GemeindeNerwaltungsgemeinschaft zur Bestätigung 
des Stimmrechts vorgelegt werden, sonst sind sie unwirksam. 

1 1 1  

Ich unterstütze den auf der/den Seite(n) --,_-.,-_____ abgedruckten Antrag auf Zulassung eines Volksbegehrens 
(einschließlich Gesetzentwurf und Begründung) . 

Unvollständige und/oder unleserliche Unterstützungen sind ungültig! 

Ud. Familienname Geburts- Anschrift (Hauptwohnung) 5)7) Datum/ Bemerkungen der Behörde; 
Nr. Vorname 3) 7) datum 4)7) - Straße,.Hausnummer Unterschrift 6) 7) falls Platz nicht ausreichend: 

- PLZ, Ort ggf. Anlagen-Nr. (siehe Nr. 5 der 
Bestätigung der Gemeinde) 3) 7) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

usw. (Auf einer D IN A4-Seite sollen nicht mehr als 20 Unterschriften stehen.) 

Bestätigung der Gemeinde/Verwaltungsgemeinschaft 8) 

Zutreffendes bitte ankreuzen !RI oder in Druckschrift ausfüllen 

Auf jedem Unterschriftenbogen bzw. Unterschriftenheft ist nur die Bestätigung einer GemeindeNerwaltungsgemeinschaft 
zulässig. 

1 .  Es wird hiermit bestätigt, dass 

o sämtliche auf dem Unterschriften bogen 

o die auf dem Unterschriftenbogen mit den laufenden Nm . 

. 
eingetragenen Unterzeichner vorstehenden Antrags nach Art. 1 des Landeswahlgesetzes stimmberechtigt sind. 

It-
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2. Die auf dem Unterschriftenbogen mit den laufenden Nrn. 

eingetragenen Unterzeichner vorstehenden Antrags sind zum Landtag nicht stimmberechtigt. 
Die Gründe ergeben sich jeweils aus der Bemerkungsspalte. 

Zahl 

3. Der Unterschriftenbogen enthält somit die Unterschriften von _____ Stimmberechtigten. 

4. Bei der Sammlung der Unterschriften wurden Unregelmäßigkeiten 

D nicht festgestellt. 

D festgestellt, und zwar: 

Zahl 

5. Dem Unterschriftenbogen/-heft liegen 
mit Bemerkungen der Gemeinde bei. 

______ Anlagen (Anlagen-Nrn. ____________ _ 

Datum 

(Dienstsiegel) 

Unterschrift der/des mit der Bestätigung beauftragten Bediensteten 

Hinweis: Die Fußnoten entfallen auf dem Antragsformular 

1) Sämtliche Angaben der Anlage 18 (Ordnungsangaben, Antrag, Gesetzentwurf, Begründung, Angaben zu den Beauftragten und 
deren Stellvertretern, die Erläuterung zur Sammlung der Unterschriften, die Zeilen für die Eintragung sowie der Bestätigungsvermerk 
der Gemeinde) bilden in ihrer Gesamtheit den Zulassungsantrag. Sie müssen bei der Unterschriftsleistung vorliegen und ein einheitli­
ches Ganzes bilden. Die Schriftgröße muss für sämtliche Angaben mindestens vergleichbar Arial 7 betragen. 

2) Im Fall eines Antrags gemäß Art. 83 des Landeswahlgesetzes lautet die Formulierung: 
"Die unterzeichneten Stimmberechtigten beantragen gemäß Art. 83 des Landeswahlgesetzes, ein Volksbegehren auf Abberufung des 
Bayerischen Landtags zuzulassen." (Gesetzentwurf und Begründung entfallen; anstelle der Kurzbezeichnung sind die Worte "auf 
Abberufung des Landtags" einzutragen.) 

3) Spaltenbreite mindestens 4 cm 

4) Spaltenbreite mindestens 2 cm 
5) Spaltenbreite mindestens 5 cm 
6) Spaltenbreite mindestens 3 cm 
7) Spaltenhöhe mindestens 1 ,3 cm 

8) Platzbedarf mindestens % DIN A4-Seite 
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Gemeinde 
Anlage 19 

(zu § 77 Abs. 1 )  

Verwaltungsgemeinschaft 

Zutreffendes bitte ankreuzen,[8I oder in Druckschrift ausfüllen Verlorene Eintragungsscheine werden nicht ersetzt! 

(Name und Anschrift 

der/des Stimmberechtigten) 

EINTRAGUNGSSCHEIN 
für das Volksbegehren 
Kurzbezeichnung I 
Eintragungsschein Nr. 

Wählerverzeichnis Nr. 

o oder Eintragungsschein nach § 77 Abs. 1 Satz 2 der Landes­
wahlordnung (LWO) in Verbindung mit § 22 Abs. 2 LWO 

Die/Der oben genannte Stimmberechtigte 
wohnhaft in (Straße. Haus-Ne,. PLZ. Ort) - Nur ausfüllen, wenn Versandanschrift nicht mit der Wohnung übereinstimmt - geboren am 

kann mit diesem Eintragungsschein an dem Volksbegehren teilnehmen 
1 .  gegen Abgabe des Eintragungsscheins und unter Vorlage eines Personalausweises oder Reisepasses durch 

Eintragung in einem beliebigen Eintragungsraum in Bayern 
o d e r  

2. mittels einer beauftragten Hilfsperson (nur in Fällen der Krankheit oder körperlichen Behinderung während der 
gesamten Eintragungszeit). Beauftragung und Versicherung an Eides statt (siehe unten) bitte unbedingt 
ausfüllen und unterschreiben! 

Datum 

Unterschrift der/des mit der Erteilung des Eintragungsscheins beauftragten 
Bediensteten (kann bei automatischer Erstellung entfallen) 

(Dienstsiegel )  

Beauftragung einer Hilfsperson in Fällen der Krankheit oder körperlichen Behinderung 

Ich unterstütze das Volksbegehren und beauftrage 
Kurzbezeichnung 

Name, Vorname. Anschrift der Hilfsperson 

sich für mich gegen Abgabe des Eintragungsscheins und unter Vorlage eines Personalausweises oder Reisepasses in 
die Eintragungsliste in einem beliebigen Eintragungsraum in Bayern' einzutragen. 

Datum 

X 
Unterschrift der/des Stimmberechtigten 

X 

Versicherung an Eides statt (Bitte bei Beauftragung einer Hilfsperson immer unterschreiben!) 

Ich versichere der mit der Durchführung des Volksbegehrens betrauten Gemeinde an Eides statt, dass ich wegen 
Krankheit oder körperlicher Behinderung während der gesamten Eintragungsfrist nicht oder nur unter unzumutbaren 
Schwierigkeiten in der Lage bin, einen Eintragungsraum in Bayern aufzusuchen. Die Strafbarkeit einer falsch abgege-
benen Versicherung an Eides statt ist mir bekannt 

Datum 

X 
Unterschrift der/des Stimmberechtigten 

X 

Unterschrift 
Amtliche Vermerke: Eintragung am ________ _ Aufsichtführender ___________ _ 
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Eintragungsbezirk 

Anlage 20 
(zu § 78 Abs. 1 )  

Verwaltungsgemeinschaft Eintragungsraum/mobile Eintragungsstelle 

Landkreis 

EINTRAGUNGSLISTE 
für das Volksbegehren 

Kurzbezeichnung 1) 

I 
Nr. der Eintragungsliste 

Die unterzeichneten Stimmberechtigten begehren, dass dem 
Bayerischen Landtag folgender Gesetzentwurf unterbreitet wird: 1 )  

Entwurf eines Gesetzes über 1) 

Begründung: 1) 

Bitte alle Angaben vollständig und leserlich eintragen ! 

Lfd. 
Nr. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 
usw. 

Familienname, Vorname 2) 5) Unterschrift 3) 5) 
Bemerkungen der Behörde; 
falls Platz nicht ausreichend: ggf. Anlagen-Nr. 
(siehe Nr. 5 der Bestätigung der Gemeinde) 4) 5) 

(Die Spaltenüberschriften und die folgenden Hinweisfelder sind auf jeder Seite zu wiederholen) 

Familienname, Vorname Unterschrift Bemerkungen der Behörde 

Aus Datenschutzgründen werden die bereits geleisteten Eintragungen jeweils abgedeckt! (vgl. § 80 Abs. 7 LWO) 
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Bestätigung der Gemeinde 6) 
Zahl 

1 .  In vorstehender Eintragungsliste wurden _______ Eintragungen geleistet. 

2. Die Unterzeichner waren am Tag der Eintragung oder wären bis zum Ende der Eintragungsfrist stimmberechtigt. 

Zahl 

3. _______ Eintragungen, und zwar laufende Nrn. ___________________ _ 

werden für ungültig erachtet. Die Gründe ergeben sich jeweils aus der Bemerkungsspalte. 

Zahl 

4. Insgesamt wurden ______ gültige Eintragungen geleistet. 

Zahl 

5. Der Eintragungsliste liegen _____ Anlagen (Anlagen-Nrn. _____________ _ 

mit Bemerkungen der Gemeinde bei. 

Datum 

(Dienstsiegel) 

Unterschrift der/des mit der Bestätigung beauftragten Bediensteten 

Hinweis: Die Fußnoten entfallen auf der Eintragungsliste 

1 )  Im Fall eines Antrags gemäß Art. 83 des Landeswahlgesetzes lautet die Formulierung: 
"Die unterzeichneten Stimmberechtigten begehren gemäß Art. 83 des Landeswahlgesetzes die Abberufung des Bayerischen 
Landtags." (Gesetzentwurf und Begründung entfallen; anstelle der Kurzbezeichnung sind die Worte "auf Abberufung des Landtags" 
einzutragen. ) 

2) Spaltenbreite mindestens 7 cm 
3) Spaltenbreite mindestens 5 cm 
4) Spaltenbreite mindestens 7 cm 
5) Spaltenhöhe mindestens 1 ,3 cm 
6) Platzbedarf mindestens Y. DIN A4-Seite 

1 1 5 
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2232-3-UK 

Schulordnung 
für die Mittelschulen in Bayern 

(Mittelschulordnung - MSO) 

Vom 4. März 2013 

Auf Grund von Art. 7a, 25 Abs. 3 Satz 1, Art. 30a 
Abs. 5 Satz 4, Art. 32a Abs. 6 Satz 4, Art. 37 Abs. 3 
Satz 3, Art. 4 1  Abs. 6 Satz 3 und Abs. 7 Satz 5, Art. 43 
Abs. 1 Satz 4 ,  Art. 44 Abs. 2 Satz 1 ,  Art. 45 Abs. 2 Sät­
ze 1 und 4, Art. 46 Abs. 4 Satz 3, Art. 49 Abs. 1 Satz 2 ,  
Art. 65 Abs. 1 Satz 4 ,  Art. 68,  69 Abs. 7, Art. 86 Abs. 15, 
Art. 89 und 128 Abs. 1 des Bayerischen Gesetzes über 
das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 3 1 .  Mai 2000 
(GVBI S. 4 14 ,  ber. S. 632, BayRS 2230-1 -1 -UK) . zu­
letzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 9. Juli 2012 
(GVBl S .  344) ,  erlässt das Bayerische Staatsministeri­
um für Unterricht und Kultus folgende Verordnung: 

Inhaltsübersicht 

§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Schulaufsicht 

Teil 1 

Allgemeines 

Teil 2 

Schulgemeinschaft, Schulleiterin und Schulleiter, 
Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler, Eltern, Schulforum 

Abschnitt 1 

Schulgemeinschaft 

§ 3 Schulgemeinschaft, Eigenverantwortung 

Abschnitt 2 

Schulleiterin und Schulleiter 

§ 4 Schulleiterin und Schulleiter 

Abschnitt 3 

Lehrkräfte 

§ 5 Aufgaben der Lehrerkonferenz 
§ 6 Sitzungen 
§ 7 Einberufung 
§ 8 Beschlussfassung 
§ 9 Lehr- und Lernmittelausschuss, Disziplinarausschuss 

Abschnitt 4 

Schülerinnen und Schüler 

§ 10 Schülerrnitverantwortung und Verbindungslehrkräfte 

§ 1 1  Klassensprecherinnen und Klassensprecher, Klassen­
sprecherversammlung 

§ 12 Schülersprecherinnen und Schülersprecher, Schüler­
ausschuss 

§ 13 Überschulische Zusammenarbeit der Schülervertretun­
gen 

§ 14 Finanzierung und finanzielle Abwicklung von Veran­
staltungen der Schülermitverantwortung 

§ 15 Ordnungsmaßnahmen und sonstige Erziehungsmaß­
nahmen 

§ 16 Entlassung 

Abschnitt 5 

Erziehungsberechtigte 

§ 17 Zusammenarbeit der Schule rillt den Erziehungsbe­
rechtigten 

§ 18 Wahl der Klassenelternsprecherin oder des Klassenel-
ternsprechers 

§ 19 Wahl des Elternbeirats 
§ 20 Amtszeit und Mitgliedschaft 
§ 21 Geschäftsgang 
§ 22 Gemeinsamer Elternbeirat 

Abschnitt 6 

Schulforum und Verbundausschuss 

§ 23 Schulforum 
§ 24 Verbundausschuss 

Abschnitt 7 

Finanzielle Abwicklung 

sonstiger schulischer Veranstaltungen, 

Sammlungen und Spenden, Erhebungen 

§ 25 Finanzielle Abwicklung sonstiger schulischer Veran­
staltungen 

§ 26 Sammlungen und Spenden 
§ 27 Erhebungen 

Teil 3 

Aufnahme und Schulwechsel 

§ 28 Anmeldung und Aufnahme 
§ 29 Übertritt an eine andere Schule 
§ 30 Gastschulverhältnisse 
§ 31 Überweisung an ein Förderzentrum 
§ 32 Übertritt an ein Gymnasium oder an eine Realschule 
§ 33 Aufnahme in Mittlere-Reife-Klassen 
§ 34 Wechsel aus anderen weiterführenden Schularten 
§ 35 Schülerinnen und Schüler ohne ständigen festen Auf­

enthalt 
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Teil 4 

Schulbetrieb 

Abschnitt 1 

Klassen, Fächer, Fördermaßnahmen 

§ 36 Klassen- und Gruppenbildung, Wahlpflichtfächer, 
Arbeitsgemeinschaften, Besuch eines offenen Ganz­
tagsangebots, besondere Fördermaßnahrnen 

§ 37 Kooperationsklassen 
§ 38 Unterricht für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeut­

scher Muttersprache 

Abschnitt 2 

Teilnahme 

§ 39 Teilnahme 
§ 40 Beaufsichtigung 
§ 41 Alkoholverbot, Sicherstellung von Gegenständen 

Abschnitt 3 

Stunden und Fächer 

§ 42 Stundentafeln und Stundenpläne 
§ 43 Unterrichtszeit 
§ 44 Religiöse Erziehung, Religionsunterricht 

Teil 5 

Hausaufgaben, Probearbeiten, Vorrücken und 
Wiederholen, Zeugnisse 

Abschnitt 1 

Hausaufgaben und Probearbeiten 

§ 45 Hausaufgaben 
§ 46 Probearbeiten 
§ 47 Bewertung der Leistungen 
§ 48 Nachteilsausgleich, Förderplan 

Abschnitt 2 

Vorrücken und Wiederholen 

§ 49 Entscheidung über das Vorrücken 
§ 50 Vorrücken auf Probe 
§ 51 Freiwilliges Wiederholen, Überspringen einer Jahr­

gangs stufe 

Abschnitt 3 

Schülerbogen, Zeugnisse 

§ 52 Schülerbogen 
§ 53 Zwischen- und Jahreszeugnisse 

Teil 6 

Abschlüsse 

Abschnitt 1 

Erfolgreicher Abschluss der Mittelschule 

§ 54 Erfolgreicher Abschluss 

§ 55 Erwerb einer entsprechenden Schulbildung 
§ 56 Nachträglicher Erwerb 
§ 57 Praxisklasse 

Abschnitt 2 

Qualifizierender Abschluss der Mittelschule 

§ 58 Besondere Leistungsfeststellung 
§ 59 Feststellungskommission 
§ 60 Bewertung der Leistungen 
§ 6 1  Zeugnis 
§ 62 Nachholung 
§ 63 Teilnahme anderer Bewerberinnen oder Bewerber, 

Gleichwertigkeitsanerkennung 

Abschnitt 3 

Mittlerer Schulabschluss an der Mittelschule 

§ 64 Abschlussprüfung 
§ 65 Prüfungsausschuss 
§ 66 Bewertung der Leistungen 
§ 67 Nachholung und Wiederholung 
§ 68 Teilnahme anderer Bewerberinnen oder Bewerber 

Abschnitt 4 

Qualifizierter beruflicher Bildungsabschluss 

§ 69 Zuerkennung 

Teil 7 

Schlussbestimmungen 

§ 70 Änderung der Volksschulordnung 
§ 71 Inkrafttreten 

Anlage 1 MODUS21-Übersicht 

Anlage 2 Stundentafel 

Anlage 3 Stundentafel für die Übergangsklassen 

Anlage 4 Stundentafel für die Praxisklassen 

Teil 1 

Allgemeines 

§ 1 

Geltungsbereich 
(vgl. Art. 1 und 3 BayEUG) 

!Diese Schulordnung gilt für die öffentlichen Mit­
telschulen und die staatlich anerkannten Ersatzschu­
len mit dem Charakter einer öffentlichen Schule. 2Für 
Ersatzschulen gilt diese Schulordnung im Rahmen 
der Art. 90, 92 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 5 und Art. 93 
des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen (BayEUG). für staatlich anerkannte 
Ersatzschulen gilt sie darüber hinaus im Rahmen des 
Art. 100 Abs. 2 BayEUG. 3Für Hauptschulen gelten 
Sätze 1 und 2 entsprechend. 
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§ 2  

Schulaufsicht 
(vgl. Art. 1 1 1  bis 1 17 BayEUG) 

(1)  Soweit diese Verordnung Zuständigkeiten 
festlegt, bleibt das Weisungsrecht der Schulaufsichts­
behörden unberührt. 

(2) lBei Staatlichen Schulämtern nimmt die recht­
liche Leiterin oder der rechtliche Leiter die Aufgaben 
vorwiegend rechtlicher Natur nach Art. 1 15 .Abs. 4 
BayEUG wahr; dies sind alle Angelegenheiten, bei 
deren Erledigung der Hauptzweck in der Gestaltung 
oder Feststellung von Rechtsbeziehungen besteht wie 
z.B. 

1 .  Rechtsbehelfsverfahren, 

2. Verwaltungszwangs- und Ordnungswidrigkeits­
verfahren und 

3. der Vollzug sicherheits- und gesundheitsrechtli­
cher Vorschriften. 

2Die fachliche Leiterin oder der fachliche Leiter nimmt 
die Aufgaben vorwiegend fachlicher Natur nach 
Art. 1 1 1  Abs. 1 BayEUG wahr; dies sind alle Angele­
genheiten, die nicht unter Satz 1 fallen wie z.B. 

1. Organisation des Unterrichts und der Schulen, 

2. Personalmanagement und Personalförderung, 

3. Qualitätssicherung von Unterricht und Erziehung, 

4. systemische Beratung und 

5. Kooperation und Vernetzung. 

3Für den Aufgabenbereich der fachlichen Leiterin 
oder des fachlichen Leiters kann das Staatsministeri­
um für Unterricht und Kultus (im Folgenden: Staats­
ministerium) Richtlinien für die Geschäftsverteilung 
erlassen. 4Die Leiterinnen bzw. Leiter des Schulamts 
sind zur vertrauensvollen Zusammenarbeit verpflich­
tet. 5Jede Leiterin und jeder Leiter des Staatlichen 
Schulamts erledigt die zu dem Aufgabenbereich ge­
hörenden Angelegenheiten grundsätzlich in eigener 
Verantwortung und ist befugt, im Rahmen des Auf­
gabenbereichs das Staatliche Schulamt nach außen 
zu vertreten. 6Fällt eine Angelegenheit in die Auf­
gabenbereiche beider Leiterinnen bzw. Leiter, sollen 
Entscheidungen einvernehmlich getroffen werden. 
7Kommt eine Einigung beider Leiterinnen bzw. Leiter 
nicht zustande, ist die Angelegenheit der Regierung 
vorzulegen. 8Zum Stellvertreter der fachlichen Leite­
rin oder des fachlichen Leiters bestellt die Regierung 
eine Schulrätin oder einen Schulrat des betroffenen 
Staatlichen Schulamts. 

(3) Das Staatsministerium kann von einzelnen 
Bestimmungen Ausnahmen gewähren, wenn die 
Anwendung der Bestimmung im Einzelfall zu einer 

unbilligen Härte führen würde und die Abweichung 
auch unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung 
unbedenklich erscheint. 

Teil 2 

Schulgemeinschaft, Schulleiterin und 
Schulleiter, Lehrkräfte, Schülerinnen und 

Schüler, Eltern, Schulforum 

Abschnitt 1 

Schulgemeinschaft 

§ 3  

Schulgemeinschaft, Eigenverantwortung 
(vgl. Art. 2 BayEUG) 

lInnerhalb der Schulgemeinschaft ist zu erörtern, 
welche der in Anlage 1 genannten, im Rahmen des 
Modellversuchs "MODUS21 Schule in Verantwor­
tung" freigegebenen Maßnahmen die Schule durch­
führt. 2Entscheidet sich die Lehrerkonferenz für die 
Durchführung solcher Maßnahmen, gelten hierfür 
die gesondert bekannt gemachten Bestimmungen 
des Staatsministeriums. 3Die Lehrerkonferenz ist in 
diesem Fall berechtigt, erforderlichenfalls von ein­
zelnen Bestimmungen dieser Schulordnung abzu­
weichen. 

Abschnitt 2 

Schulleiterin und Schulleiter 
(vgl. Art. 57, 84 und 85 BayEUG) 

§ 4  

Schulleiterin und Schulleiter 

(1 )  Die Schulleiterin oder der Schulleiter trägt 
die pädagogische, organisatorische und rechtliche 
Gesamtverantwortung, übt das Hausrecht in der 
Schulanlage aus und erlässt unter Mitwirkung des 
Schulforums sowie des Schulaufwandsträgers eine 
Hausordnung. 

(2) lDie Schulleiterin oder der Schulleiter ent­
scheidet über 

1 .  Sammelbestellungen, 

2. die Verbreitung von Druckschriften und Plakaten, 

3. die Zulässigkeit von Bild-, Film- ,  Fernseh- und 
Tonaufnahmen in der Schule im Einvernehmen 
mit dem Schulaufwandsträger und 

4 .  die Durchführung und Verbindlichkeit von Schul-
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veranstaltungen unbeschadet § 5 Nr. 2 und § 2 1  § 7 
Abs. 5 .  

2Die Entscheidung über die Durchführung und Ver­
bindlichkeit von schulübergreifenden sonstigen 
Schulveranstaltungen treffen die unmittelbar zustän­
digen Schulaufsichtsbehörden im Einvernehmen. 

(3) Soweit diese Schulordnung keine andere Zu­
ständigkeit festlegt, entscheidet die Schulleiterin oder 
der Schulleiter. 

Abschnitt 3 

Lehrkräfte 
(vgl. Art. 5 1 ,  53, 58 und 59 BayEUG) 

§ 5  

Aufgaben der Lehrerkonferenz 

Die Lehrerkonferenz beschließt im Rahmen ihrer 
Aufgaben nach Art. 58 Abs. 3 und 4 BayEUG über 

1 .  Beschwerden von grundsätzlicher Bedeutung 
gegen allgemeine Unterrichts- und Erziehungs­
maßnahmen der Schule mit Ausnahme von Auf­
sichtsbeschwerden gegen die Schule und von 
Dienstaufsichtsbeschwerden und 

2. Veranstaltungen, die die gesamte Schule betref­
fen. 

§ 6  

Sitzungen 

(1)  lDie Sitzungen der Lehrerkonferenz sind nicht 
öffentlich. 2Sie sind außerhalb der regelmäßigen Un­
terrichtszeit durchzuführen. 

(2) lDie Mitglieder der Lehrerkonferenz sind ver­
pflichtet, an den Sitzungen teilzunehmen. 2Die Schul­
leiterin oder der Schulleiter kann Lehrkräfte, die zur 
Unterrichtserteilung an mehreren Schulen eingesetzt 
werden, sowie mit weniger als der Hälfte der Unter­
richtspflichtzeit tätige Lehrkräfte von der Teilnahme 
an einzelnen Sitzungen ganz oder teilweise befrei­
en. 3Die Schulleiterin oder der Schulleiter soll Dritte 
zur Beratung einzelner Tagesordnungspunkte in der 
Lehrerkonferenz hinzuziehen, soweit dies angezeigt 
ist. 4In Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit des 
Elternbeirats fallen, ist der Elternbeirat anzuhören. 
5 Art. 62 Abs. 5 Satz 3 Halbsatz 2 BayEUG bleibt un­
berührt. 

(3) lÜber jede Sitzung ist eine Niederschrift zu 
erstellen. 2Die Mitglieder der Lehrerkonferenz ha­
ben das Recht, die Niederschrift einzusehen, die nach 
Abs. 2 Hinzugezogenen nur hinsichtlich der Punkte, 
bei denen sie anwesend waren. 3Die Niederschrift ist 
acht Jahre aufzubewahren. 

Einberufung 

(1) lDie Schulleiterin oder der Schulleiter beruft 
die Lehrerkonferenz bei Bedarf, mindestens jedoch 
zweimal im Schuljahr, ein. 2Die Lehrerkonferenz muss 
innerhalb von 14 Tagen einberufen werden, wenn 
mindestens ein Viertel der Mitglieder oder die Schul­
aufsichtsbehörde unter Angabe der zu beratenden 
Gegenstände dies verlangt. 

(2) lDie Schulleiterin oder der Schulleiter hat Ort, 
Zeit und Tagesordnung der Sitzung den Mitgliedern 
sowie dem Elternbeirat mindestens eine Woche vor 
Beginn schriftlich bekannt zu geben. 2Die schriftli­
che Bekanntgabe kann durch Aushang in der an der 
Schule üblichen Weise erfolgen. 3In dringenden Fäl­
len ist die Schulleiterin oder der Schulleiter an die 
Einhaltung der Frist nicht gebunden. 

(3) Über die Aufnahme weiterer Tagesordnungs­
punkte entscheidet die Lehrerkonferenz. 

§ 8  

Beschlussfassung 

(1)  lDie Lehrerkonfereriz ist beschlussfähig, wenn 
sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind 
und die Mehrheit der Mitglieder anwesend ist. 2Wird 
die Lehrerkonferenz zum zweiten Mal zur Behand­
lung desselben Gegenstands zusammengerufen, so 
ist sie insoweit ohne Rücksicht auf die Zahl der Anwe­
senden beschlussfähig. 3Art. 87 Abs. 1 Satz 2 BayEUG 
bleibt unberührt. 

(2) lStimmberechtigt sind alle Mitglieder der Leh­
rerkonferenz, es sei denn, es besteht die Besorgnis der 
Befangenheit nach Art. 21 des Bayerischen Verwal­
tungsverfahrensgesetzes. 2Die anwesenden stimm­
berechtigten Lehrkräfte sind bei den Abstimmungen 
zur Stimmabgabe verpflichtet. 3Dies gilt nicht für nach 
Art. 86 Abs. 9 BayEUG eingeschaltete Lehrkräfte. 

(3) lBeschlüsse werden in offener Abstimmung 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst; Art. 87 Abs. 1 Satz 1 BayEUG bleibt unbe­
rührt. 2Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der 
Schulleiterin oder des Schulleiters den Ausschlag. 

§ 9  

Lehr- und Lernmittelausschuss, Disziplinarausschuss 
(vgl. Art. 58 Abs. 1 Satz 3 BayEUG) 

( 1 )  lDem Lehr- und Lernmittelausschuss gehören 
die Schulleiterin oder der Schulleiter als vorsitzendes 
Mitglied sowie für jedes an der Schule erteilte Fach 
eine von der Lehrerkonferenz gewählte Lehrkraft an; 
wählbar ist, wer die Lehrbefähigung für das betreffen­
de Fach besitzt. 2Dem Disziplinarausschuss gehören 
die Schulleiterin oder der Schulleiter als vorsitzendes 
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Mitglied, der ständige Vertreter und sieben weitere 
Mitglieder an; diese sowie eine ausreichende Zahl 
von Ersatzmitgliedern werden von der Lehrerkonfe­
renz gewählt. 

(2) IFür das Verfahren gelten die Bestimmungen 
für die Lehrerkonferenz entsprechend. 2Der Diszipli­
narausschuss berät und entscheidet stets mit der vol­
len Zahl seiner Mitglieder. 

Abschnitt 4 

Schülerinnen und Schüler 
(vgl. Art. 62 und 63 BayEUG) 

§ 10 

Schülermitverantwortung und 
Verbindungslehrkräfte 

( 1 )  Über das Verfahren der Wahl und die Zahl von 
Verbindungslehrkräften entscheidet der Schüleraus­
schuss im Einvernehmen mit der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter. 

(2) IVeranstaltungen im Rahmen der Schülermit­
verantwortung unterliegen der Aufsicht der Schu­
le. 2Die Durchführung von Veranstaltungen und die 
Bildung von Arbeitsgruppen sind unter Angabe des 
Zwecks, der Beteiligten und der Leitung der Schul­
leiterin oder dem Schulleiter rechtzeitig anzuzeigen. 

(3) lDie Verbreitung schriftlicher Mitteilungen im 
Rahmen der Schülermitverantwortung an die Schü­
lerinnen und Schüler ist nur dem Schülerausschuss 
gestattet. 2Sie bedarf der Genehmigung der Schullei­
terin oder des Schulleiters. 

(4) Ein Mitglied der Schülervertretung scheidet 
bei Verlust der Wählbarkeitsvoraussetzungen, bei 
schriftlichem Verlangen seiner Erziehungsberechtig­
ten oder bei Rücktritt aus seinem Amt aus. 

§ 1 1 

Klassensprecherinnen und Klassensprecher, 
Klassensprecherversammlung 

( 1 )  IÜber das Verfahren der Wahl und die Zahl 
von Klassensprecherinnen und Klassensprechern ent­
scheidet der Schülerausschuss im Einvernehmen mit 
der Schulleiterin oder dem Schulleiter; die Wahl findet 
innerhalb von vier Wochen nach Unterrichtsbeginn 
statt. 2Scheidet eine Klassensprecherin oder ein Klas­
sensprecher aus dem Amt aus, so findet für den Rest 
des Schuljahres eine Neuwahl statt; Entsprechendes 
gilt, wenn ein Stellvertreter aus dem Amt ausscheidet. 

(2) lDie Klassensprecherversammlung tritt bei Be­
darf zusammen. 2Der Antrag ist rechtzeitig unter Bei­
fügung der Tagesordnung von der Schülersprecherin 

oder vom Schülersprecher bei der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter zu stellen. 

§ 12 

Schülersprecherinnen und Schülersprecher, 
Schülerausschuss 

( 1 )  IDie Schülersprecherinnen und Schülerspre­
cher werden jeweils für ein Schuljahr gewählt. 2Über 
das Wahlverfahren entscheidet der Schülerausschuss 
im Einvernehmen mit der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter. 

(2) IDie Wahl findet innerhalb von zwei Wochen 
nach der Wahl der Klassensprecherinnen und Klas­
sensprecher statt. 2Die Schülersprecherinnen und 
Schülersprecher führen die Geschäfte bis zur Wahl 
der neuen Schülersprecherinnen und Schülerspre­
cher weiter. 3Scheidet eine Schülersprecherin oder ein 
Schülersprecher aus, so findet für den Rest des Schul­
jahres eine Neuwahl statt. 

§ 13 

Überschulische Zusammenarbeit der Schüler­
vertretungen 

(vgl. Art. 62 BayEUG) 

(1)  IDie Schülervertretungen mehrerer Schulen 
können gemeinsame Veranstaltungen durchfüh­
ren oder auf andere Weise zusammenarbeiten. 2ZU-
sammenschlüsse von Schülervertretungen mehrerer 
Schulen sind nicht zulässig. 

(2) lDie Schülersprecherinnen und Schülerspre­
cher jeder kreisfreien Stadt und jedes Landkreises 
wählen spätestens drei Wochen nach ihrer Wahl aus 
ihrer Mitte für die jeweilige Stadt bzw. den jeweili­
gen Landkreis je eine Stadt- bzw. Landkreisschüler­
sprecherin oder einen Stadt- bzw. Landkreisschüler­
sprecher und jeweils einen Stellvertreter. 2Spätestens 
drei Wochen nach dieser Wahl wählen die Stadt- und 
Landkreisschülersprecherinnen und die Stadt- und 
Landkreisschülersprecher in einem Regierungsbe­
zirk aus ihrer Mitte je eine Bezirksschülersprecherin 
bzw. einen Bezirksschülersprecher und jeweils einen 
Stellvertreter. 3Die Amtszeit der Stadt- und Landkreis­
schülersprecherinnen und Stadt- und Landkreisschü­
lersprecher sowie der Bezirksschülersprecherinnen 
und Bezirksschülersprecher und ihrer Stellvertreter 
beträgt jeweils ein Jahr. 4Über das Wahlverfahren 
entscheiden die jeweiligen Schülersprecherinnen und 
Schülersprecher bei der Wahl der Stadt- bzw. Land­
kreisschülersprecherin oder des Stadt- bzw. Land­
kreisschülersprechers im Einvernehmen mit dem 
Staatlichen Schulamt und bei der Wahl der Bezirks­
schülersprecherin bzw. des Bezirksschülersprechers 
im Einvernehmen mit der Regierung. 5§ 12 Abs. 2 Sät­
ze 2 und 3 gelten entsprechend. 

(3) IFür den Erfahrungsaustausch und die Erör­
terung von Wünschen und Anregungen richten die 
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Staatlichen Schulämter für jede kreisfreie Stadt und 
für jeden Landkreis, die Regierungen für jeden Regie­
rungsbezirk jeweils Aussprachetagungen für die je­
weiligen Schülersprecherinnen und Schülersprecher 
ein. 2Dafür stehen insgesamt vier Unterrichtstage zur 
Verfügung. 31m Rahmen dieser Tagungen erfolgen die 
Wahlen nach Abs. 2 .  

(4) Die Stadt- und Landkreisschülersprecherin 
oder der Stadt- und Landkreisschülersprecher sowie 
die Bezirksschülersprecherin oder der Bezirksschüler­
sprecher haben insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Übernahme des Vorsitzes bei Aussprachetagun­
gen unbeschadet der Gesamtleitung durch das 
Staatliche Schulamt bzw. die Regierung, 

2. Weitergabe von Informationen an die Schüler­
sprecherinnen und Schülersprecher der Stadt, des 
Landkreises oder des Bezirks mit Zustimmung des 
Staatlichen Schulamts bzw. der Regierung. 

§ 14 

Finanzierung und finanzielle Abwicklung von 
Veranstaltungen der Schülermitverantwortung 

(1)  lDie notwendigen Kosten der Schülermitver­
antwortung trägt der Aufwandsträger im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. 2Aufwen­
dungen der Schülermitverantwortung können ferner 
durch Zuwendungen Dritter oder durch Einnahmen 
aus Veranstaltungen finanziert werden. 

(2) Finanzielle Zuwendungen an die Schule für 
Zwe.cke der Schülermitverantwortung dürfen nur ent­
gegengenommen werden, wenn sie nicht mit Bedin­
gungen verknüpft sind, die der Aufgabe der Schüler­
mitverantwortung widersprechen. 

(3) lÜber die aus Zuwendungen Dritter sowie 
die aus Veranstaltungen zur Verfügung stehenden 
Einnahmen und deren Verwendung ist ein geeigne­
ter Nachweis zu führen. 2Die Verwaltung der Gelder 
einschließlich der Kontoführung und die Führung des 
Nachweises obliegen dem Schülerausschuss gemein­
sam mit einer von der Schulleiterin oder dem Schul­
leiter bestellten Lehrkraft, eine Überprüfung erfolgt 
in regelmäßigen Abständen durch ein Mitglied der 
Schulleitung und ein Mitglied der Klassensprecher­
versammlung. 

§ 15 

Ordnungsrnaßnahmen und sonstige 
Erziehungsrnaßnahmen 

(vgl. Art. 86, 87 und 88a BayEUG) 

( 1 )  Ordnungsrnaßnahmen und sonstige Erzie­
hungsrnaßnahmen und Maßnahmen des Hausrechts 
sind nebeneinander zulässig. 

(2) Ordnungsrnaßnahmen nach Art. 86 Abs. 2 

Satz 1 Nm. 4 bis 6a BayEUG und Nacharbeiten unter 
Aufsicht einer Lehrkraft werden den Erziehungsbe­
rechtigten rechtzeitig vor Vollzug schriftlich unter An­
gabe des zugrunde liegenden Sachverhalts mitgeteilt, 
im Fall des Art. 87 Abs. 1 Satz 6 BayEUG erst nach der 
Entscheidung des Staatlichen Schulamts. 

(3) lEine Bindung an die Reihenfolge der Ord­
nungsmaßnahmen nach Art. 86 Abs. 2 Satz 1 BayEUG 
besteht nicht. 2Eine Ordnungsmaßnahme kann auch 
wiederholt getroffen werden. 

(4) Bei Schülerinnen und Schülern, die die Mit­
telschule nach Beendigung der Vollzeitschulpflicht 
besuchen (Art. 38 BayEUG) und bei denen die Auf­
nahme mit Auflagen verbunden worden ist, um die 
Sicherheit und die Ordnung des Schulbetriebs zu ge­
währleisten, kommen die Ordnungsrnaßnahmen nach 
Art. 86 Abs. 2 Satz 1 Nm. 8 und 9 BayEUG auch in Be­
tracht, wenn die Auflagen nicht eingehalten werden. 

§ 16 

Entlassung 

(1 )  Die Untersuchung ist von der Schulleiterin 
oder dem Schulleiter oder einem beauftragten Mit­
glied der Lehrerkonferenz oder des Disziplinaraus­
schusses zu führen. 

(2) lDas vorläufige Ergebnis der Untersuchung 
wird den Erziehungsberechtigten durch Einschrei­
ben mitgeteilt. 2Die Erziehungsberechtigten sind 
gleichzeitig unter angemessener Fristsetzung auf die 
Möglichkeit zur Stellungnahme und auf ihre Rechte 
nach Art. 86 Abs. 9 und Art. 87 Abs. 1 Satz 3 BayEUG 
hinzuweisen. 3Das Ergebnis der Untersuchung wird 
unter Berücksichtigung der Stellungnahme der Erzie­
hungsberechtigten schriftlich niedergelegt. 4Im Fall 
der beantragten Mitwirkung des Elternbeirats erhält 
das vorsitzende Mitglied des Elternbeirats einen Ab­
druck des Untersuchungsberichts zur Stellungnahme 
innerhalb einer angemessenen Frist. 

Abschnitt 5 

Erziehungsberechtigte 
(vgl. Art. 64 bis 68, 74 und 76 BayEUG) 

§ 17 

Zusammenarbeit der Schule mit den 
Erziehungsberechtigten 

(1)  lDer Zusammenarbeit der Schule mit den Er­
ziehungsberechtigten dienen insbesondere Eltern­
sprechstunden, Elternsprechtage, Klasseneltern­
versammlungen und Elternversammlungen. 2Die 
Durchführung von allgemeinen Veranstaltungen, die 
die Zusammenarbeit von Schule und Erziehungsbe­
rechtigten betreffen, bedarf des Einvernehmens des 
Elternbeirats. 
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(2) lDie an einer Schule mit mindestens der Hälf­
te der Unterrichtspflichtzeit beschäftigten Lehrkräfte 
halten wöchentlich eine Elternsprechstunde außer­
halb ihrer Unterrichtszeit ab, die übrigen Lehrkräfte 
jeweils nach Vereinbarung, jedoch mindestens einmal 
im Monat. 2Zeit und Ort der Elternsprechstunden wer­
den zu Beginn des Schuljahres bekannt gegeben. 31m 
Übrigen werden Elternsprechstunden nach Bedarf 
abgehalten. 

(3) l1n jedem Schuljahr sind mindestens zwei EI­
ternsprechtage abzuhalten, an denen alle Lehrkräfte 
den Erziehungsberechtigten zur Verfügung stehen. 2In 
jedem Schuljahr hat die Schulleiterin oder der Schul­
leiter in den ersten drei Monaten nach Unterrichts­
beginn Klassenelternversammlungen einzuberufen, 
in denen den Erziehungsberechtigten insbesondere 
Erziehungs- und Unterrichtsziele sowie unterrichtli­
che Verfahrensweisen erläutert werden; eine weitere 
Versammlung ist einzuberufen, wenn dies ein Viertel 
der Erziehungsberechtigten einer Klasse beantragt. 
3Elternsprechtage und Elternversammlungen sind au­
ßerhalb der regelmäßigen Unterrichtszeit so anzuset­
zen, dass berufstätigen Erziehungsberechtigten der 
Besuch in der Regel möglich ist. 

§ 18 

Wahl der Klassenelternsprecherin oder 
des Klassenelternsprechers 

(1 )  Die Erziehungsberechtigten der Schülerinnen 
und Schüler einer Klasse wählen aus ihrer Mitte für 
die Dauer eines Schuljahres die Klassenelternspre­
cherin oder den Klassenelternsprecher und den Stell­
vertreter. 

(2) lDie Schulleiterin oder der Schulleiter setzt im 
Einvernehmen mit dem vorsitzenden Mitglied des El­
ternbeirats Ort und Zeit der Wahl fest und lädt zu ihr 
ein. 2Die Leitung der Wahl obliegt der Person, die von 
den Erziehungsberechtigten aus ihrer Mitte bestimmt 
wird. 3Die Wahl soll innerhalb von zwei Wochen nach . Schuljahresbeginn stattfinden. 

(3) lStimmberechtigt sind die bei der Wahl anwe­
senden Wahlberechtigten. 2Für jedes die Klasse besu­
chende Kind kann eine Stimme abgegeben werden. 
3Die Stimme ist auch dann gültig, wenn sie nur von 
einem sorgeberechtigten Elternteil abgegeben ist. 

(4) Nicht wählbar sind die an der Schule tätigen 
Lehrkräfte sowie Förderlehrerinnen und Förderlehrer. 

(5) IGewählt ist, wer die meisten Stimmen erhal­
ten hat. 2Habeil mehrere Bewerberinnen oder Be­
werber die gleiche Stimmenzahl erhalten, findet eine 
Stichwahl statt. 3Ergibt sich auch in der Stichwahl 
Stimmengleichheit, entscheidet das Los. 4Die übrigen 
Gewählten sind Ersatzleute in der Reihenfolge der er­
zielten Stimmenzahl. 

(6) Eine Erziehungsberechtigte oder ein Erzie­
hungsberechtigter kann innerhalb einer Mittelschule 

nur in einer Klasse Klassenelternsprecherin bzw. Klas­
senelternsprecher sein. 

(7) lÜber die Wahl wird eine Niederschrift an­
gefertigt. 2Diese enthält den wesentlichen Gang der 
Wahl und die Feststellung des Wahlergebnisses. 

(8) lDie Erziehungsberechtigten einer Schülerin 
oder eines Schülers können eine andere volljährige 
Person, die die Schülerin oder den Schüler tatsächlich 
erzieht, ermächtigen, an der Wahl der Klasseneltern­
sprecherin oder des Klassenelternsprechers teilzu­
nehmen. ZWer in dieser Weise ermächtigt ist, steht für 
die Dauer der Ermächtigung bei der Anwendung der 
Bestimmungen über die Klassenelternsprecherin oder 
den Klassenelternsprecher einer oder einem Erzie­
hungsberechtigten gleich. 3Die Ermächtigung muss 
der Schule vor der Wahl in schriftlicher Form vorlie­
gen; sie gilt für die Dauer einer Amtszeit, soweit sie 
nicht schriftlich widerrufen wird. 

§ 19 

Wahl des Elternbeirats 

lDer Elternbeirat wird in Schulen mit mehr als 
neun Klassen für die Dauer eines Jahres in einem 
Wahlgang gewählt. 2Jede Klassenelternsprecherin 
und jeder Klassenelternsprecher hat neun Stimmen; 
für eine Bewerberin oder einen Bewerber darf nur 
eine Stimme abgegeben werden. 3Gewählt sind die 
neun Bewerberinnen bzw. Bewerber mit den höchsten 
Stimmenzahlen. 4Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das Los. 5Die übrigen Gewählten sind Ersatzleute in 
der entsprechenden Reihenfolge. 

§ 20 

Amtszeit und Mitgliedschaft 

(1 )  Die Amtszeit der Klassenelternsprecherin oder 
des Klassenelternsprechers beginnt mit der Feststel­
lung des Wahlergebnisses; sie endet mit dem Ablauf 
des Schuljahres .  

(2)  Die Amtszeit des Elternbeirats beginnt mit der 
Feststellung des Wahlergebnisses und endet mit der 
Wahl des neuen Elternbeirats im darauf folgenden 
Schuljahr. 

(3) Die Tätigkeit als Klassenelternsprecherin oder 
Klassenelternsprecher sowie die Tätigkeit im Eltern­
beirat sind ehrenamtlich. 

(4) lDas Amt als Klassenelternsprecherin oder als 
Klassenelternsprecher und die Mitgliedschaft im EI-

. ternbeirat enden mit dem Ablauf der Amtszeit, dem 
Ausscheiden des Kindes aus der Klasse, der Auflö­
sung der Klasse, der Niederlegung des Amtes,  dem 
Widerruf der Ermächtigung nach § 18 Abs. 8 oder dem 
Verlust der Wählbarkeit. 2Scheidet eine Klasseneltern -
sprecherin oder ein Klassenelternsprecher während 
der Amtszeit aus, so wird die Ersatzperson mit der 
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nächsthöheren Stimmenzahl Klassenelternsprecherin 
oder Klassenelternsprecher. 3Scheidet ein Mitglied 
des Elternbeirats während der Amtszeit aus, rückt die 
Ersatzperson mit der nächsthöheren Stimmenzahl aus 
der Wahl des Elternbeirats nach; ist keine Ersatzper­
son gewählt, rückt die nach Satz 2 gewählte Person 
nach. 

§ 2 1  

Geschäftsgang 

(1 )  Der Elternbeirat wählt in der ersten Sitzung 
aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsit­
zenden sowie einen Stellvertreter. 

(2) Die Sitzungen des Elternbeirats sind nicht öf­
fentlich. 

(3) Der Aufwandsträger und die Schulleiterin oder 
der Schulleiter müssen vom Elternbeirat zu den von 
ihnen genannten Angelegenheiten in der Sitzung ge­
hört werden. 

(4) 1Der Elternbeirat kann die Anwesenheit der 
Schulleiterin oder des Schulleiters sowie eines Vertre­
ters des Aufwandsträgers verlangen. 2Der Elternbeirat 
kann zur Beratung einzelner Angelegenheiten weite­
re Personen einladen. 

(5) 1Die Zustimmung des Elternbeirats ist außer in 
den Fällen des Art. 65 Abs. 1 Satz 3 Nrn. 6, 7 und 13 
BayEUG erforderlich für die Durchführung von Schul­
landheimaufenthalten, Schulskikursen, Studienfahr­
ten sowie von Fahrten im Rahmen des internationalen 
Schüleraustauschs. 2Zudem bedürfen die Grundsätze 
zur Durchführung von Veranstaltungen der ganzen 
Schule, zur Festlegung von Unterrichtszeiten oder 
zur Durchführung von Veranstaltungen in der unter­
richtsfreien Zeit des Einvernehmens des Elternbeirats;  
§ 5 Nr. 2 und § 43 Abs. 1 bleiben unberührt. 

(6) 1Die Mitglieder des Elternbeirats sowie die 
Klassenelternsprecherin oder der Klassenelternspre­
cher haben auch nach Beendigung der Mitgliedschaft 
beziehungsweise der Amtszeit über die bei ihrer Tä­
tigkeit als Elternvertreter bekannt gewordenen An­
gelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. 2Dies 
gilt nicht für Tatsachen, die offenkundig sind oder ih­
rer Natur nach keiner Geheimhaltung bedürfen. 

§ 22 

Gemeinsamer Elternbeirat 
(vgl. Art. 66 Abs. 4 BayEUG) 

(1)  1Der gemeinsame Elternbeirat wird für die 
Dauer eines Jahres in einem Wahlgang gewählt. 21m 
Vertretungsfall wird die Wahlberechtigung durch den 
Vertreter wahrgenommen. 

(2) 1Das Staatliche Schulamt setzt im Einverneh-

men mit den Vorsitzenden der Elternbeiräte Ort und . 
Zeit der Wahl fest und lädt zu ihr ein. 2Das vorsitzen­
de Mitglied des amtierenden gemeinsamen Eltern­
beirats leitet die Wahl. 3Jede Wahlberechtigte und 
jeder Wahlberechtigte h?t für die von ihr bzw. ihm 
vertretene Schule neun Stimmen; für eine Bewerberin 
bzw. einen Bewerber darf nur eine Stimme abgege­
ben werden. 4Gewählt sind die neun Bewerberinnen 
bzw. Bewerber mit den höchsten Stimmenzahlen. 5Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. 6Die übrigen 
Gewählten sind Ersatzleute in der Reihenfolge der er­
zielten Stimmenzahl. 7§ 1 8  Abs. 3 Satz 1 und Abs. 7 
gelten entsprechend. 

(3) § 20 Abs. 2 bis 4 und § 2 1  Abs. 1 bis 4 und 6 
gelten entsprechend. 

Abschnitt 6 

Schulforum und Verbundausschuss 
(vgl. Art. 69 und 32a BayEUG) 

§ 23 

Schulforum 

(1 )  1Die Sitzungen des Schulforums sind nicht 
öffentlich. 2Sie sind außerhalb der regelmäßigen Un­
terrichtszeit durchzuführen. 3Für die Pflicht zur Ver­
schwiegenheit gilt § 2 1  Abs. 6 entsprechend. 4Das 
Schulforum kann zur Behandlung einzelner Tages­
ordnungspunkte Dritte hinzuziehen. 

(2) 1 Das Schulforum ist über Art. 69 Abs. 6 BayEUG 
hinaus auf Verlangen von mindestens vier Mitglie­
dern einzuberufen. 2Es ist beschlussfähig, wenn alle 
Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und mindes­
tens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 3Die Be­
schlüsse werden in offener Abstimmung mit einfacher 
Mehrheit gefasst. 4Über jede Sitzung ist eine Nieder­
schrift zu erstellen. 

(3) 1Die Lehrerkonferenz bestimmt die Amtsdau­
er der in das Schulforum gewählten Lehrkräfte. 2EI­
ternbeirat, Lehrerkonferenz und Klassensprecherver­
sammlung können für den Fall der Verhinderung eine 
Regelung zur Vertretung der von ihnen gewählten 
Mitglieder des Schulforums bzw. der Mitglieder des 
Schülerausschusses treffen. 

§ 24 

Verbundausschuss 

1Der Verbundausschuss wird von der Verbundko­
ordinatorin oder dem Verbundkoordinator einberu­
fen und geleitet. 2Der Verbundausschuss ist vor der 
Klassenbildung im Schulverbund zu beteiligen. 3Die 
Verbundkoordinatorin oder der Verbundkoordinator 
strebt bei der Klassenbildung das Benehmen mit dem 
Verbundausschuss an. 
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Abschnitt 7-

Finanzielie Abwicklung 
sonstiger schulischer Veranstaltungen, 

Sammlungen und Spenden, Erhebungen 

§ 25 

Finanzielle Abwicklung 
sonstiger schulischer Veranstaltungen 

( 1 )  lFallen für die Durchführung von Schulskikur­
sen, Schullandheimaufenthalten, Lehr- und Studien­
fahrten, Schfrler- und Lehrwanderungen sowie von 
ähnlichen Veranstaltungen der Schule Kosten an, so 
können die von den Erziehungsberechtigten zu ent­
richtenden Kostenbeiträge auf ein Konto der Schule 
eingezahlt werden. 21n besonderen Fällen kann eine 
Zahlung an die Schule auch in bar erfolgen. 3Die 
Schule hat den Erziehungsberechtigten auf Wunsch 
des Elternbeirats über die Verwendung ihrer Kosten­
beiträge zu berichten. 4Haushaltsmittel dürfen über 
das Konto nach Satz 1 nicht abgewickelt werden. 5Die 
Verwaltung des Kontos oder der Barbeträge obliegt 
der Schule. 61m Schuljahr findet mindestens eine Kas­
senprüfung durch einen Kassenprüfungsausschuss 
statt, dessen drei Mitglieder aus der Mitte der Lehrer­
konferenz gewählt werden. 

(2) lFür Schülerfirmen kann die Schule ein Son­
derkonto einrichten. 2Die Verwaltung des Kontos ob­
liegt der Schulleiterin oder dem Schulleiter oder einer 
von ihr oder ihm damit beauftragten Lehrkraft sowie 
einer Schülerin oder einem Schüler, die oder der an 
der Schülerfirma mitwirkt. 3Pro Schuljahr findet min­
destens eine Kassenprüfung durch eine nicht mit der 
Kontoverwaltung befasste Lehrkraft statt. 4Die Schul­
leiterin oder der Schulleiter hat im Übrigen ein jeder­
zeitiges Prüfungsrecht. 5Haushaltsmittel dürfen über 
das Sonderkonto nicht abgewickelt werden. 

(3) lFür Schülerinnen und Schüler, die am Be­
triebspraktikum teilnehmen, ist für die Zeit des Be­
triebspraktikums eine Schülerhaftpflichtversicherung 
abzuschließen. 2Die Schulleiterin bzw. der Schulleiter 
oder die betreuende Lehrkraft schließt die Versiche­
rung im Namen der Erziehungsberechtigten ab. 3Die 
Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, die Beiträge 
für die Schülerhaftpflichtversicherung rechtzeitig an 
die Schule zu entrichten. 

§ 26 

Sammlungen und Spenden 
(vgl. Art. 84 BayEUG) 

(1 )  11n der Schule sind Sammlungen für außer­
schulische Zwecke und die Aufforderung an die 
Schülerinnen und Schüler, sich an Sammlungen in 
der Öffentlichkeit zu beteiligen, unzulässig. 2Aus­
nahmen kann die Schulleiterin oder der Schulleiter 
im Einvernehmen mit dem Schulforum genehmigen. 
3Unterrichtszeit darf für Sammlungstätigkeiten nicht 
verwendet werden. 

(2) Spenden der Erziehungsberechtigten für schu­
lische Zwecke dürfen von der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter und von Lehrkräften und Förderlehrerin­
nen und Förderlehrern nicht angeregt oder beein­
flusst werden. 

(3) lWird durch erhebliche Zuwendungen Drit­
ter die Schule bei der Erfüllung ihrer Aufgaben un­
terstützt oder die Herstellung oder Anschaffung für 
Erziehung und Unterricht förderlicher Gegenstände 
ermöglicht, kann auf Antrag der oder des Dritten hie­
rauf in geeigneter Weise hingewiesen werden. 2Un­
zulässig ist eine über die Nennung der zuwendenden 
Person oder Einrichtung, der Art und des Umfangs der 
Zuwendung hinausgehende Produktwerbung. 3Die 
Entscheidung trifft die Schulleiterin oder der Schullei­
ter nach Anhörung des Schulforums. 

§ 27-

Erhebungen 
(vgl. Art. 85 BayEUG) 

(1)  lErhebungen einschließlich Umfragen und 
wissenschaftliche Untersuchungen sind in den Schu­
len nur nach Zustimmung des Staatlichen Schulamts 
zulässig. 2Bezieht sich die Erhebung auf Mittelschulen 
in mehreren Schulamts bezirken, so entscheidet die 
Regierung, wenn nur Mittelschulen innerhalb eines 
Regierungsbezirks betroffen sind, im Übrigen ent­
scheidet das Staatsministerium. 

(2) lDie Genehmigung kann erteilt werden, wenn 
an der Erhebung ein erhebliches pädagogisch-wis­
senschaftliches Interesse anzuerkennen ist und sich 
die Belastung der Schulen in zumutbarem Rahmen 
hält. 2Genehmigungsbedürftige Erhebungen, die sich 
an die Erziehungsberechtigten richten, bedürfen des 
Einvernehmens des jeweiligen Elternbeirats, es sei 
denn, die Erziehungsberechtigten sind auf Grund von 
anderen Rechtsvorschriften zur Angabe von Daten 
verpflichtet. 3Die Vorgaben des Datenschutzes sind zu 
beachten. 

(3) Keiner Genehmigung bedürfen Erhebungen 
der Schulaufsichtsbehörden, des Landesamts für Sta­
tistik und Datenverarbeitung und im Rahmen seiner 
Aufgaben des jeweiligen Aufwandsträgers. 

Teil 3 

Aufnahme und Schulwechsel 
(vgl. Art. 35 bis 38, 41 bis 43, 49 Abs. 2 

Sätze 2 und 3 BayEUG) 

§ 28 

Anmeldung und Aufnahme 

(1)  lStellt die Mittelschule fest, dass die Vorausset­
zungen einer Unterrichtung an der Mittelschule nach 
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Art. 4 1  Abs. 5 BayEUG nicht gegeben sind, lehnt sie 
die Aufnahme der Schülerin oder des Schülers ab und 
empfiehlt den Erziehungsberechtigten eine Anmel­
dung an dem voraussichtlich zuständigen Förderzen­
trum. 2Wollen die Erziehungsberechtigten weiterhin 
die Aufnahme an der Mittelschule, legt die Schul­
leiterin oder der Schulleiter die Angelegenheit dem 
Staatlichen Schulamt vor, § 3 1  Abs. 5 Sätze 2 bis 5 
gelten entsprechend. 3Bleibt zweifelhaft, ob die Vor­
aussetzungen für einen Besuch der Mittelschule nach 
Art. 41 Abs. 5 BayEUG gegeben sind, kann die Mittel­
schule die Schülerin oder den Schüler zunächst bis zu 
drei Monate probeweise aufnehmen und nach Ablauf 
der Probezeit abschließend entscheiden, § 3 1  Abs. 6 
Satz 3 gilt entsprechend. 

(2) Der Träger einer privaten Mittelschule hat die 
Aufnahme von Schülerinnen und Schülern der öffent­
lichen Mittelschule mitzuteilen, in deren Sprengel sie 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

(3) Schülerinnen und Schüler, die nach Beginn der 
Vollzeitschulpflicht ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
Bayern nehmen, sind unverzüglich anzumelden. 

§ 29 

Übertritt an eine andere Schule 

(1 )  1Tritt eine Schülerin oder ein Schüler an eine 
andere Schule über, benachrichtigt die abgeben­
de Schule die aufnehmende Schule. 2Geht bei der 
abgebenden Schule innerhalb eines Monats keine 
Bestätigung über den Übertritt ein, verständigt die 
Schulleiterin oder der Schulleiter die Kreisverwal­
tungsbehörde. 

(2) 1Endet der Mittelschulbesuch mit dem Ende 
der Vollzeitschulpflicht, wird der Schülerin oder dem 
Schüler mit dem Zeugnis eine Abmeldebescheini­
gung ausgehändigt, die bei der Anmeldung bei einer 
Berufsschule oder einer anderen Schule, an der die 
Berufsschulpflicht erfüllt werden kann, abzugeben ist. 
2Fordert die Berufsschule oder Berufsfachschule oder 
die entsprechende Förderschule innerhalb eines�Mo­
nats nach Beginn des Unterrichts den Schülerbogen 
nicht an, verständigt die Schulleiterin oder der Schul­
leiter die Kreisverwaltungsbehörde. 

(3) Werden ausländische Schülerinnen und Schü­
ler vom Schulbesuch in Bayern abgemeldet, so ver­
ständigt die Schule das Einwohnermeldeamt. 

§ 30 

Gastschulverhältnisse 

(1 )  Wird ein Antrag auf Genehmigung eines Gast­
schulverhältnisses nach Art. 43 Abs. 1 BayEUG gestellt, 
fordert die Gemeinde des gewöhnlichen Aufenthalts 
der Schülerin oder des Schülers unverzüglich eine 
Stellungnahme des Schulaufwandsträgers der aufneh­
menden Schule sowie der betroffenen Schulen an. 

(2) 1Die Genehmigung eines Gastschulverhält­
nisses nach Art. 43 Abs. 1 BayEUG ist widerruflich. 
2Sie kann nach vorheriger Anhörung der betroffenen 
Schulen widerrufen werden, wenn die zwingenden 
persönlichen Gründe nicht mehr vorliegen. 3Der Wi­
derruf kann nur zum Schuljahresende ausgesprochen 
werden. 

(3) Liegt der gewöhnliche Aufenthalt der Schüle­
rin oder des Schülers außerhalb des Geltungsbereichs 
dieser Verordnung, so entscheidet die für die Gast­
schule zuständige Gemeinde im Einvernehmen mit 
der für die Gastschule zuständigen Schulaufsichtsbe­
hörde, die Gemeinde gibt der für den gewöhnlichen 
Aufenthalt der Schülerin' oder des Schülers zuständi­
gen Schulaufsichtsbehörde Gelegenheit zur Stellung­
nahme. 

(4) Liegen die Sprengelschule und die Gastschule 
in den Zuständigkeitsbereichen verschiedener Staat­
licher Schulämter, entscheidet über Zuweisungen 
nach Art. 43 Abs. 2 BayEUG das für die Sprengelschu­
le zuständige Schulamt, es gibt dem anderen Schul­
amt Gelegenheit zur Stellungnahme. 

§ 31 

Überweisung an ein Förderzentrum 

(1 )  Die Klassenleiterin oder der Klassenleiter mel­
det nach eingehender Erörterung mit den Erziehungs­
berechtigten Schülerinnen und Schüler, die auf Grund 
des möglichen Vorliegens der Voraussetzungen nach 
Art. 4 1  Abs. 5 BayEUG für eine Überweisung an ein 
Förderzentrum in Betracht kommen, der Schulleite­
rin oder dem Schulleiter, legt den hierfür maßgebli­
chen Sachverhalt dar, berichtet über den vermuteten 
sonderpädagogischen Förderbedarf sowie die bisher 
durchgeführten Fördermaßnahmen und gibt einen 
Überblick über die Schulleistungen und das Lernver­
halten, eine vorhandene Stellungnahme der Mobilen 
Sonderpädagogischen Dienste ist beizufügen. 

(2) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter fordert 
unter Übermittlung des Berichts nach Abs. 1 von dem 
voraussichtlich zuständigen Förderzentrum ein son­
derpädagogisches Gutachten gemäß Art. 4 1  Abs. 4 
Satz 2 BayEUG an und informiert die Erziehungsbe­
rechtigten darüber. 2Nach Vorliegen des Gutachtens 
unterrichtet die Schulleiterin oder der Schulleiter die 
Erziehungsberechtigten über die Ergebnisse des bis­
herigen Verfahrens und gibt ihnen Gelegenheit zu 
einer Stellungnahme. 3Die Erziehungsberechtigten 
können verlangen, dass die Beratungslehrkraft oder 
die Schulpsychologin oder der Schulpsychologe ge­
hört wird. 

(3) 1Empfiehlt das sonderpädagogische Gutachten 
eine Überweisung an ein Förderzentrum und sind die 
Erziehungsberechtigten damit einverstanden, über­
weist die Mittelschule die Schülerin oder den Schüler 
an die öffentliche Förderschule mit dem im Gutachten 
bezeichneten Förderschwerpunkt. 2Soweit die nächst­
gelegene, dem sonderpädagogischen Förderbedarf 
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des Schülers entsprechende Förderschule eine Schule 
in privater Trägerschaft ist, erfolgt eine Überweisung 
an eine Förderschule mit entsprechendem sonderpä­
dagogischem Schwerpunkt unter Hinweis auf die be­
treffende private Förderschule. 

(4) lIst nach dem sonderpädagogischen Gutach­
ten die Mittelschule der richtige Förderort, kann die 
Mittelschule, wenn sie dennoch eine Überweisung 
an ein Förderzentrum für erforderlich hält, einen ent­
sprechenden Antrag beim Staatlichen Schulamt stel­
len. 2Der Antrag ist ausführlich zu begründen. 

(5) lEmpfiehlt das sonderpädagogische Gutachten 
eine Überweisung an ein Förderzentrum und sind die 
Erziehungsberechtigten damit nicht einverstanden, 
legt die Mittelschule die Angelegenheit dem Staatli­
chen Schulamt zur Entscheidung vor. 2Die Mittelschu­
le fügt eine eigene Stellungnahme bei. 3 Auf Antrag 
der Erziehungsberechtigten findet vor der Entschei­
dung des Staatlichen Schulamts eine mündliche Er­
örterung mit den Beteiligten statt. 4Kommt im Erör­
terungstermin kein Einvernehmen zustande, können 
die Erziehungsberechtigten verlangen, dass die Fest­
stellungen und Empfehlungen im sonderpädagogi­
schen Gutachten durch eine überörtliche, unabhängi­
ge Fachkommission überprüft werden; die Mitglieder 
der Kommission dürfen am bisherigen Verfahren nicht 
beteiligt gewesen sein. 5Das Staatliche Schulamt hat 
die Stellungnahme der Fachkommission in seiner Ent­
scheidung zu würdigen. 

(6) IBleibt zweifelhaft, ob die Mittelschule oder 
das Förderzentrum der richtige schulische Förderort 
ist, kann das Staatliche Schulamt die Schülerin oder 
den Schüler für die Dauer von bis zu drei Monaten 
probeweise an das Förderzentrum überweisen. 2Die 
Schülerin oder der Schüler wird für diese Zeit Schü­
lerin oder Schüler des Förderzentrums. 3Die Probezeit 
kann um bis zu drei Monate, längstens jedoch bis zum 
Ende des Schulhalbjahres verlängert werden. 4Nach 
Ablauf der Probezeit entscheidet das Staatliche Schul­
amt abschließend, ob eine Überweisung an ein För­
derzentrum erfolgt. 

(7) lWird ein schulpflichtiges Kind, das eine Mit­
telschule besucht, auf Antrag der Erziehungsberech­
tigten oder auf Grund einer gerichtlichen oder be­
hördlichen Entscheidung in ein Heim aufgenommen, 
das mit einem Förderzentrum verbunden ist, hat die 
Mittelschule ein sonderpädagogisches Gutachten ge­
mäß Abs. 2 Satz 1 anzufordern. 2Für das weitere Ver­
fahren gelten Abs. 3 bis 6 .  

§ 32 

Übertritt an ein Gymnasium oder an eine Realschule 

(1 )  lIn der Jahrgangsstufe 6 führt die Mittelschule 
eine Informationsveranstaltung zur Wahl des weite­
ren schulischen Bildungswegs durch; Lehrkräfte mit 
Erfahrung an weiterführenden Schulen sollen zu der 
Informationsveranstaltung hinzugezogen werden. 

2Den Erziehungsberechtigten wird außerdem eine 
eingehende Beratung angeboten. 3Dabei werden die 
Erziehungsberechtigten auch umfassend über die An­
gebote des schulischen Bildungssystems und dessen 
An- und Abschlussmöglichkeiten einschließlich des 
beruflichen Schulwesens informiert. 

(2) lIn der Jahrgarigsstufe 5 wird eine Eignung 
für die Bildungswege des Gymnasiums und der Re­
alschule im Jahreszeugnis festgestellt. 2Die Eignung 
zum Übertritt in die Jahrgangsstufe 5 des Gymnasi­
ums liegt vor, wenn die Gesamtdurchschnittsnote aus 
den Fächern Deutsch und Mathematik mindestens 2,0 
beträgt. 3Die Eignung zum Übertritt in die Jahrgangs­
stufe 5 der Realschule liegt vor, wenn die Gesamt­
durchschnittsnote aus den Fächern Deutsch und Ma­
thematik mindestens 2,5 beträgt. 4Die Eignung zum 
Übertritt in die Jahrgangsstufe 5 der Realschule wird 
von der Lehrerkonferenz festgestellt, wenn in Folge 
nachgewiesener erheblicher persönlicher Beeinträch­
tigungen ohne eigenes Verschulden die in Satz 3 
genannte Gesamtdurchschnittsnote nicht erreicht 
wurde, z.B. wegen Krankheit, und für die Schülerin 
oder den Schüler auf Grund der bisherigen Leistun­
gen die Aussicht besteht, eine Realschule mit Erfolg 
zu besuchen; Entsprechendes gilt für die Feststellung 
der Eignung zum Übertritt in die Jahrgangsstufe 5 
des Gymnasiums. 5Die Eignung zum Übertritt in die 
Jahrgangsstufe 6 der Realschule liegt vor, wenn die 
Gesamtdurchschnittsnote aus den Fächern Deutsch, 
Mathematik und Englisch mindestens 2,0 beträgt. 

(3) Für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeut­
scher Muttersprache, die nicht bereits ab Jahrgangs­
stufe 1 eine deutsche Grundschule besucht haben, 
kann bis zu einer Gesamtdurchschnittsnote von 
3,33 die Eignung festgestellt werden, wenn dies auf 
Schwächen in der deutschen Sprache zurückzuführen 
ist, die noch behebbar erscheinen. 

§ 33 

Aufnahme in Mittlere-Reife-Klassen 
(vgl. Art. 7a Abs. 2 Satz 4 BayEUG) 

(1 )  lAuf Antrag der Erziehungsberechtigten wer­
den Schülerinnen und Schüler unter folgenden Vor­
aussetzungen in die genannte Jahrgangsstufe aufge­
nommen: 

1 .  in die Jahrgangsstufe 7 mit einer Durchschnittsno­
te von mindestens 2,66 aus den Fächern Deutsch, 
Mathematik und Englisch im Zwischenzeugnis 
der Jahrgangsstufe 6 oder in einer sich an das 
Zwischenzeugnis anschließenden Aufnahmeprü­
fung nach Abs. 2 oder im Jahreszeugnis, 

2. in die Jahrgangsstufen 8 und 9 mit einer Durch­
schnittsnote von mindestens 2,33 aus den.Fächern 
Deutsch, Mathematik und Englisch im Zwischen­
zeugnis der vorhergehenden Jahrgangsstufe oder 
in einer sich an das Zwischenzeugnis anschlie­
ßenden Aufnahmeprüfung nach Abs. 2 oder im 
. Jahreszeugnis, 
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3 .  in die Jahrgangsstufe 10 mit dem qualifizierenden 
Abschluss der Mittelschule und einer Gesamt­
bewertung von mindestens 2,33 in den Fächern 
Deutsch, Mathematik und Englisch oder in einer 
Aufnahmeprüfung nach Abs. 2; wurde der qua­
lifizierende Abschluss der Mittelschule mit dem 
Fach Muttersprache erworben, so tritt dieses an 
die Stelle des Fachs Englisch. 

2Für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeutscher 
Muttersprache, die in die Jahrgangsstufe 7, 8 oder 9 
des Mittlere-Reife-Zugs eintreten möchten, gilt § 32 
Abs. 3 entsprechend. 

(2) lDie Aufnahmeprüfung nach Abs. 1 findet in 
den Jahrgangsstufen 6 bis 8 im unmittelbaren An­
schluss an die Ausgabe des Zwischenzeugnisses statt; 
sie erstreckt sich auf die Fächer Deutsch, Mathema­
tik und Englisch. 2Eine Teilnahme an der Aufnahme­
prüfung ist nur in den Fächern nach Satz 1 möglich, 
in denen eine Notenverbesserung erreicht werden 
kann und wenn im Fall einer Notenverbesserung 
die nach Abs. 1 zur Aufnahme in eine Mittlere-Rei­
fe-Klasse erforderliche Durchschnittsnote erreichbar 
ist; die Aufnahmeprüfung kann nicht zu einer Noten­
verschlechterung in einem Fach führen. 3Die Erzie­
hungsberechtigten entscheiden nach Beratung durch 
die Schule, in welchen der nach Satz 2 möglichen 
Prüfungsfächern die Schülerinnen und Schüler an der 
Aufnahmeprüfung teilnehmen. 4Die Gesamtnote wird 
in Fächern, in denen eine Prüfung abgelegt wurde, 
aus der Note im Zwischenzeugnis oder im Zeugnis 
über den qualifizierenden Abschluss der Mittelschu­
le und der Prüfungsnote ermittelt; bei einem Durch­
schnitt von n,5 gibt in der Regel die Prüfungsnote den 
Ausschlag. sIn Fächern, in denen keine Prüfung ab­
gelegt wurde, gilt die Note im Zwischenzeugnis oder 
im Zeugnis über den qualifizierenden Abschluss der 
Mittelschule als Gesamtnote. 6Die Summe der Ge­
samtnoten in den Fächern nach Satz 1 wird durch den 
Faktor 3 geteilt; der dadurch entstandene Zahlen­
wert bildet die Durchschnittsnote im Sinn des Abs. 1 .  
7Für Schülerinnen und Schüler, die aus nicht selbst 
zu vertretenden Gründen keine hinreichenden Leis­
tungen im Fach Englisch erbringen können und die 
nicht von der Möglichkeit des Abs. 3 Satz 1 Gebrauch 
gemacht haben, tritt anstelle der Aufnahmeprüfung 
im Fach Englisch ein Aufnahmegespräch; in diesem 
ist zu klären, ob die Schülerin oder der Schüler den 
Leistungsanforderungen des Mittlere-Reife-Zugs vo­
raussichtlich entsprechen kann. 8Auf der Grundla­
ge des Aufnahmegesprächs ist eine Gesamtnote im 
Fach Englisch zu bilden. 9Wurde der qualifizierende 
Abschluss der Mittelschule nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
Halbsatz 2 mit dem Fach Deutsch als Zweitsprache 
erworben, so tritt an die Stelle der Aufnahmeprüfung 
im Fach Deutsch ein Aufnahmegespräch. IOIn diesem 
ist zu klären, ob die Schülerin oder der Schüler auf 
Grund der bisherigen Leistungen den Anforderungen 
der Jahrgangsstufe 10 im Fach Deutsch voraussicht­
lich entsprechen kann. 

(3) ISchülerinnen und Schüler mit nichtdeutscher 

Muttersprache, die aus nicht selbst zu vertretenden 
Gründen den erforderlichen Leistungsstand in Eng­
lisch nicht aufweisen, können bei der vorläufigen 
Anmeldung zu den Jahrgangsstufen 9 und 10  bean­
tragen, in der Abschlussprüfung statt in Englisch in 
der Muttersprache geprüft zu werden. 2Das Staatsmi­
nisterium entscheidet allgemein oder im Einzelfall, 
für welche Sprachen eine Genehmigung erteilt wer­
den kann. 3Ein Unterricht in der Muttersprache findet 
nicht statt; während des Schuljahres werden je zwei 
Leistungsfeststellungen als Fernprüfung durchge­
führt. 4Die Schülerinnen und Schüler können zur Teil­
nahme an anderem Unterricht verpflichtet werden. 

(4) IIn die Jahrgangsstufe 10 können in besonde­
ren Fällen auch andere Bewerberinnen und Bewerber, 
die nicht Schülerinnen und Schüler einer allgemein 
bildenden Schule sind, aufgenommen werden, wenn 
sie als andere Bewerberinnen und Bewerber im quali­
fizierenden Abschluss der Mittelschule die Gesamtbe­
wertung 2,3 oder besser erreicht haben. 21m Übrigen 
kann eine Aufnahme in eine Mittlere-Reife-Klasse nur 
erfolgen, wenn die Jahrgangsstufe 10  spätestens im 
zwölften Schulbesuchsjahr erreicht werden kann. 

§ 34 

Wechsel aus anderen weiterführenden Schularten 

(1)  Vollzeitschulpflichtige Schülerinnen und 
Schüler aus anderen Schularten treten nach Abschluss 
eines Schuljahres in der Regel in die Regelklasse der 
nächsthöheren Jahrgangsstufe der Mittelschule über. 
2Sie treten während eines Schuljahres in der Regel in 
die Jahrgangsstufe über, die sie in der anderen Schu­
le besucht haben. 3Über Ausnahmen sowie in sonsti­
gen Fällen der Rückkehr entscheidet die Schulleiterin 
oder der Schulleiter unter Berücksichtigung des Leis­
tungsstands der Schülerin oder des.Schülers. 

(2) ISchulpflichtige Schülerinnen und Schüler aus 
anderen Schularten, die die Erlaubnis zum Vorrü­
cken oder zum Vorrücken auf Probe erhalten haben, 
können zu Schuljahresbeginn in die Mittlere-Reife­
Klasse der nächsthöheren Jahrgangsstufe übertreten. 
2Entsprechendes gilt, wenn sich das Nichtvorrücken 
auf Fächer bezieht, die an der Mittelschule nicht un­
terrichtet werden. 3Über die Aufnahme in sonstigen 
Fällen entscheidet die Schulleiterin oder der Schullei­
ter; hierzu kann eine Aufnahmeprüfung durchgeführt 
werden. 4§ 33 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Der Wechsel von der Mittlere-Reife-Klasse in 
die Regelklasse der gleichen Jahrgangsstufe ist auf 
Antrag der Erziehungsberechtigten jederzeit möglich. 

(4) In die Praxisklasse können auf Antrag der Er­
ziehungsberechtigten Schülerinnen und Schüler in 
der Regel im neunten Schulbesuchsjahr aufgenom­
men werden, die durch eine spezifische Förderung 
mit hohen berufsbezogenen Praxis anteilen zu einer 
positiven Lern- und Arbeitshaltung geführt werden 
können. 
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§ 35 

Schülerinnen und Schüler 
ohne ständigen festen Aufenthalt 

Vollzeitschulpflichtige Kinder von beruflich Rei­
senden und von Personen ohne ständigen festen Auf­
enthalt führen ein Schultagebuch mit sich, in das die 
Zeit des Schulbesuchs und die behandelten Lernzie­
le und Lerninhalte von der jeweils besuchten Schule 
eingetragen werden. 

Teil 4 

Schulbetrieb 

Abschnitt 1 

Klassen, Fächer, Fördermaßnahmen 
(vgl. Art. 49 und 50 BayEUG) 

§ 36 

Klassen- und Gruppenbildung, Wahlpflichtfächer, 
Arbeitsgemeinschaften, Besuch eines offenen Ganz­

tagsangebots, besondere Fördermaßnahmen 

(1)  1Das Staatliche Schulamt bildet im Rahmen 
der vom Staatsministerium festgelegten Richtlinien 
die Klassen nach pädagogischen und schulorganisa­
torischen Erfordernissen auf Vorschlag der Schullei­
terin oder des Schulleiters. 2In Schulverbünden nach 
Art. 32a Abs. 3 und 4 BayEUG obliegt die Klassenbil­
dung im Rahmen des zugeteilten Lehrerstundenbud­
gets der Verbundkoordinatorin oder dem Verbundko­
ordinator; von den vom Staatsministerium festgelegten 
Richtlinien nach Satz 1 kann bei Bedarf abgewichen 
werden, soweit für die Schülerinnen und Schüler der 
Grundsatz der Chancengleichheit gewahrt bleibt. 

(2) 1Zur Sicherstellung des Unterrichtsangebots 
kann das Staatliche Schulamt, in Schulverbünden 
nach Art. 32a Abs. 3 und 4 BayEUG die Leiterin oder 
der Leiter einer Schule, auch für Jahrgangsklassen in 
Pflichtfächern jahrgangsstufenübergreifenden Unter­
richt anordnen. 2 Abweichend von Satz 1 entscheidet 
über die Einrichtung von jahrgangsstufenübergreifen­
dem Unterricht in den Pflichtfächern Religionslehre, 
Ethik und Sport die Schulleiterin oder der Schulleiter 
unter Beachtung der amtlichen Vorgaben für die Klas­
sen- und Gruppenbildung. 3Über die Einrichtung von 
klassenübergreifendem Unterricht in Pflichtfächern 
entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter. 

(3) 1Unterricht in Wahlpflichtfächern und Wahlfä­
chern kann klassenübergreifend, in besonderen Fäl­
len auch jahrgangsstufenübergreifend eingerichtet 
werden; soweit erforderlich kann er auch für Schü­
lerinnen und Schüler mehrerer Schulen gemeinsam 

durchgeführt werden. 2 Arbeitsgemeinschaften und 
Fördermaßnahmen können klassen- und jahrgangs­
stufenübergreifend eingerichtet werden. 3 Arbeitsge­
meinschaften können auch nur für Teile des Schul­
jahres eingerichtet werden. 4Über die Einrichtung 
von Wahlpflichtfächern, Wahlfächern, Arbeitsge­
meinschaften und Fördermaßnahmen entscheidet die 
Lehrerkonferenz. 5In Schulverbünden nach Art. 32a 
Abs. 3 und 4 BayEUG erfolgt die Einrichtung von 
Wahlpflichtfächern der Berufsorientierung in Abstim­
mung mit den anderen Schulen im Verbund. 

(4) In den Jahrgangsstufen 7 und 8 muss ein Mitt­
lere-Reife-Kurs bezogen auf die Fächer Deutsch, Ma­
thematik und Englisch angeboten werden, wenn die 
Schule keine Mittlere-Reife-Klassen der Jahrgangs­
stufen 7 und 8 führt, keinem Schulverbund angehört 
und nicht im Einzugsbereich von Mittlere-Reife-Klas­
sen der Jahrgangsstufen 7 und 8 liegt. 

(5) Ein Wahlpflichtfach kann während des Schul­
jahres nur in besonderen Fällen mit Genehmigung 
der Schulleiterin oder des Schulleiters gewechselt 
werden. 

(6) Ein an der Schule eingerichtetes Wahlpflicht­
fach kann auch als Wahlfach besucht werden. 

(7) 1Der Besuch von Wahlfächern und Arbeitsge­
meinschaften darf während ihrer Dauer nur mit Ge­
nehmigung der Schulleiterin oder des Schulleiters 
abgebrochen oder begonnen werden. 2Über den Aus­
schluss vom Besuch eines Wahlfachs oder einer Ar­
beitsgemeinschaft entscheidet die Schulleiterin oder 
der Schulleiter. 

(8) 1Der Besuch eines offenen Ganztagsangebots 
nach Art. 6 Abs. 5 Satz 2 BayEUG ist während des 
gesamten Zeitraums, für den eine Anmeldung nach 
Art. 6 Abs. 5 Satz 5 BayEUG erfolgt ist, verpflich­
tend. 2Auf schriftlichen Antrag kann die Schulleiterin 
oder der Schulleiter in begründeten Ausnahmefällen 
Schülerinnen und Schüler von der Teilnahmepflicht 
befreien; eine Beendigung des Besuchs während des 
Schuljahres kann nur aus zwingenden persönlichen 
Gründen gestattet werden. 

(9) Besonderer Förderunterricht kann insbesonde­
re eingerichtet werden für Schülerinnen und Schüler 

1 .  mit besonderen Schwierigkeiten beim Erlernen 
des Lesens und des Rechtschreibens, 

2. mit besonderem Förderbedarf. 

( 10) 11m Fach Englisch kann für Schülerinnen und 
Schüler mit insgesamt sehr schwachen Leistungen ge­
sonderter Förderunterricht eingerichtet werden. 2Dies 
ist im Zeugnis zu vermerken. 

( 1 1) In Maßnahmen der Berufsorientierung kön­
nen auch Fördermaßnahmen Dritter, insbesondere 
auch Maßnahmen nach dem Dritten Buch Sozialge­
setzbuch einbezogen werden. 
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§ 37 

Kooperationsklassen 
(vgl. Art. 30a BayEUG) 

(1 )  Eine Kooperationsklasse als Klasse einer Mit­
telschule kann eingerichtet werden, wenn in der Klas­
se eine Gruppe von mindestens drei Schülerinnen 
und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
unterrichtet wird. 

(2) Die bei der Errichtung der Klasse erforderli­
che Zustimmung der Schulaufwandsträger (Art. 30a 
Abs. 9 Satz 1 BayEUG) soll den Zeitraum bis ein­
schließlich der Jahrgangsstufe 9 umfassen. 

§ 38 

Unterricht für Schülerinnen und Schüler mit nicht­
deutscher Muttersprache 

( 1 )  IFür Schülerinnen und Schüler mit nichtdeut­
scher Muttersprache, die dem Unterricht in einer 
deutschsprachigen Klasse nicht zu folgen vermögen, 
können Übergangsklassen eingerichtet werden. 2Die 
Entscheidung trifft das Staatliche Schulamt. 3Über die 
Zuweisung von Schülerinnen und Schülern zur Über­
gangsklasse entscheidet die Schulleiterin oder der 
Schulleiter. 41st eine Schülerin oder ein Schüler einer 
Übergangsklasse so weit gefördert, dass sie oder er 
dem Unterricht in einer deutschsprachigen Klasse zu 
folgen vermag, weist die Schulleiterin oder der Schul­
leiter die Schülerin oder den Schüler nach Anhörung 
der Erziehungsberechtigten einer deutschsprachi­
gen Klasse in der zuständigen Mittelschule zu. 5Die 
Zuweisung in eine deutschsprachige Klasse erfolgt 
zu Beginn eines Schuljahres oder mit der Aushändi­
gung des Zwischenzeugnisses, spätestens jedoch mit 
Ablauf des zweiten voll besuchten Schuljahres in der 
Übergangsklasse. 

(2) IFür Schülerinnen und Schüler mit nichtdeut­
scher Muttersprache, die keiner Übergangsklasse 
zugewiesen werden können und ohne ausreichende 
Deutschkenntnisse deutschsprachige Klassen be­
suchen müssen, werden vom Staatlichen Schulamt 
Deutschfördermaßnahmen eingerichtet. 2Die Anzahl 
der Unterrichtsstunden richtet sich nach dem Förder­
bedarf und den Lernfortschritten der Schülerinnen 
und Schüler. 

Abschnitt 2 

Teilnahme 
(vgl. Art. 56 BayEUG) 

§ 39 

Teilnahme 

(1 )  lIst eine Schülerin oder ein Schüler aus zwin­
genden Gründen verhindert, am Unterricht oder �n 

einer sonstigen verbindlichen Schulveranstaltung 
teilzunehmen, so ist die Schule unverzüglich unter 
Angabe des Grundes zu verständigen. 21m Fall fern­
mündlicher Verständigung ist die schriftliche Mittei­
lung innerhalb von zwei Tagen nachzureichen. 

(2) IBei Erkrankung von mehr als drei Unterrichts­
tagen kann die Schule die Vorlage eines ärztlichen 
Zeugnisses verlangen. 2Häufen sich krankheitsbe­
dingte Schulversäumnisse oder bestehen an der Er­
krankung Zweifel, kann die Schule die Vorlage eines 
ärztlichen oder schulärztlichen Zeugnisses verlangen; 
wird das Zeugnis nicht vorgelegt, gilt das Fernbleiben 
als unentschuldigt. 

(3) ISchülerinnen und Schüler können auf schrift­
lichen Antrag in begründeten Ausnahmefällen vom 
Unterricht in einzelnen Fächern befreit oder vom 
Schulbesuch beurlaubt werden. 2Den Schülerinnen 
und Schülern ist ausreichende Gelegenheit zur Erfül­
lung ihrer religiösen Pflichten und zur Wahrnehmung 
religiöser Veranstaltungen auch außerhalb der Schule 
zu geben. 

(4) ISchülerinnen und Schüler im 9. Schulbe­
Suchsjahr, die noch nicht in der Jahrgangsstufe 9 sind 
und die voraussichtlich den erfolgreichen Abschluss 
der Mittelschule nicht erreichen, können auf Antrag 
der Erziehungsberechtigten von der Teilnahme am 
Unterricht im Fach Englisch befreit werden. 2Die Be­
freiung wird mit der Auflage verbunden, an anderem 
Unterricht teilzunehmen, der sich auf die Lern- und 
Leistungsrückstände insbesondere in den Fächern 
Deutsch und Mathematik bezieht. 

§ 40 

Beaufsichtigung 

(1)  IDie Aufsichtspflicht der Schule erstreckt sich 
auf die Zeit, in der die Schülerinnen und Schüler am 
Unterricht oder an sonstigen Schulveranstaltungen 
teilnehmen, einschließlich einer angemessenen Zeit 
vor Beginn und nach Beendigung des Unterrichts 
oder der Schulveranstaltung. 2Als angemessene Zeit 
vor Beginn des Unterrichts gelten 15 Minuten, als 
angemessene Zeit nach Beendigung des Unterrichts 
gilt die Zeit bis zum Weggang der Schülerinnen und 
Schüler aus der Schulanlage. 3Die Aufsichtspflicht er­
streckt sich auch auf Freistunden, auf sonstige Zeiten, 
in denen sich Schülerinnen und Schüler berechtigt im 
Schulgebäude aufhalten, und auf Pausen; während 
einer Mittagspause besteht die Aufsichtspflicht der 
Schule, sofern keine anderweitige Beaufsichtigung 
besteht, und es den Schülerinnen und Schülern im 
Hinblick auf die Pausenzeit nicht zumutbar ist, für die 
Mittagspause nach Hause zu gehen. 

(2) IDer Umfang der Aufsichtspflicht richtet sich 
nach der geistigen und charakterlichen Reife der zu 
beaufsichtigenden Schülerinnen und Schüler. 2Schü­
lerinnen und Schülern kann gestattet werden, wäh­
rend der unterrichtsfreien Zeit die Schulanlage zu 
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verlassen. 3Die Grundsätze stimmt die Schulleiterin 
oder der Schulleiter mit dem Schulforum ab. 

§ 41  

Alkoholverbot, Sicherstellung von Gegenständen 

(1)  Der Konsum alkoholischer Getränke ist Schü­
lerinnen und Schülern innerhalb der Schulanlage so­
wie bei schulischen Veranstaltungen untersagt; über 
Ausnahmen entscheidet die Schulleiterin oder der 
Schulleiter im Einvernehmen mit dem Schulforum. 

(2) lDas Mitbringen und Mitführen von gefährli­
chen Gegenständen ist den Schülerinnen und Schü­
lern untersagt. 2Die Schule hat solche Gegenstände 
wegzunehmen und sicherzustellen. 3In gleicher Weise 
kann die Schule bei sonstigen Gegenständen verfah­
ren, die den Unterricht oder die Ordnung der Schule 
stören können oder stören. 4Über die Rückgabe derar­
tiger Gegenstände entscheidet die Schulleiterin oder 
der Schulleiter; in den Fällen des Satzes 2 darf die 
Rückgabe, soweit dieser nicht anderweitige Rechts­
vorschriften entgegenstehen, bei minderjährigen 
Schülerinnen und Schülern nur an die Erziehungs­
berechtigten erfolgen. 5Für Mobilfunktelefone und 
sonstige digitale Speichermedien gilt Art. 56 Abs. 5 
BayEUG. 

Abschnitt 3 

Stunden und Fächer 
(vgl. Art. 45 bis 48 BayEUG) 

§ 42 

Stundentafeln und Stundenpläne 

(1 )  lFür die Mittelschule gelten die als Anlagen 2 
bis 4 angefügten Stundentafeln einschließlich der Be­
stimmungen zu den Stundentafeln. 2Das Staatsminis­
terium kann bei Vorliegen besonderer Umstände Ab­
weichungen von der Stundentafel für die Dauer eines 
Schuljahres vornehmen. 

(2) lDer Hauptstundenplan wird von der Schul­
leiterin oder vom Schulleiter, der Klassenstundenplan 
wird von der Klassenleiterin oder vom Klassenleiter 
im Einvernehmen mit der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter festgesetzt. 2Der Klassenstundenplan ist 
den Schülerinnen und Schülern zur Unterrichtung 
der Erziehungsberechtigten bekannt zu geben. 3Die 
Stundenpläne werden dem Staatlichen Schulamt vor­
gelegt. 

(3) lÄnderungen des Klassenstundenplans bedür­
fen der Zustimmung der Schulleiterin oder des Schul­
leiters und sind den Schülerinnen und Schülern recht­
zeitig bekannt zu geben. 2Auf Dauer beabsichtigte 
Stundenplanänderungen werden dem Staatlichen 
Schulamt vorgelegt. 

§ 43 

Unterrichtszeit 

(1 )  lDer Unterricht wird an fünf Wochentagen, 
regelmäßig am Vormittag, erteilt; er wird möglichst 
gleichmäßig auf die Wochentage verteilt. 2An Schu­
len mit Ganztagszügen kann sich der Unterricht auf 
Vormittag und Nachmittag verteilen. 3Die Unterrichts­
zeiten werden im Benehmen mit dem Aufwandsträger 
und dem Schulforum festgesetzt. 4Der Vormittagsun­
terricht soll in der Regel um 8.00 Uhr beginnen. 

(2) lEine Unterrichtsstunde dauert 45 Minuten. 
2Ausreichende Pausen sind vorzusehen. 3Diese betra­
gen am Unterrichtsvormittag mindestens 30 Minuten. 
4Dem Nachmittagsunterricht soll eine angemessene 
Pause vorangehen. 5Über die Pausen entscheidet die 
Lehrerkonferenz nach Anhörung des Schulforums. 

(3) lFällt der Unterricht an mehr als fünf aufein­
ander folgenden Schultagen aus, so ist die versäumte 
Zeit im gleichen Schuljahr nachzuholen. 2Das Staatli­
che Schulamt kann aus besonderen Gründen Abwei­
chungen hiervon zulassen oder anordnen. 

§ 44 

Religiöse Erziehung, Religionsunterricht 

(1)  lDie Schule unterstützt die Erziehungsberech­
tigten bei der religiösen Erziehung der Kinder. 2Schul­
gebet, Schulgottesdienst und Schulandacht sind Mög­
lichkeiten dieser Unterstützung; die Teilnahme der 
Schülerinnen und Schüler ist zu ermöglichen und zu · 
fördern. 3Die Mitglieder der Schulgemeinschaft sind 
verpflichtet, die religiösen Empfindungen aller zu 
achten. 

(2) lDie Abmeldung vom Religionsunterricht muss 
schriftlich und spätestens am letzten Unterrichts­
tag des Schuljahres mit Wirkung ab dem folgenden 
Schuljahr erfolgen; eine spätere Abmeldung ist nur 
aus wichtigem Grund zulässig. 2Die Abmeldung gilt 
für die Zeit des Verbleibens an der betreffenden Schu­
le, solange sie nicht widerrufen wird. 

(3) lAuf schriftlichen Antrag der Erziehungsbe­
rechtigten lässt die Schule Schülerinnen und Schüler, 
die keiner Religionsgemeinschaft angehören, zur Teil­
nahme am Religionsunterricht eines Bekenntnisses 
als Pflichtfach zu, wenn die Religionsgemeinschaft, 
für deren Bekenntnis der betreffende Religionsunter­
richt eingerichtet ist, zustimmt und zwingende schul­
organisatorische Gründe nicht entgegenstehen. 2Dies 
gilt entsprechend für Schülerinnen und Schüler, für 
deren Religionsgemeinschaft Religionsunterricht als 
ordentliches Lehrfach für die betreffende Schulart an 
öffentlichen Schulen in Bayern nicht eingerichtet ist; 
in diesem Fall ist dem Antrag die Zustimmung die­
ser Religionsgemeinschaft beizufügen. 3Für den Zeit­
punkt des Antrags und für die Abmeldung gilt Abs. 2 
entsprechend. 4Die Zulassung gilt für die Dauer des 
Besuchs der betreffenden Schulart, soweit nicht die 
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Zustimmung einer beteiligten Religionsgemeinschaft 
widerrufen wird. 

Teil 5 

Hausaufgaben, Probearbeiten, Vorrücken und 
Wiederholen, Zeugnisse 

Abschnitt 1 

Hausaufgaben und Probearbeiten 
(vgl. Art. 52 BayEUG) 

§ 45 

Hausaufgaben 

'Um den Lehrstoff einzuüben und die Schülerin­
nen und Schüler zu eigener Tätigkeit anzuregen, wer­
den Hausaufgaben gestellt, die von Schülerinnen und 
Schülern mit durchschnittlichem Leistungsvermögen 
in ein bis zwei Stunden bearbeitet werden können. 
2An Tagen mit verpflichtendem Nachmittagsunter­
richt werden keine schriftlichen Hausaufgaben für 
den nächsten Tag gestellt; hiervon kann im Einver­
nehmen mit dem Schulforum abgewichen werden. 
3Sonntage, Feiertage und Ferien sind von Hausaufga­
ben freizuhalten. 

§ 46 

Probearbeiten 

(1 )  Die Lehrerkonferenz trifft vor Unterrichtsbe­
ginn des Schuljahres grundsätzliche Festlegungen 
zur Erhebung von Leistungsnachweisen einschließ­
lich prüfungsfreier Lernphasen; die Festlegungen 
sind den Schülerinnen und Schülern sowie ihren Er­
ziehungsberechtigten bekannt zu geben. 

(2) 'Schriftliche Leistungsnachweise werden 
durch Probearbeiten erbracht. 2Probearbeiten kön­
nen je nach Art und Umfang angekündigt werden; sie 
müssen angekündigt werden, wenn größere Lernab­
schnitte bearbeitet werden sollen. 3Der Termin einer 
angekündigten Probearbeit muss spätestens eine Wo­
che vorher bekannt gegeben werden. 4An einem Tag 
darf nur eine angekündigte Probearbeit, in der Woche 
sollen nicht mehr als zwei angekündigte Probearbei­
ten abgehalten werden. 5Kann der Leistungsstand 
einer Schülerin oder eines Schülers wegen nicht zu 
vertretender Versäumnisse nicht hinreichend beur­
teilt werden, so kann die Lehrkraft das Nachholen von 
Probearbeiten anordnen. 

(3) 'Bewertete Probearbeiten sind innerhalb einer 
angemessenen Frist den Schülerinnen und Schülern 
zurückzugeben und zu besprechen. 2Bewertete Pro­
bearbeiten sind den Schülerinnen und Schülern zur 
Kenntnisnahme durch die Erziehungsberechtigten 

mit nach Hause zu geben; in begründeten Einzelfällen 
kann von dieser Regelung abgewichen werden. 3Die 
Probearbeiten sind der Schule binnen einer Woche 
zurückzugeben und werden von der Schule bis zum 
Ablauf des übernächsten Schuljahres aufbewahrt. 
4Werkstücke, Zeichnungen und andere praktische 
Arbeiten können bereits nach der Bewertung an die 
Schülerinnen und Schüler zurückgegeben werden. 

§ 47 

Bewertung der Leistungen 

{1}  'Bei der Bewertung einer Probearbeit kann 
die äußere Form mit berücksichtigt werden. 2Bei allen 
Probearbeiten sind Verstöße gegen die Sprachrichtig­
keit und schwerere Ausdrucksmängel zu kennzeich­
nen; hiervon kann bei Schülerinnen und Schülern mit 
nichtdeutscher Muttersprache abgesehen werden. 
3Zwischennoten werden nicht erteilt. 

(2) Die Lehrerkonferenz kann entscheiden, dass 
in begründeten Einzelfällen aus pädagogischen Grün­
den auf eine Bewertung der Leistungen durch Noten 
zeitweilig verzichtet wird; die Erziehungsberechtig­
ten sind vorher anzuhören. 

(3) 'Bei Schülerinnen und Schülern mit sonderpä­
dagogischem Förderbedarf kann die Lehrerkonferenz 
mit Zustimmung der Erziehungsberechtigten ent­
scheiden, dass Leistungsnachweise nicht durch Noten 
bewertet, sondern mit einer allgemeinen Bewertung 
versehen werden. 2Diese Bewertung geht insbeson­
dere auf die individuellen Leistungen und die aktu­
elle Lernentwicklung der Schülerin oder des Schülers 
ein. 3Soweit in einzelnen Fächern Leistungen erbracht 
werden, die dem Anforderungsniveau der jeweiligen 
Jahrgangsstufe entsprechen, können in diesen Fä­
chern Noten erteilt werden. 4Die Erziehungsberech­
tigten sind vorher eingehend zu beraten. 

{4} 'Bedient sich eine Schülerin oder ein Schüler 
bei der Anfertigung einer Probearbeit unerlaubter 
Hilfe, kann die Probearbeit abgenommen und mit der 
Note 6 bewertet werden. 2Bei einem Versuch kann 
ebenso verfahren werden. 3 Als Versuch gilt auch die 
Bereithaltung nicht zugelassener Hilfsmittel. 

(5) Nach Beginn der Leistungserhebung können 
gesundheitliche Gründe der Schülerin oder des Schü­
lers, denen zufolge der Leistungsnachweis nicht ge­
wertet werden soll, in der Regel nicht mehr anerkannt 
werden. 

(6) Versäumt eine Schülerin oder ein Schüler ohne 
ausreichende Entschuldigung eine angekündigte Pro­
bearbeit oder wird eine Leistung verweigert, wird die 
Note 6 erteilt. 

§ 48 

Nachteilsausgleich, Förderplan 

(1 )  'Bei Leistungsnachweisen sowie bei Ab-
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schlussprüfungen kann die Bearbeitungszeit für Schü­
lerinnen und Schüler mit besonders ausgewiesenem 
sonderpädagogischem Förderbedarf, mit einer erheb­
lichen vorübergehenden Beeinträchtigung der Mo­
torik oder mit erheblichen Behinderungen um bis zu 
50 v.H. der vorgesehenen Zeit verlängert werden. 2S0-
weit im Einzelfall erforderlich, können spezielle Hilfen 
zugelassen oder Alternativaufgaben gestellt werden, 
die im Anforderungsniveau gleichwertig sind und von 
der Schülerin oder dem Schüler unter Berücksichti­
gung des sonderpädagogischen Förderbedarfs, der 
Beeinträchtigung der Motorik oder der Behinderung 
im Sinn des Satzes 1 bearbeitet werden können. 3Die 
Entscheidung über die Verlängerung und die Zulas­
sung erforderlicher spezieller Hilfen trifft die Klassen­
leiterin oder der Klassenleiter bzw. die für die Prüfung 
eingesetzte Kommission. 4Soweit für die Schülerin 
oder den Schüler Mobile Sonderpädagogische Diens­
te eingesetzt sind, sind diese an der Entscheidung zu 
beteiligen, im Übrigen kann eine Stellungnahme einer 
Förderschule mit entsprechendem sonderpädagogi­
schen Förderschwerpunkt eingeholt werden. 

(2) lDie Lernziele der Schülerinnen und Schüler, 
die auf Grund ihres sonderpädagogischen Förderbe­
darfs voraussichtlich die Lernziele der Mittelschule 
nicht erreichen, sind in einem individuellen Förder­
plan festzuschreiben, ansonsten kann ein Förderplan 
bei Bedarf erstellt werden. 2Der Förderplan enthält 
Aussagen über die Ziele der Förderung, die wesentli­
chen Fördermaßnahmen und die vorgesehenen Leis­
tungserhebungen. 3Die Lernziele im Förderplan sind 
mindestens jährlich fortzuschreiben. 4Die Erstellung 
des Förderplans erfolgt unter Einbeziehung der Mo­
bilen Sonderpädagogischen Dienste. 5Der Förderplan 
soll mit den Erziehungsberechtigten erörtert werden. 

Abschnitt 2 

Vorrücken und Wiederholen 
(vgl. Art. 53 BayEUG) 

§ 49 

Entscheidung über das Vorrücken 

(1 )  Das Vorrücken in den Jahrgangsstufen 5 bis 
8 soll nur dann versagt werden, wenn die Schülerin 
oder der Schüler in der Entwicklung oder in den Leis­
tungen erheblich unter dem altersgemäßen Stand der 
betreffenden Jahrgangsstufe liegt und nicht erwartet 
werden kann, dass die Schülerin oder der Schüler am 
Unterricht in der nächsten Jahrgangsstufe mit Erfolg 
teilnehmen kann. 

(2) lIn den Jahrgangsstufen 5 bis 8 der Regelklas­
se liegen die Voraussetzungen des Abs. 1 in der Regel 
vor, wenn die Gesamtdurchschnittsnote aus allen Vor­
rückungsfächern schlechter als 4 ,00 ist oder in mehr 
als drei Fächern eine schlechtere Note als die Note 4 
erzielt wurde, die Note 6 zählt dabei wie zweimal die 
Note 5. 2Vorrückungsfächer sind alle Pflichtfächer und 
Wahlpflichtfächer mit Ausnahme des Fachs Sport. 

(3) lFür Schülerinnen und Schüler mit nichtdeut­
scher Muttersprache, die Unterricht in Deutsch als 
Zweitsprache erhalten, tritt in Abs. 2 an die Stelle des 
Fachs Deutsch das Fach Deutsch als Zweitsprache. 
2Bei Schülerinnen und Schülern mit nichtdeutscher 
Muttersprache in deutschsprachigen Klassen, die 
keinen Unterricht im Fach Deutsch als Zweitsprache 
erhalten, sind in den ersten beiden Jahren des Schul­
besuchs in der Bundesrepublik Deutschland unzurei­
chende Leistungen im Fach Deutsch bei der Entschei­
dung über das Vorrücken nicht zu berücksichtigen. 

(4) lIn den Mittlere-Reife-Klassen der�Jahrgangs­
stufen 7 bis 9 liegen die Voraussetzungen des Abs. 1 
vor, wenn in einem Vorrückungsfach die Note 6 oder 
in mehr als einem Vorrückungsfach eine schlechtere 
Note als die Note 4 erzielt wurde und kein Noten­
ausgleich gewährt wird. 2Vorrückungsfächer sind alle 
Pflichtfächer und Wahlpflichtfächer mit Ausnahme 
des Fachs Sport. 3Falls das Zeugnis höchstens zwei 
Noten 5 oder eine Note 6 ausweist, kann einer Schü­
lerin oder einem Schüler Notenausgleich gewährt 
werden, wenn in Vorrückungsfächern eine Note 1 
oder zwei Noten 2 oder drei Noten 3 erteilt wurden. 
4Notenausgleich ist ausgeschlossen bei Schülerinnen 
und Schülern, deren schlechte Leistungen auf unge­
nügende Mitarbeit zurückzuführen sind oder die im 
Fach Deutsch die Note 6 erhalten haben. 5Bei Schüle­
rinnen und Schülern, die vom Gymnasium, der Real­
schule oder der Wirtschaftsschule übergetreten sind, 
kann Satz 3 entsprechend angewendet werden. 

(5) Schülerinnen und Schülern mit festgestelltem 
sonderpädagogischem Förderbedarf, bei denen ge­
mäß § 47 Abs. 3 von einer Bewertung der Leistungen 
durch Noten abgesehen wird, ist abweichend von den 
Voraussetzungen des Abs. 1 das Vorrücken zu ermög­
lichen, wenn zu erwarten ist, dass sich die Lernzie­
le des Förderplans auch in der nächsthöheren Jahr­
gangsstufe erfolgreich verwirklichen lassen. 

(6) lÜber das Vorrücken entscheidet die Klassen­
leiterin oder der Klassenleiter im Einvernehmen mit 
den sonstigen in der Klasse unterrichtenden Lehrkräf­
ten. 2Über den Notenausgleich nach Abs. 4 entschei­
det die Lehrerkonferenz. 

§ 50 

Vorrücken auf Probe 

(1 )  lSchülerinnen und Schüler der Jahrgangsstu­
fen 7 bis 9 der Mittlere-Reife-Klassen, die das Ziel 
der jeweiligen Jahrgangsstufe erstmals nicht erreicht 
haben, können mit Einverständnis ihrer Erziehungs­
berechtigten auf Probe vorrücken, wenn nach dem 
Gesamtbild aller erzielten Leistungen erwartet wer­
den kann, dass sie im nächsten Schuljahr das Ziel der 
Jahrgangsstufe erreichen. 2Die Entscheidung trifft die 
Lehrerkonferenz. 

(2) Wird einer Schülerin oder einem Schüler das 
Vorrücken auf Probe nach Abs. 1 oder nach Art. 53 
Abs. 6 Satz 2 BayEUG gestattet, wird in das Jahres-



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 6/2013 1 3 3  

zeugnis folgende Bemerkung aufgenommen: " Die 
Schülerin bzw. der Schüler erhält die vorläufige Er­
laubnis zum Besuch der Jahrgangsstufe . . . . u 

(3) 'Die Probezeit dauert bis zum 15.  Dezember; 
sie kann von der Lehrerkonferenz in besonderen Fäl­
len um höchstens zwei Monate verlängert werden. 
2Die Lehrerkonferenz entscheidet auf der Grundlage 
einer Empfehlung der Klassenkonferenz, ob die Schü­
lerin oder der Schüler nach dem Gesamtbild aller er­
zielten Leistungen die Probezeit bestanden hat oder 
zurückverwiesen wird. 

(4) Für Schülerinnen und Schüler, die am Gymna­
sium, an der Realschule oder an der Wirtschaftsschule 
die Erlaubnis zum Vorrücken auf Probe erhalten ha­
ben und die in die nächsthöhere Klasse des Regel­
zugs eintreten, entfällt eine Probezeit; soweit sie in 
die nächsthöhere Mittlere-Reite-Klasse eintreten, gilt 
Abs. 3 ,  es sei denn, die Entscheidung, das Vorrücken 
nur auf Probe zu gestatten, beruht auf den Leistungen 
in mindestens einem Fach, das in der entsprechenden 
Jahrgangsstufe der Mittelschule nicht unterrichtet 
wird. 

§ 51  

Freiwilliges Wiederholen, 
Überspringen einer Jahrgangsstufe 

( 1 )  'Auf Antrag der Erziehungsberechtigten kön­
nen Schülerinnen oder Schüler freiwillig wiederholen 
oder spätestens zum Schulhalbjahr in die vorherige 
Jahrgangsstufe zurücktreten. 2Die Entscheidung trifft 
die Lehrerkonferenz unter Würdigung der schuli­
schen Leistungen der Schülerin oder des Schülers. 

(2) 'Besonders befähigten Schülerinnen und Schü­
lern kann auf Antrag der Erziehungsberechtigten das 
Überspringen gestattet werden, wenn zu erwarten ist, 
dass sie nach Reife und Leistungsfähigkeit den An­
forderungen dieser Jahrgangsstufe gewachsen sind. 
2Das Überspringen erfolgt jeweils zum Schuljahresen­
de. 3Die Entscheidung trifft die Schulleiterin oder der 
Schulleiter. 

Abschnitt 3 

Schülerbogen, Zeugnisse 
(vgl. Art. 52 Abs. 3 BayEUG) 

§ 52 

Schülerbogen 

(1 )  'Die Schule führt für alle Schülerinnen und 
Schüler einen Schülerbogen. 2In diesen werden 
die für den schulischen Bildungsweg wesentlichen 
Feststellungen, Beobachtungen und Empfehlungen 
aufgenommen. 3Die Klassenleiterin oder der Klas­
senleiter erstellt im Benehmen mit den in der Klasse 
unterrichtenden Lehrkräften und Förderlehrerinnen 

und Förderlehrern im Schülerbogen eine zusammen­
fassende Schülerbeurteilung, wenn das Vorrücken in 
die nächste Jahrgangsstufe versagt wird, und in der 
Jahrgangsstufe 8 im Hinblick auf die Berufsfindung. 
4Der Schülerbogen ist neben den Zeugnisdurchschrif­
ten und sonstigen Unterlagen über die Schülerin oder 
den Schüler Bestandteil der Schülerakten. 5Die Erzie­
hungsberechtigten können den Schülerbogen einse­
hen. 

(2) 'Der Schülerbogen und die Zeugnisdurch­
schriften werden bei einem Wechsel an eine öffent­
liche oder staatlich anerkannte Schule weitergeleitet. 
2Bei einem Wechsel an eine andere Schule verblei­
ben der Schülerbogen und die Zeugnisdurchschriften 
zwanzig Jahre bei der Schule; die Erziehungsberech­
tigten erhalten auf Antrag eine beglaubigte Abschrift 
des Schülerbogens. 

§ 53 

Zwischen- und Jahreszeugnisse 

(1 )  'Die Zwischen- und Jahreszeugnisse in den 
Jahrgangsstufen 5 bis 8 enthalten Noten in den 
Pflichtfächern und Wahlpflichtfächern sowie Bemer­
kungen gemäß Art. 52 Abs. 3 Satz 3 BayEUG. 2In den 
Jahrgangsstufen 8, 9 und 10 darf ein Zeugnis keine 
Formulierung enthalten, die den Übertritt in das Be­
rufsleben erschwert. 3Die Teilnahme am Unterricht in 
Wahlfächern wird durch eine allgemeine Bewertung 
bestätigt; auf Antrag wird eine Note erteilt. 4Ferner 
wird die Teilnahme an Arbeitsgemeinschaften ver­
merkt. 

(2) 'In den Jahrgangsstufen 9 und 10  werden Zwi­
schenzeugnisse sowie bei erfolgreichem Abschluss 
Abschlusszeugnisse jeweils in doppelter Fertigung 
ausgestellt. 2 Abs. 1 gilt entsprechend. 

(3) 'Schülerinnen und Schüler, die mit Erfüllung 
der Vollzeitschulpflicht den erfolgreichen Abschluss 
der Mittelschule nicht erreicht haben, erhalten in 
doppelter Fertigung ein Jahreszeugnis mit folgendem 
Vermerk: " Sie/er ist zum Besuch der Berufsschule 
oder einer sie ersetzenden schulischen Einrichtung 
verpflichtet, sofern nicht freiwillig die Mittelschule be­
sucht wird. U 2Schülerinnen und Schüler, die die Jahr­
gangsstufe 10 ohne Erfolg besucht haben, erhalten 
ein Jahreszeugnis; hierbei ist zu vermerken, dass die 
Schülerin oder der Schüler sich der Abschlussprüfung 
ohne Erfolg unterzogen hat. 3Abs. 1 gilt entsprechend. 
4Art. 30a Abs. 5 Satz 5 BayEUG bleibt unberührt. 

(4) Schülerinnen und Schüler, die während des 
Schuljahres die Mittelschule verlassen, erhalten ein 
Zwischenzeugnis, das als Abgangszeugnis zu kenn­
zeichnen ist. 

(5) Bei der Entlassung als Ordnungsmaßnah� 
me (Art. 86 Abs. 2 Satz 1 Nr. 9 BayEUG) erhält die 
Schülerin oder der Schüler anstelle eines Zeugnisses 
eine Bescheinigung über die Dauer des Schulbesuchs 
während des laufenden Schuljahres. 
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(6) lSchülerinnen und Schüler, die anstelle des 
Unterrichts im Fach Deutsch ausschließlich auf der 
Grundlage des Lehrplans für das Fach Deutsch als 
Zweitsprache unterrichtet werden, erhalten eine 
Note für das Fach Deutsch als Zweitsprache. 2Auf 
Antrag der Erziehungsberechtigten erhalten Schüle­
rinnen und Schüler, die neben einem Unterricht auf 
der Grundlage des Lehrplans für das Fach Deutsch 
als Zweitsprache den Deutschunterricht zumindest 
teilweise. besuchen, eine Note im Fach Deutsch; die 
Leistungen aus dem Unterricht im Fach Deutsch als 
Zweitsprache werden in pädagogischer Verantwor­
tung einbezogen. 3Wird kein Antrag nach Satz 2 ge­
stellt, wird eine Note im Fach Deutsch als Zweitspra­
che erteilt. 

(7) lIn den Jahreszeugnissen der Regelklassen in 
den Jahrgangsstufen 5 bis 8 und in den Jahreszeug­
nissen der Mittlere-Reife-Klassen in den Jahrgangs­
stufen 7 bis 9 wird vermerkt, ob die Schülerin oder der 
Schüler in die nächsthöhere Klasse vorrückt. 2Lassen 
es die Leistungen der Schülerin oder des Schülers im 
ersten Schulhalbjahr fraglich erscheinen, ob am Ende 
des Schuljahres die Erlaubnis zum Vorrücken erteilt 
werden kann, wird die Gefährdung im Zwischenzeug­
nis angegeben; in den Jahrgangsstufen 9 und 10 wer­
den die Erziehungsberechtigten von der Gefährdung 
des Erwerbs des erfolgreichen Abschlusses durch ein 
gesondertes Schreiben benachrichtigt. 

(8) lIn Jahreszeugnissen und Abschlusszeugnissen 
soll die Tätigkeit in der Schülermitverantwortung und 
bei sonstigen freiwilligen Tätigkeiten für die Schulge­
meinschaft vermerkt werden. 20rdnungsmaßnahmen 
werden in Abschlusszeugnissen und Jahreszeugnis­
sen nach Abs. 3 nicht, in anderen Jahreszeugnissen 
und in Übertrittszeugnissen nur aus besonderem An­
lass aufgeführt. 

(9) Die Zeugnisse müssen den vom Staatsministe­
rium herausgegebenen Mustern entsprechen. 

( 10) lDie Zeugnisnoten und die Bewertung des So­
zialverhaltens sowie des Lern- und Arbeitsverhaltens 
werden von der Klassenleiterin oder vom Klassenlei­
ter im Einvernehmen mit den in der Klasse unterrich­
tenden Lehrkräften festgesetzt; die Bewertungen in 
den einzelnen Fächern erfolgen auf Grund der Ein­
zelnoten für schriftliche, mündliche und praktische 
Leistungsnachweise in pädagogischer Verantwor­
tung. 2Wurden in einem Fach keine Leistungsnach­
weise erbracht, wird anstelle einer Zeugnisnote eine 
Bemerkung gegeben. 3Gleiches gilt für Schülerinnen 
und Schüler, die Förderunterricht Englisch nach § 36 
Abs. 10 erhalten haben. 

( 1 1) lSchülerinnen und Schüler, die im Gymna­
sium in einer anderen ersten Fremdsprache als Eng­
lisch unterrichtet wurden und in die Mittelschule 
übertreten, erhalten bei einem Übertritt während der 
Jahrgangsstufe 5 im ersten Mittelschulzeugnis, bei ei­
nem Übertritt während der Jahrgangsstufe 6 in den 
nächsten zwei Mittelschulzeugnissen nach dem Über­
tritt keine Note im Fach Englisch, soweit nicht die Er­
ziehungsberechtigten eine Benotung wünschen. 2Ent-

sprechendes gilt für Schülerinnen und Schüler, die 
in eine deutschsprachige Klasse eintreten und bisher 
keinen Englischunterricht erhalten haben, sowie für 
Schülerinnen und Schüler, die aus einem Förderzent­
rum an die Mittelschule überwiesen werden. 

( 12) lBei Schülerinnen und Schülern, bei denen 
nach § 47 Abs. 3 von einer Benotung der Leistungen 
abgesehen wurde, sind in den Zeugnissen die NoteIl 
durch allgemeine Bewertungen zu ersetzen. 2Wenn 
in einzelnen Fächern benotete Leistungen erbracht 
wurden, können auch im Zeugnis Noten erteilt wer­
den. 3Soweit nach § 47 Abs. 2 zeitweilig auf eine Be­
wertung der Leistungen mit Noten verzichtet wurde, 
kann auf die Erteilung von Zeugnisnoten verzichtet 
werden; die Entscheidung trifft die Lehrerkonferenz. 
4Soweit Mobile Sonderpädagogische Dienste einge­
schaltet waren, sollen sie bei den Bewertungen nach 
Satz 1 und bei der Erteilung von Noten nach Satz 2 
beteiligt werden. 

(13) lDas Zwischenzeugnis wird am Ende des ers­
ten Schulhalbjahres, d.h. am letzten Unterrichtstag 
der zweiten vollen Unterrichtswoche im Februar aus­
gestellt. 2Die Jahreszeugnisse und Abschlusszeugnis­
se werden am letzten Unterrichtstag des Schuljahres 
ausgestellt, soweit nicht für Schülerinnen und Schüler 
in Abschlussklassen durch Bekanntmachung ein an­
derer Tag festgelegt ist. 

(14) lAuf Zwischenzeugnissen und Jahreszeug­
nissen bestätigt eine Erziehungsberechtigte oder ein 
Erziehungsberechtigter durch Unterschrift die Kennt­
nisnahme. 2Die Zwischenzeugnisse und Jahreszeug­
nisse sind nach Überprüfung der Kenntnisnahme 
zurückzugeben. 3Sätze 1 und 2 gelten nicht für Jah­
reszeugnisse nach Abs. 3. 

Teil 6 

Abschlüsse 

Abschnitt 1 

Erfolgreicher Abschluss der Mittelschule 
(vgl. Art. 7a Abs. 4 Satz 1 BayEUG) 

§ 54 

Erfolgreicher Abschluss 

(1 )  lDer erfolgreiche Abschluss der Mittelschule 
ist erreicht, wenn in der Jahrgangsstufe 9 die Gesamt­
durchschnittsnote aus allen Vorrückungsfächern min­
destens 4,00 beträgt und in höchstens drei Fächern 
eine schlechtere Note als die Note 4 erzielt wurde; die 
Note 6 zählt dabei wie zweimal die Note 5. 2Liegen die 
Voraussetzungen des Satzes 1 vor, so trägt die Schule 
auf Antrag in das Jahreszeugnis der Jahrgangsstufe 
9 der Mittlere-Reife-Klasse folgenden Vermerk ein: 
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"Dieses Zeugnis schließt die Berechtigungen des er­
folgreichen Abschlusses der Mittelschule ein. " 

(2) IStaatlich genehmigte Mittelschulen können 
dem Staatlichen Schulamt das Abschlusszeugnis zu­
sammen mit einer Dokumentation über die erbrach­
ten Leistungen im letzten Schuljahr vorlegen. 2Das 
Staatliche Schulamt bestätigt den Erwerb des erfolg­
reichen Abschlusses der Mittelschule, wenn sich aus 
dem Zeugnis und der Dokumentation ergibt, dass 
die Schülerin oder der Schüler Leistungen erbracht 
hat, mit denen an einer staatlichen Mittelschule der 
erfolgreiche Abschluss der Mittelschule nach Abs. 1 
Satz 1 hätte zuerkannt werden können. 

§ 55 

Erwerb einer entsprechenden Schulbildung 

(1)  lEine dem erfolgreichen Abschluss der Mit­
telschule entsprechende Schulbildung hat erworben, 
wer 

1 .  in öffentlichen oder staatlich anerkannten Gym­
nasien, Realschulen oder Wirtschaftsschulen 
im Jahreszeugnis der Jahrgangsstufe 9 oder im 
Zeugnis über die entsprechende Feststellungs­
prüfung Noten erzielt hat, mit denen man auch 
die Jahrgangsstufe 9 der Mittelschule mit Erfolg 
besucht hätte, 

2. die Berufsschule oder eine mindestens zweijäh­
rige berufliche Vollzeitschule erfolgreich besucht 
hat oder 

3. ein einjähriges Vollzeitschuljahr an der Berufs­
schule oder Berufsfachschule, ausgenommen Er­
gänzungsschule, erfolgreich abgeschlossen hat; 
Leistungen im fachpraktischen Bereich bleiben 
insoweit unberücksichtigt. 

2Die Möglichkeit des Erwerbs des erfolgreichen Ab­
schlusses der Mittelschule nach den Bestimmungen 
der Volksschulordnung-F bleibt unberührt. 

(2) In ein Zeugnis nach Abs. 1 trägt die zuletzt 
besuchte Schule auf Antrag folgenden Vermerk ein: 
" Die mit diesem Zeugnis nachgewiesene Schulbil­
dung schließt die Berechtigungen des erfolgreichen 
Abschlusses der Mittelschule ein. U 

§ 56 

Nachträglicher Erwerb 

(1)  Der erfolgreiche Abschluss der Mittelschule 
kann nachträglich durch eine Leistungsfeststellung 
erworben werden. 

(2) lDie Leistungsfeststellung erstreckt sich auf 
die Fächer Deutsch und Mathematik sowie nach Wahl 
der Bewerberin oder des Bewerbers auf zwei der Fä­
cher Englisch, Physik/Chemie/Biologie, Geschichte/ 

SozialkundelErdkunde und Arbeit-Wirtschaft -Tech­
nik. 2Für Bewerberinnen oder Bewerber mit nicht­
deutscher Muttersprache tritt auf Antrag an die Stelle 
des Fachs Englisch das Fach Muttersprache. 3Für Be­
werberinnen oder Bewerber mit nichtdeutscher Mut­
tersprache, die weniger als sechs Jahre eine deutsche 
Schule besucht haben, tritt auf Antrag an die Stelle 
des Fachs Deutsch das Fach Deutsch als Zweitspra­
che. 

(3) lIn der Leistungsfeststellung können schrift­
liche und mündliche Leistungsnachweise oder eines 
von beiden verlangt werden. 2In den Fächern Deutsch 
und Mathematik sind schriftliche Arbeiten von der 
Dauer je einer Unterrichtsstunde zu fertigen. 3Die 
Dauer der Leistungsfeststellung beträgt für jede Be­
werberin und jeden Bewerber zweimal zwei Stunden. 
4Bei der inhaltlichen Gestaltung der Leistungsfeststel­
lung soll auf die berufliche Situation der Bewerberin 
oder des Bewerbers Rücksicht genommen werden. 

(4) lZur Leistungsfeststellung wird zugelassen, 
wer die Vollzeitschulpflicht erfüllt hat. 2Die Bewerbe­
rin oder der Bewerber kann sich der Leistungsfeststel­
lung an jeder Mittelschule mit einer Jahrgangsstufe 9 
unterziehen. 

(5) lDie Mittelschule bildet eine Feststellungs­
kommission. 2Diese besteht aus drei Lehrkräften, die 
an der Mittelschule unterrichten. 3Die Schulleiterin 
oder der Schulleiter bestimmt das vorsitzende Mit­
glied und setzt unverzüglich den Zeitpunkt der Leis­
tungsfeststellung fest. 

(6) lDer erfolgreiche Abschluss der Mittelschule 
ist erworben, wenn die Durchschnittsnote aus allen 
Fächern der Leistungsfeststellung mindestens 4 ,00 
beträgt und in höchstens einem Fach eine schlechtere 
Note als die Note 4 erzielt wurde. 2Hierüber wird ein 
Zeugnis ausgestellt. 

(7) lDer erfolgreiche Abschluss der Mittelschule 
ist auch nachgewiesen, wenn in der besonderen Leis­
tungsfeststellung nach § 63 die Gesamtdurchschnitts­
note aus allen Fächern mindestens 4 ,00 beträgt und in 
höchstens zwei Fächern eine schlechtere Note als die 
Note 4 erzielt wurde; die Note 6 zählt dabei wie zwei­
mal die Note 5. 2Die Bewerberin oder der Bewerber 
erhält auf Antrag ein Zeugnis. 

§ 57 

Praxisklasse 

(1 )  lSchülerinnen und Schüler, die mindestens im 
9.  Schulbesuchsjahr sind und die eine Praxisklasse 
besuchen, haben die Möglichkeit, den erfolgreichen 
Abschluss der Mittelschule mit dem Bestehen einer 
theorieentlasteten Abschlussprüfung zu erlangen. 
2Für die Prüfung ist an Schulen, die eine Praxisklas­
se führen, eine Prüfungskommission zu bilden; § 56 
Abs. 5 gilt entsprechend. 

(2) lDie Prüfung umfasst 
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1. im Fach Deutsch einen schriftlichen und einen 
mündlichen Teil, 

2. im Fach Mathematik einen schriftlichen Teil, 

3. im Fächerverbund Arbeit-Wirtschaft-Technik, 
Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde und Physik/ 
ChemielBiologie insgesamt einen schriftlichen 
Teil, 

4. eine Projektprüfung aus Arbeit-Wirtschaft-Tech­
nik. 

2Die Prüfungsaufgaben werden von der Schule ge­
stellt. 3Die Arbeitszeit beträgt im Fach Deutsch 90 
Minuten, davon 75 Minuten für den schriftlichen, 15 
Minuten für den mündlichen Teil, im Fach Mathema­
tik 60 Minuten und in der schriftlichen Prüfung aus 
dem Bereich Arbeit-Wirtschaft-Technik, Geschichte/ 
Sozialkunde/Erdkunde und Physik/Chemie/Biologie 
45 Minuten; für die Projektprüfung in Arbeit-Wirt­
schaft-Technik ist eine angemessene PIÜfungszeit 
vorzusehen. 'Die Abschlussprüfung ist bestanden, 
wenn die Durchschnittsnote 4,0 oder besser ist. 5Die 
Durchschnittsnote errechnet sich aus der Summe der 
Noten aus den vier Prüfungsteilen nach Satz 1 ,  wobei 
die Note der Projektprüfung doppelt zählt; das Ergeb­
nis der Notensumme wird durch die Zahl 5 geteilt. 
6Schülerinnen und Schüler, die die Abschlussprüfung 
bestanden haben, erhalten ein Zeugnis über den er­
folgreichen Abschluss der Mittelschule. 

(3) An der Prüfung können auch Schülerinnen und 
Schüler, die keine Praxisklasse besuchen, teilnehmen. 

Abschnitt 2 

Qualifizierender Abschluss der Mittelschule 
(vgl. Art. 7a Abs. 4 Satz 1 BayEUG) 

§ 58 

Besondere Leistungsfeststellung 

(1 )  Die besondere Leistungsfeststellung für den 
qualifizierenden Abschluss der Mittelschule umfasst 

1 .  für alle teilnehmenden Schülerinnen und Schü­
ler die Fächer Deutsch und Mathematik und eine 
Projektprüfung, weIche die Lerninhalte des Fachs 
Arbeit-Wirtschaft-Technik sowie des jeweiligen 
in der Jahrgangsstufe 9 besuchten berufsorientie­
renden Wahlpflichtfachs einschließt, 

2. nach Wahl der Schülerin oder des Schülers eines 
der Fächer Englisch, Physik/Chemie/Biologie 
oder Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde, 

3.  nach Wahl der Schülerin oder des Schülers eines 
der Fächer Religionslehre, Ethik, Sport, Musik, 
Kunst, Informatik, Buchführung, Werken/Texti­
les Gestalten; hierbei kann nur ein Fach gewählt 
werden, das die Schülerin oder der Schüler als be­
notetes Fach besucht hat. 

(2) lFür Schülerinnen und Schüler mit nichtdeut­
scher Muttersprache tritt auf Antrag ihrer Erziehungs­
berechtigten an die Stelle des Fachs Englisch das 
Fach Muttersprache, wenn das Staatsministerium für 
eine Muttersprache besondere Leistungsnachweise, 
deren Ergebnisse als Jahresfortgangsnote zu werten 
sind, und Prüfungsaufgaben anbieten kann, sofern 
die Schülerin oder der Schüler einen schulischen 
Leistungsnachweis in Muttersprache erbracht hat; zur 
Vorbereitung auf die besondere Leistungsfeststellung 
im Fach Muttersprache wird den Schülerinnen und 
Schülern empfohlen, soweit möglich einen Lehrgang 
Muttersprache zu besuchen. 2Für Schülerinnen und 
Schüler mit nichtdeutscher Muttersprache, die we­
niger als sechs Jahre eine deutsche Schule besucht 
haben, tritt auf Antrag ihrer Erziehungsberechtigten 
an die Stelle des Fachs Deutsch das Fach Deutsch als 
Zweitsprache. 3 Auf Antrag der Erziehungsberechtig­
ten können an der besonderen Leistungsfeststellung 
nach § §  58 bis 62 auch Schülerinnen und Schüler der 
Jahrgangsstufe 9 des Mittlere-Reife-Zugs teilnehmen; 
anstelle der Jahresfortgangsnoten sind die Noten des 
Zwischenzeugnisses in die Gesamtbewertung einzu­
beziehen. 

(3) lDie besondere Leistungsfeststellung besteht 

1 .  aus einem schriftlichen Teil in den Fächern 
Deutsch, Mathematik, Englisch, Physik/Chemie/ 
Biologie, Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde, 
Deutsch als Zweitsprache, Muttersprache, Religi­
onslehre, Ethik, Informatik, Buchführung, 

2. zusätzlich aus einem mündlichen Teil in den Fä­
chern Englisch und Deutsch als Zweitsprache, 

3 .  aus einem praktischen Teil in den Fächern Sport, 
Musik, Kunst, Informatik, Werken/Textiles Ge­
stalten; in den Fächern Musik und Kunst werden 
auch mündliche, im Fach Sport auch schriftliche 
Leistungen verlangt, 

4 .  aus einer Projektprüfung mit schriftlichen, münd­
lichen und praktischen Lerninhalten des Fachs 
Arbeit-Wirtschaft-Technik sowie des jeweiligen 
in der Jahrgangsstufe 9 besuchten berufsorientie­
renden Wahlpflichtfachs. 

2Schülerinnen und Schüler, die nicht die nach § 60 
Abs. 5 erforderliche Gesamtbewertung erzielt haben, 
können sich einer zusätzlichen mündlichen Prüfung 
in den Fächern Deutsch und -Mathematik oder in ei­
nem von beiden unterziehen. 

(4) lDie Schülerinnen und Schüler können sich 
auch nur in einem oder mehreren der Fächer Eng­
lisch, Sport, Musik, Kunst, Informatik, Buchführung 
und Werken/Textiles Gestalten der besonderen Leis­
tungsfeststellung unterziehen. 2Die Teilnahme setzt 
den Besuch des entsprechenden Fachs voraus. 

(5) Die Aufgaben werden in den Fächern Deutsch, 
Mathematik, Englisch, Deutsch als Zweitsprache und 
Muttersprache durch das Staatsministerium, in den 
übrigen Fächern durch die Schule gestellt. 
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(6) Die Aufgaben der besonderen Leistungsfest­
stellung werden im Rahmen der Lehrpläne der Jahr­
gangsstufe 9 gestellt. 

(7) lDie Arbeitszeit beträgt 

1 .  in den Fächern Deutsch und Muttersprache je 180 
Minuten, 

2. im Fach Mathematik 100 Minuten, 

3. in den Fächern Englisch und Deutsch als Zweit­
sprache im schriftlichen Teil je 90 Minuten, im 
mündlichen Teil für jede Schülerin und jeden 
Schüler je 15 Minuten, 

4. in den Fächern Physik/Chemie/Biologie und Ge­
schichte/Sozialkunde/Erdkunde je 60 Minuten, 

5. in den Fächern Religionslehre und Ethik je 50 Mi­
nuten, 

6. im schriftlichen Teil des Fachs Sport 30 Minuten, 

7 .  im Fach Musik 30 Minuten, 

8. in den Fächern Kunst und Werken/Textiles Ge­
stalten je 150 Minuten, 

9. im Fach Informatik 120 Minuten, 

10.  imFach Buchführung 60 Minuten, 

1 1 .  im praj.{tischen Teil der Projektprüfung im Fach 
Technik 240 Minuten, im Fach Wirtschaft 120 
Minuten und im Fach Soziales 150 Minuten; die 
Feststellungskommission kann für notwendige 
Phasen der Kommunikation der Gruppenmitglie­
der untereinander einen Zeitzuschlag von bis zu 
20 Minuten gewähren und die Arbeitszeit in den 
übrigen Teilen der Projektprüfung bestimmen. 

2Die Dauer der zusätzlichen mündlichen Prüfung in 
den Fächern Deutsch und Mathematik beträgt je zehn 
Minuten. 

(8) Im mündlichen Teil der Leistungsfeststellung 
im Fach Englisch können mehrere Schülerinnen und 
Schüler zusammengefasst werden. 

§ 59 

Feststellungskommission 

(1)  lZur Durchführung der besonderen Leistungs­
feststellung bildet die Schule eine Feststellungskom­
mission. 2Ihre Mitglieder sind die Schulleiterin oder 
der Schulleiter als vorsitzendes Mitglied, der ständige 
Vertreter und die Lehrkräfte, die in der Jahrgangs­
stufe 9 unterrichten. 3Das vorsitzende Mitglied kann 
weitere Lehrkräfte in die Feststellungskommission 
berufen. 4Von der Mitgliedschaft in der Feststellungs­
kommission und der Mitwirkung bei der besonderen 
Leistungsfeststellung ist ausgeschlossen, wer das Sor-

gerecht für eine teilnehmende Schülerin oder einen 
teilnehmenden Schüler hat oder zu ihr oder ihm in na­
hen persönlichen oder wirtschaftlichen Beziehungen 
steht. 5Kommt ein derartiger Ausschluss in Betracht, 
so ist dies spätestens bis zum 1 .  Oktober des der be­
sonderen Leistungsfeststellung vorausgehenden Jah­
res dem Staatlichen Schulamt anzuzeigen, das eine 
Sonderregelung trifft. 

(2) lDie Feststellungskommission entscheidet 
über die Auswahl der vom Staatsministerium gestell­
ten Aufgaben, die Festlegung der von der Schule zu 
stellenden Aufgaben, die Bestellung der Lehrkräfte, 
die die besondere Leistungsfeststellung abnehmen, 
und trifft soweit erforderlich Entscheidungen nach 
§ 62 Abs. 1 .  2Für die übrigen Entscheidungen ist das 
vorsitzende Mitglied zuständig. 3Es kann Angelegen­
heiten von grundsätzlicher oder erheblicher Bedeu­
tung der Feststellungskommission zur Entscheidung 
übertragen. 

(3) lDie Feststellungskommission entscheidet mit 
einfacher Mehrheit. 2Bei Stimmengleichheit entschei­
det die Stimme des vorsitzenden Mitglieds. 

(4) lÜber die besondere Leistungsfeststellung 
werden eine Niederschrift und ein Verzeichnis er­
stellt, das für jede Schülerin und j eden Schüler in den 
gewählten Fächern die Ergebnisse der besonderen 
Leistungsfeststellung, die Jahresfortgangsnoten in 
diesen Fächern und die Gesamtnoten enthält. 2Die 
schriftlichen Leistungsnachweise sind zwei Schuljah­
re aufzubewahren. 

§ 60 -

Bewertung der Leistungen 

(1)  Vor Beginn der besonderen Leistungsfeststel­
lung sind den teilnehmenden Schülerinnen und Schü­
lern die Jahresfortgangsnoten in den Fächern mit­
zuteilen, die in die besondere Leistungsfeststellung 
einfließen. 

(2) lDie Leistungen werden von je zwei Lehrkräf­
ten bewertet. 2Stimmt die Bewertung nicht überein 
und kommt keine Einigung zustande, wird die Note 
von dem vorsitzenden Mitglied festgesetzt. 

(3) In Fächern, in denen zu praktischen Leistun­
gen auch mündliche oder schriftliche Leistungen ver­
langt werden, wird die Note in pädagogischer Verant­
wortung festgesetzt. 

(4) 11m Fall einer zusätzlichen mündlichen Prü­
fung in den Fächern Deutsch und Mathematik wird 
die schriftliche Leistung im Verhältnis zur mündlichen 
Leistung 2 : 1  gewichtet. 2Gleiches gilt für das Fach 
Deutsch als Zweitsprache im Verhältnis zu den jewei­
ligen Teilleistungen. 

(5) Der qualifizierende Abschluss der Mittelschule 
ist erreicht, wenn die Schülerin oder der Schüler in 
den Fächern der besonderen Leistungsfeststellung 
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eine Gesamtbewertung von mindestens 3,0 erzielt 
hat; dabei bleibt die zweite Stelle nach dem Komma 
unberücksichtigt. 

(6) lDie Gesamtbewertung errechnet sich aus der 
Summe der Jahresfortgangsnoten und der Noten der 
besonderen Leistungsfeststellung. 2Dabei sind 

1 .  in den Fächern Deutsch, Mathematik, Physik/ 
Chemie/Biologie, Geschichte/Sozialkunde/Erd­
kunde und Muttersprache die Jahresfortgangsno­
ten und die Noten der besonderen Leistungsfest­
stellung doppelt, 

2. in den Fächern Englisch und Deutsch als Zweit­
sprache die Jahresfortgangsnoten doppelt und die 
Noten der besonderen Leistungsfeststellung ein­
fach, 

3. im Projekt im Fach Arbeit-Wirtschaft-Technik so­
wie im Wahlpflichtfach die Jahresfortgangsnoten 
je einfach und die Note in der Projektprüfung 
doppelt und 

4 .  in allen anderen Fächern die Jahresfortgangsno­
ten und die Noten der besonderen Leistungsfest­
stellung einfach 

zu zählen. 3Die Noten im schriftlichen und mündlichen 
Teil der besonderen Leistungsfeststellung in den Fä­
chern Englisch und Deutsch als Zweitsprache werden 
je einfach gewichtet. 4Die aus der Berechnung nach 
den Sätzen 1 bis 3 erzielte Notensumme wird durch 
den Teiler 18 geteilt. 

§ 61 

Zeugnis 

(1 )  lÜber den Erwerb des qualifizierenden Ab­
schlusses der Mittelschule erhalten die Schülerinnen 
und Schüler zusätzlich zum Abschlusszeugnis ein 
besonderes Zeugnis. 2Dieses enthält die Gesamtbe­
wertung, die Gesamtnoten in den Fächern der beson­
deren Leistungsfeststellung und die im Projekt nach 
Maßgabe von § 60 Abs. 6 Satz 2 Nr. 3 erzielte Bewer­
tung. 3Bei der Bildung der Gesamtnoten werden. die 
Jahresfortgangsnoten und die Noten der besonderen 
Leistungsfeststellung gleich gewichtet. 4In den Fä­
chern Englisch und Deutsch als Zweitsprache wird 
die Gesamtnote aus der doppelt gewichteten Jahres­
fortgangsnote und den einfach gewichteten Noten 
des schriftlichen Teils und des mündlichen Teils der 
besonderen Leistungsfeststellung gebildet. 

(2) lBei Schülerinnen und Schülern, die auf Grund 
der Gesamtbewertung den qualifizierenden Ab­
schluss der Mittelschule nicht erhalten, wird die in 
den Prüfungsfächern jeweils erzielte Gesamtnote in . 

. das Abschluss- oder Jahreszeugnis aufgenommen, 
soweit sie nicht zu einer Verschlechterung der Jahres­
fortgangsnote führt; insoweit wird die Teilnahme an 
der besonderen Leistungsfeststellung im Zeugnis wie 
folgt vermerkt: " Im Fachlln den Fächern/Im Bereich 

der Berufsorientierung . . .  hat sie/er sich einer beson­
deren Leistungsfeststellung unterzogen. " 2Die in der 
Projektprüfung erzielte Note kann in der Bemerkung 
des Abschluss- oder Jahreszeugnisses wie folgt ver­
merkt werden: " Die Schülerin/Der Schüler hat sich 
einer Projektprüfung unterzogen und folgende Note 
erzielt: __ . " 3Die Entscheidung über die Aufnahme 
in die Zeugnisbemerkung trifft die oder der Vorsitzen­
de der Feststellungskommission im Einvernehmen mit 
den Erziehungsberechtigten. 

(3) In den Fällen des § 58 Abs. 4 werden die nach 
Abs. 1 erzielten Gesamtnoten in das Abschluss- oder 
Jahreszeugnis nach Maßgabe des Abs. 2 aufgenom­
men. 

(4) Schülerinnen und Schüler, die in den Fällen 
der Abs. 2 oder Abs. 3 im Fach Englisch mindestens 
die Gesamtnote 4 erzielt haben, erhalten ein Zeugnis 
über den Nachweis erforderlicher Englischkenntnis­
se für den mittleren Sclmlabschluss der Berufsschule 
und Berufsfachschule und für den qualifizierten be­
ruflichen Bildungsabschluss. 

§ 62 

Nachholung 

(1)  lWer infolge eines nicht von ihm zu vertreten­
den Grundes an der besonderen Leistungsfeststel­
lung teilweise nicht teilgenommen hat, kann diese im 
laufenden Schuljahr oder zu Beginn des folgenden 
Schuljahres nachholen. 2Über die näheren, Einzelhei­
ten, insbesondere die Anrechnung abgelegter Teile 
der besonderen Leistungsfeststellung, die Festlegung 
von Terminen und die AufgabensteIlung entscheidet 
die Feststellungskommission. 

(2) Wer infolge eines nicht von ihm zu vertreten­
den Grundes an der gesamten besonderen Leistungs­
feststellung nicht teilgenommen hat, kann diese zu 
einem vom Staatsministerium allgeinein festgesetzten 
Termin nachholen. 

§ 63 

Teilnahme anderer Bewerberinnen oder Bewerber, 
Gleichwertigkeitsanerkennung 

(1)  IAn der besonderen Leistungsfeststellung kön­
nen Bewerberinnen oder Bewerber teilnehmen, die 
die Jahrgangsstufe 9 oder 10 des Mittlere-Reife-Zugs 
besuchen und für die kein Antrag nach § 58 Abs. 2 
Satz 3 gestellt wurde oder die nicht Schülerinnen oder 
Schüler einer öffentlichen oder staatlich anerkannten 
Mittelschule sind. 2Schülerinnen oder Schüler einer 
anderen Schule als einer öffentlichen oder staatlich 
anerkannten Mittelschule müssen sich jedoch min­
destens in der Jahrgangsstufe 9 befinden. 

(2) lDie Bewerberinnen und Bewerber müssen 
den Antrag unter Angabe der von ihnen gewählten 
Fächer jeweils ein Fach nach § 58 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 
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bis zum 1 .  März an der Mittelschule stellen, in deren 
Sprengel sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. 
2Später eingehende Anträge können nur in begrün­
deten Ausnahmefällen berücksichtigt werden. 3Das 
Staatliche Schulamt kann für Schülerinnen oder Schü­
ler einer anderen Schule als einer öffentlichen oder 
staatlich anerkannten Mittelschule eine von Satz 1 
abweichende Zuständigkeit für die Durchführung der 
besonderen Leistungsfeststellung bestimmen. 

(3) lBei der Festlegung der Gesamtnoten werden 
Jahresfortgangsnoten nicht miteinbezogen. 2Zur Er­
rechnung der Gesamtbewertung wird die erzielte No­
tensumme durch den Teiler 9 geteilt. 

(4) lAnträge mehrerer Bewerberinnen und Bewer­
ber, die gemeinsam an einer staatlich genehmigten 
Mittelschule unterrichtet werden, sollen von dieser 
Schule bei der prüfenden öffentlichen Schule ge­
sammelt eingereicht werden. 2Die Abschlussprüfung 
ist in den Räumen der staatlich genehmigten Schu­
le abzunehmen, wenn diese dafür geeignet sind und 
die Belange der prüfenden Schule es zulassen. 3Das 
vorsitzende Mitglied der Feststellungskommission 
soll Lehrkräfte der staatlich genehmigten Schule bei 
der Auswahl der zentral gestellten Prüfungsaufgaben 
mitwirken lassen. 4In die Feststellungskommission 
sollen Lehrkräfte der staatlich genehmigten Schule 
mit der Befähigung für das Lehramt an Mittelschu­
len berufen werden. 5Sie sollen, soweit Schülerinnen 
und Schüler der staatlich genehmigten Schule betrof­
fen sind, bei der Korrektur der Prüfungsarbeiten und 
bei den mündlichen Prüfungen nach Anweisung des 
vorsitzenden Mitglieds der Feststellungskommission 
mitwirken. 6Entscheidungen nach den Sätzen 2, 4 und 
5 trifft das vorsitzende Mitglied der Feststellungskom­
mission. 

(5) lBei der Organisation, Durchführung und Be­
wertung der Projektprüfung von Bewerberinnen und 
Bewerbern, die das Gymnasium, die Realschule oder 
die Wirtschaftsschule besuchen, sollen Lehrkräfte der 
jeweiligen Schulart hinzugezogen werden. 2Hierüber 
entscheidet die FeststellungskQmmission. 

(6) lSchülerinnen und Schüler von Berufsschulen 
und Berufsfachschulen sowie Bewerberinnen und Be­
werber, die keine Schule mehr besuchen, können sich 
der besonderen Leistungsfeststellung im Fach Eng­
lisch unterziehen; Abs. 2 gilt entsprechend. 2Bewer­
berinnen und Bewerber, die mindestens die Gesamt­
note 4 erzielt haben, erhalten ein Zeugnis über den 
Nachweis erforderlicher Englischkenntnisse für den 
mittleren Schulabschluss der Berufsschule und Be­
rufsfachschule und für den qualifizierten beruflichen 
Bildungsabschluss. 

(7) Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend für Bewerbe­
rinnen und Bewerber, die auf Grund der Gesamtbe­
wertung den qualifizierenden Abschluss der Mittel-
schule nicht erhalten. 

. 

(8) Über die Gleichwertigkeit von deutschen 
Schulabschlüssen mit dem qualifizierenden Abschluss 
der Mittelschule entscheidet das Staatsministerium. 

Abschnitt 3 

Mittlerer Schulabschluss an der Mittelschule 
(vgl. Art. 7a Abs. 4 Satz 2, Art. 25 Abs. 1 Satz 2 Nr.1 

und Art. 54 BayEUG) 

§ 64 

Abschlussprüfung 

(1)  Die Abschlussprüfung umfasst für alle Schüle­
rinnen und Schüler die Fächer Deutsch, Mathematik 
und Englisch sowie eine Projektprüfung gemäß § 58 
Abs. 1 Nr. 1 .  

(2) Die Abschlussprüfung im Fach Englisch wird 
auf Antrag bei Schülerinnen und Schülern mit nicht­
deutscher Muttersprache durch eine Prüfung in der 
nichtdeutschen Muttersprache ersetzt, wenn der An­
trag bei der Aufnahme in die Jahrgangsstufe 9 oder 10 
gestellt und genehmigt worden ist. 

(3) lDie Abschlussprüfung besteht 

1 .  im Fach Deutsch aus einer schriftlichen und 
mündlichen Prüfung in Form eines Referats, 

2. im Fach Mathematik aus einer schriftlichen Prü­
fung, 

3. im Fach Englisch aus einer schriftlichen und 
mündlichen Prüfung, 

4. aus einer Projektprüfung mit schriftlichen, münd­
lichen und praktischen Lerninhalten des Fachs 
Arbeit-Wirtschaft-Technik sowie des jeweiligen 
in der Jahrgangsstufe 10 besuchten berufsorien­
tierenden Wahlpflichtfachs. 

2Die Abschlussprüfung im Fach Muttersprache be­
steht aus einer schriftlichen Prüfung als Fernprüfung. 

I 
(4) lDie Aufgaben werden für die schriftliche Prü-

fung in den Fächern Deutsch, Mathematik, Englisch 
und Muttersprache vom Staatsministerium, in den üb­
rigen Fächern durch die Schule gestellt. 2Die mündli­
che Prüfung im Fach Deutsch kann ab Mai abgenom­
men werden. 

(5) Die Aufgaben der Abschlussprüfung werden 
im Rahmen der Lehrpläne der Jahrgangsstufe 10 ge­
stellt. 

(6) Die Arbeitszeit beträgt 

1 .  im Fach Deutsch für die schriftliche Prüfung 200 
Minuten und für die mündliche Prüfung in Form 
eines Referats 15  Minuten, 

2. im Fach Mathematik 150 Minuten, 

3.  im Fach Englisch für die schriftliche Prüfung 120 
Minuten und für die mündliche Prüfung 15 Minu­
ten, 
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4 .  im praktischen Teil der Projektprüfung im Fach 
Technik 240 Minuten, im Fach Wirtschaft · 120 
Minuten und im Fach Soziales 150 Minuten; die 
Feststellungskommission kann für notwendige 
Phasen der Kommunikation der Gruppenmitglie­
der untereinander einen Zeitzuschlag von bis zu 
20 Minuten gewähren und die Arbeitszeit in den 
übrigen Teilen der Projektprüfung bestimmen, 

5. im Fach Muttersprache 120 Minuten. 

(7) In der mündlichen Prüfung im Fach Englisch 
können mehrere Schülerinnen und Schüler zusam­
mengefasst werden. 

§ 65 

Prüfungsausschuss 

'Zur Durchführung der Abschlussprüfung bildet 
die Schule einen Prüfungsausschuss. 2§ 59 gilt ent­
sprechend. 

§ 66 

Bewertung der Leistungen 

( 1 )  Vor Beginn der schriftlichen Abschlussprüfung 
sind die Jahresfortgangsnoten in den Prüfungsfächern 
einschließlich des Fachs Arbeit-Wirtschaft -Technik 
und des berufsorientierenden Wahlpflichtfachs fest­
zusetzen und den Schülerinnen und Schülern mitzu­
teilen: 

(2) 'Die Prüfungsleistungen werden von je zwei 
Lehrkräften bewertet. 2Stimmt die Bewertung nicht 
überein und kommt eine Einigung nicht zustande, 
wird die Note vom vorsitzenden Mitglied festgesetzt. 

(3) 'Die schriftliche Leistung wird im Verhältnis 
zur mündlichen Prüfung im Fach Deutsch 3 : 1 ,  im Fach 
Englisch 2 : 1  gewichtet. 2Die Projektprüfung wird dop­
pelt gewichtet. 

(4) 'Schülerinnen und Schüler können sich frei­
willig der mündlichen Prüfung unterziehen, 

1 .  in den Prüfungsfächern Deutsch, Mathematik 
und Englisch, wenn sich Jahresfortgangsnote und 
Prüfungsnote um eine Notenstufe unterscheiden 
und nach Auffassung des Prüfungsausschusses 
die schlechtere Note als Gesamtnote festzusetzen 
wäre, 

2. in einem sonstigen Abschlussfach, wenn die Leis­
tungen mit der Jahresfortgangsnote 5 oder 6 be­
. wertet worden sind. 

2Im Projekt findet keine ;mündliche Prüfung statt. 3Die 
Note der mündlichen Prüfung wird im Verhältnis zur 
Prüfungsnote (Satz 1 Nr. 1) oder zur Jahresfortgangs­
note (Satz 1 Nr. 2) 1 :2  gewichtet. 

(5) 'Der Prüfungsausschuss stellt nach der schrift­
lichen bzw. praktischen Prüfung fest, ob die Vor­
aussetzungen für die Teilnahme an der mündlichen 
Prüfung vorliegen. 2Steht fest, dass die Abschlussprü­
fung auch unter Berücksichtigung einer mündlichen 
Prüfung nicht bestanden werden kann, so entfällt die 
mündliche Prüfung. 

(6) Die mündliche Prüfung ist eine Einzelprüfung; 
sie dauert je Fach zehn Minuten. 

. (7) Nach Abschluss der mündlichen Prüfungen 
setzt der Prüfungsausschuss die Prüfungsnoten und 
Gesamtnoten fest. 

(8) 'Die Gesamtnote wird ermittelt 

1 .  in den Prüfungsfächern aus der Jahresfortgangs­
note und der Prüfungsnote, 

2. im Projekt aus den Jahresfortgangsnoten im Fach 
Arbeit-Wirtschaft-Technik sowie im berufsorien­
tierenden Wahlpflichtfach und aus der doppelt 
gewichteten Proj ektprüfung. 

2In den Prüfungsfächern gibt in der Regel die Prü­
fungsnote den Ausschlag. 3Die Jahresfortgangsnote 
kann nur dann überwiegen, wenn sie nach dem Ur­
teil des Prüfungsausschusses der Gesamtleistung der 
Schülerin oder des Schülers in dem betreffenden Fach 
mehr entspricht als die Prüfungsnote. 4In Nichtprü­
fungsfächern gelten die Jahresfortgangsnoten als Ge­
samtnoten; mündliche Prüfungen werden nach Maß­
gabe von Abs. 4 Sätzen 2 und 3 berücksichtigt. 

(9) 'Auf Grund der Gesamtnoten entscheidet der 
Prüfungsausschuss über das Bestehen der Abschluss­
prüfung. 2Sie ist nicht bestanden bei 

1 .  Gesamtnote 6 in einem Abschlussfach, sofern 
nicht Notenausgleich gewährt wird, 

2. Gesamtnote 5 in zwei Abschlussfächern, sofern 
nicht Notenausgleich gewährt wird, 

3 .  Gesamtnote 6 im Fach Deutsch, 

4. Note 6 in der Projektprüfung. 

3 Abschlussfächer sind alle Fächer mit Ausnahme des 
Fachs Sport. 

-

( 10) 'Schülerinnen und Schülern mit Gesamtnote 
6 in einem AbschlussfaC'h oder Gesamtnote 5 in zwei 
Abschlussfächern kann vom Prüfungsausschuss No­
tenausgleich gewährt werden, wenn sie 

1. in einem Abschlussfach die Gesamtnote 1 oder 

2. in zwei Abschlussfächern die Gesamtnote 2 oder 

3. in drei Abschlussfächern die Gesamtnote 3 

erreicht haben. 2Die Gesamtnote im Projekt ist als Ge­
samtnote in zwei Abschlussfächern zu werten. 
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§ 67 

Nachholung und Wiederholung 

(1)  Wer infolge eines nicht von ihm zu vertreten­
den Grundes an der Abschlussprüfung ganz oder teil­
weise nicht teilgenommen hat, kann diese zu einem 
vom Staatsministerium festgesetzten Termin nachho­
len. 

(2) lEine nicht bestandene Abschlussprüfung 
kann nur einmal zum nächsten Prüfungstermin wie­
derholt werden. ZVoraussetzung ist der nochmalige 
Schulbesuch. 

(3) lDie Abschlussprüfung kann zur Notenver­
besserung einmal wiederholt werden. 2Soll zu diesem 
Zweck die Jahrgangsstufe wiederholt werden, bedarf 
dies der Genehmigung der Schulleiterin oder des 
Schulleiters. 

§ 68 

Teilnahme anderer Bewerberinnen oder Bewerber 

(1) lAn der Abschlussprüfung können Bewerbe­
rinnen oder Bewerber teilnehmen, die nicht Schüle­
rinnen oder Schüler einer öffentlichen oder staatlich 
anerkannten Mittelschule sind. 2Schülerinnen oder 
Schüler einer anderen Schule als einer öffentlichen 
oder staatlich anerkannten Mittelschule müssen sich 
jedoch mindestens in der Jahrgangsstufe 10 befinden. 

(2) lDie Bewerberinnen und Bewerber müssen 
den Antrag bis zum 1. März an der Mittelschule stel­
len, die eine Jahrgangsstufe 10 führt und in deren 
Einzugsbereich sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben. · 2Später eingehende Anträge können nur in 
begründeten Ausnahmefällen berücksichtigt werden. 

(3) lGegenstand der Abschlussprüfung sind die 
Prüfungsfächer nach § 64 Abs. 1 ,  ferner die Fächer 
Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde und Physik/Che­
mie/Biologie; § 64 Abs. 2 gilt entsprechend, soweit 
die Bewerberin oder der Bewerber aus nicht selbst zu 
vertretenden Gründen keine hinreichenden Leistun -
gen im Fach Englisch erbringen kann. 2Die DurchfÜh­
rung der Abschlussprüfung in den Fächern nach § 64 
Abs. 1 sowie im Projekt richtet sich nach § 64 . 3Die Be­
werberinnen und Bewerber können sich freiwillig ei­
ner mündlichen Prüfung in den Fächern unterziehen, 
in denen sie die Note 5 oder 6 erzielt haben, höchstens 
jedoch in zwei Fächern; § 66 Abs. 5 Satz 2 gilt ent­
sprechend. 4In der Projektprüfung kann keine münd­
liche Prüfung abgelegt werden. sIn den Fächern Ge­
schichte/Sozialkunde/Erdkunde und Physik/Chemie/ 
Biologie finden mündliche Prüfungen mit einer Dauer 
von jeweils mindestens 15 Minuten statt; hierbei soll 
auf Lehrplaninhalte der Jahrgangsstufe 10 eingegan­
gen werden, mit denen sich die Bewerberin oder der 
Bewerber besonders gründlich beschäftigt hat. 6Min­
destens die Hälfte der Prüfungszeit muss den ande­
ren Lerninhalten des Lehrplans der Jahrgangsstufe 10 
vorbehalten bleiben. 

(4) Für die Teilnahme anderer Bewerberinnen 
und Bewerber, die staatlich genehmigte Mittelschulen 
besuchen, gilt § 63 Abs. 4 entsprechend. 

(5) lDie Gesamtnoten der Abschlussfächer er­
geben sich ausschließlich aus den in der Prüfung 
erbrachten Leistungen. 2Die Note einer freiwilligen 
mündlichen Prüfungsleistung wird im Verhältnis zur 
Note der bisher erbrachten Prüfungsleistungen 1 :2  
gewichtet. 3Das Bestehen der Abschlussprüfung rich­
tet sich nach § 66 Abs. 9 und 10. 

Abschnitt 4 

Qualifizierter beruflicher Bildungsabschluss 
(vgl. Art. 7a Abs. 5 BayEUG) 

§ 69 

Zuerkenr,lUng 

(1 )  lFür die Zuerkennung des qualifizierten be­
ruflichen Bildungsabschlusses muss ein Berufsab­
schluss mit einem Notendurchschnitt von mindestens 
3,0 im Abschlusszeugnis einer staatlich· anerkannten 
Berufsausbildung mit einer Regelausbildungsdauer 
von mindestens zwei Jahren nachgewiesen werden. 
ZTeilnoten werden gleich gewichtet, wenn im Zeugnis 
keine Gesamtnote festgesetzt ist. 

(2) Die geforderten Englischkenntnisse werden 
nachgewiesen durch die Note " ausreichend" in die­
sem Fach 

1 .  im Abschlusszeugnis einer Mittelschule über den 
erfolgreichen oder qualifizierenden Abschluss 
oder 

2. im Jahreszeugnis der Jahrgangsstufe 9 oder 10 
eines Gymnasiums mit Englisch als erster Fremd­
sprache, einer Realschule, einer Wirtschaftsschule 
oder einer Schule besonderer Art oder 

3. im Zeugnis über den Nachweis erforderlicher 
Englischkenntnisse für den mittleren Schulab­
schluss der Berufsschule und Berufsfachschule 
und für den qualifizierten beruflichen Bildungs­
abschluss (§ 63 Abs. 6) oder 

4. im Abschlusszeugnis der Berufsschule oder Be­
rufsfachschule im Pflichtfach oder Wahlfach; dem 
Abschlusszeugnis der Berufsfachschule steht das 
Jahreszeugnis des letzten Schuljahres der Berufs­
fachschule gleich. 

(3) Liegt dem qualifizierten beruflichen Bildungs­
abschluss eine dem qualifizierenden Hauptschul­
abschluss bzw. qualifizierenden Abschluss der Mit­
telschule als gleichwertig anerkannte Schulbildung 
zugrunde, so sind die vom Staatsministerium be­
stimmten Mittelschulen für die Ausstellung des Zeug-. 
nisses zuständig. 
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Teil 7 

Schlussbestimmungen 

§ 70 

Änderung der Volksschulordnung 

Die Schulordnung für die Grundschulen und 
Hauptschulen (Volksschulen) in Bayern (Volksschul­
ordnung - VSO) vom 1 1 .  September 2008 (GVBl 
S. 684, BayRS 2232-2-UK). zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 2. September 2012 (GVBl S. 453) . 
wird wie folgt geändert: 

1 .  Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

" Schulordnung für die Grundschulen in Bayern 
(Grundschulordnung - GrSO) " . 

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift des Teils 2 wird das Wort 
" ,Schulforum " gestrichen. 

b) §§  10 bis 13 werden aufgehoben. 

c) Die bisherigen § §  14 bis 21 werden §§ 10 bis 
17 .  

d) Teil 2 Abschnitt 6 wird aufgehoben. 

e) Der bisherige Teil 2 Abschnitt 7 wird Teil 2 
Abschnitt 6 .  

p) Der bisherige § 48 wird § 4 1 .  

q) In der Überschrift des_ Teils 5 Abschnitt 3 wird 
das Wort " Schülerliste, " gestrichen. 

r) Der bisherige § 49 wird § 42; in der Über­
schrift werden die Worte "und Schülerliste " 
gestrichen. 

s) Der bisherige § 50 wird § 43. 

t) Teil 6 wird aufgehoben. 

u) Der bisherige Teil 7 wird Teil 6. 

v) Der bisherige § 66 wird § 44; in der Über­
schrift wird das Wort '" Außerkrafttreten" ge­
strichen. 

w) In der Überschrift der Anlage 2 werden die 
Worte " der Grundschule" gestrichen. 

x) Anlage 3 wird aufgehoben. 

y) Die bisherige Anlage 4 wird Anlage 3. 

z) Die bisherigen Anlagen 5 und 6 werden auf­
gehoben. 

3. In § 1 Satz 1 werden die Worte "und Hauptschu­
len (Volksschulen) "  gestrichen. 

4. In der Überschrift des Teils 2 wird das Wort 
" ,Schulforum " gestrichen. 

f) Die bisherigen §§  23 bis 25 werden §§  18 bis . 5. § 4 wird wie folgt geändert: 
20. 

g) Der bisherige § 26 wird § 21; in der Über­
schrift werden die Worte " in die Volksschule " 
gestrichen. 

h) Die bisherigen § §  27 und 27a werden § §  22 
und 23. 

i) Der bisherige § 28 wird § 24 ; in der Über­
schrift werden die Worte "eine Volksschule 
zur sonderpädagogischen Förderung" durch 
die Worte "ein Förderzentrum" ersetzt. 

j)  Der bisherige § 29 wird § 25. 

k) Die bisherigen § §  30 und 3 1  werden aufgeho­
ben. 

1) Der bisherige § 32 wird § 26. 

m) Der bisherige § 33 wird § 27; in der Über­
schrift wird das Wort " Wahlpflichtfächer, " ge­
strichen. 

n) Die bisherigen §§ 34 bis 46 werden § §  28 
bis 40. 

0) Der bisherige § 47 wird aufgehoben. 

a) In Abs. 1 werden die Worte " Schulforums, an 
Grundschulen des Elternbeirats, "  durch das 
Wort "Elternbeirats " ersetzt. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 wird das Wort " Drucksachen" 
durch das Wort "Druckschriften" ersetzt. 

bb) In Satz 2 Halbsatz 1 wird die Zahl ,, 20 " 
durch die Zahl ,, 16 "  ersetzt. 

6. §§ 10 bis 13 werden aufgehoben. 

7. Der bisherige § 14 wird § 10; Abs. 4 wird aufgeho­
ben. 

8 .  Die bisherigen §§ 15 und 16 werden §§ 1 1  und 12.  

9.  Der bisherige § 17 wird § 13; in Abs. 6 wird das 
Wort "Volksschule" durch das Wort " Grundschu­
le " ersetzt. 

10.  Der bisherige § 18 wird .§ 14. 

1 1 .  Der bisherige § 1 9  wird § 15; in Abs. 4 Satz 1 wird 
die Zahl " 17 " durch die Zahl " 13"  ersetzt. 
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12.  Der bisherige § 20 wird § 16;  in Abs. 5 Satz 2 
Halbsatz 2 wird die Zahl ,,40" durch die Zahl ,,34 " 
ersetzt. 

13.  Der bisherige § 21 wird § 1 7  und wie folgt geän­
dert: 

a) In Abs. 2 Satz 7 wird die Zahl " 17 " durch die 
Zahl " 1 3 "  ersetzt. 

b) In Abs. 3 werden die Zahl " 19"  durch die Zahl 
,, 15"  und die Zahl ,,20 " durch die Zahl " 16"  
ersetzt. 

14 .  Teil 2 Abschnitt 6 wird aufgehoben. 

15. Der bisherige Teil 2 Abschnitt 7 wird Teil 2 Ab­
schnitt 6. 

16 .  Der bisherige § 23 wird § 18 und wie folgt geän­
dert: 

a) In Abs. 1 entfällt die Absatzbezeichnung. 

b) Abs. 2 und 3 werden aufgehoben. 

17 . Der bisherige § 24 wird § 19 und wie folgt geän­
dert: 

a) In Abs. 1 Satz 2 werden die Worte "Schulfo­
rum, an Grundschulen im Einvernehmen mit 
dem Elternbeirat, "  durch das Wort "Eltern­
beirat" ersetzt. 

b) In Abs. 3 Satz 3 werden die Worte "Schulfo­
rums, bei Grundschulen nach Anhörung des " 
gestrichen. 

18 .  Der bisherige § 25 wird § 20; in Abs. 1 Satz 2 wird 
jeweils das Wort "Volksschulen" durch das Wort 
" Grundschulen"  ersetzt. 

19 .  Der bisherige § 26 wird § 21 und wie folgt geän­
dert: 

a) In der Überschrift werden die Worte "in die 
Volksschule " gestrichen. 

b) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,, (1 )  Ein Kind, das nach Art. 37 BayEUG 
schulpflichtig wird oder werden soll, ist von 
den Erziehungsberechtigten zum Anmelde­
termin an der öffentlichen Grundschule, in 
deren Sprengel es seinen gewöhnlichen Auf­
enthalt hat, oder an einer privaten Grund­
schule anzumelden, soweit nicht eine unmit­
telbare Anmeldung am Förderzentrum nach 
den Bestimmungen der Volksschulordnung-F 
(VSO-F) erfolgt. " 

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 6 werden die Worte " an der 
Volksschule " durch die Worte " an der 

Grundschule " und die Worte " an der vo­
raussichtlich zuständigen Volksschule zur 
sonderpädagogischen Förderung" durch 
die Worte " an dem voraussichtlich zu­
ständigen Förderzentrum" ersetzt. 

bb) In Satz 7 werden in Halbsatz 1 das Wort 
"Volksschule " durch das Wort " Grund­
schule " und in Halbsatz 2 die Zahl ,, 28" 
durch die Zahl ,, 24 " ersetzt. 

cc) In Satz 8 werden in Halbsatz 1 jeweils 
das Wort "Volksschule " durch das Wort 
" Grundschule " und in Halbsatz 2 die 
Zahl ,,28" durch die Zahl ,,24 " ersetzt. 

d) In Abs. 6 wird jeweils das Wort " Volksschule" 
durch das Wort " Grundschule" ersetzt. 

20. Der bisherige § 27 wird § 22 und wie folgt geän­
dert: 

a) Abs. 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2; nach dem 
Wort " ausländische " werden die Worte 
" Schülerinnen und" eingefügt. 

21 .  Der bisherige § 27a wird § 23. 

22. Der bisherige § 28 wird § 24 und wie folgt geän­
dert: 

a) In der Überschrift werden die Worte "eine 
Volksschule zur sonderpädagogischen Förde­
rung" durch die Worte "ein Förderzentrum" 
ersetzt. 

b)  Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,, (1)  Die Klassenleiterin oder der Klassen­
leiter meldet nach eingehender Erörterung 
mit den Erziehungsberechtigten Schülerin­
nen und Schüler, die auf Grund des mögli­
chen Vorliegens der Voraussetzungen nach 
Art. 4 1  Abs. 5 BayEUG für eine Überweisung 
an ein Förderzentrum in Betracht kommen, 
der Schulleiterin oder' dem Schulleiter, legt 
den hierfür maßgeblichen Sachverhalt dar, 
berichtet über den vermuteten sonderpäd­
agogischen Förderbedarf sowie die bisher 
durchgeführten Fördermaßnahmen und gibt 
einen Überblick über die Schulleistungen und 
das Lernverhalten; eine vorhandene Stellung­
nahme der Mobilen Sonderpädagogischen 
Dienste ist beizufügen. " 

c) In Abs. 2 Satz 1 werden die Worte " der vo­
raussichtlich zuständigen Volksschule zur 
sonderpädagogischen Förderung" durch die 
Worte " dem voraussichtlich zuständigen För­
derzentrum " ersetzt. 

d) In Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 Satz 1 werden je­
weils die Worte "eine Volksschule zur sonder-
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pädagogischen Förderung" durch die Wor­
te " ein Förderzentrum" und die Worte " die 
Volksschule " durch die Worte " die Grund­
schule " ersetzt. 

e) Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 werden die Worte " eine Volks­
schule zur sonderpädagogischen Förde­
rung" durch die Worte " ein Förderzen­
trum" und die Worte " die Volksschule " 
durch die Worte " die Grundschule " er­
setzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort "Volksschule " 
durch das Wort " Grundschule " ersetzt. 

f) Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 werden die Worte " ob die 
Volksschule " durch die Worte " ob die 
Grundschule" und jeweils die Worte " die 
Volksschule zur sonderpädagogischen 
Förderung" durch die Worte " das Förder­
zentrum" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte " der Volks­
schule zur sonderpädagogischen Förde­
rung" durch die Worte " des Förderzent­
rums " ersetzt. 

cc) In Satz 4 werden die Worte " eine Volks­
schule zur sonderpädagogischen Förde­
rung " durch die Worte " ein Förderzent­
rum" ersetzt. 

g) In Abs. 7 Satz 1 werden die Worte " eine 
Volksschule" durch die Worte " eine Grund­
schule" ,  die Worte " einer Volksschule zur 
sonderpädagogischen Förderung " durch die 
Worte " einem Förderzentrum" und die Wor­
te " die Volksschule " durch die Worte " die 
Grundschule " ersetzt. 

23. Der bisherige § 29 wird § 25 und wie folgt geän­
dert: 

a) In Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 werden die Worte 

" , 4  und 6 "  durch die Worte "und 4 "  und das 
Wort "Volksschule " durch das Wort " Grund­
schule " ersetzt. 

b) In Abs. 2 Satz 1 wird das Wort " Volksschulen" 
durch das Wort " Grundschulen" ersetzt. 

c) In Abs. 3 wird jeweils die Zahl ,,50 " durch die 
Zahl ,,43"  ersetzt. 

d) Abs. 5 wird aufgehoben. 

e) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 5.  

24. Die bisherigen §§  30 und 31 werden aufgehoben. 

25. Der bisherige § 32 wird § 26. 

26. Der bisherige § 33 wird § 27 und wie folgt geän­
dert: 

a) In der Überschrift wird das Wort " Wahlpflicht­
fächer, " gestrichen. 

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 entfällt die Satznummerierung. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

c) In Abs. 2 Satz 2 werden die Worte '" in 
Schulverbünden nach Art. 32a Abs. 1 und 
2 BayEUG die Leiterin oder der Leiter einer 
Schule, "  gestrichen. 

d) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aal Satz 1 wird aufgehoben. 

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sät­
ze 1 und 2. 

cc) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3; die Wor­
te "Wahlpflichtfächern, Wahlfächern, "  
werden gestrichen. 

dd) Der bisherige Satz 5 wird aufgehoben. 

e) Abs. 4 bis 6 werden aufgehoben. 

f) Der bisherige Abs. 7 wird Abs. 4 und wie folgt 
geändert: 

aal In Satz 1 werden die Worte " Wahlfächern 
und " gestrichen. 

bb) In Satt; 2 werden die Worte " eines Wahl­
fachs oder" gestrichen. 

g) Die bisherigen Abs. 8 und 9 werden Abs. 5 
und 6.  

h) Die bisherigen Abs. 10 und 1 1  werden aufge­
hoben. 

27. Der bisherige § 34 wird § 28 und wie folgt geän­
dert. 

a) In Abs. 1 wird das Wort "Volksschule " durch 
das Wort " Grundschule " ersetzt. 

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Die bei der Errichtung der Klasse er­
forderliche Zustimmung der Schulaufwands­
träger (Art. 30a Abs. 9 Satz 1 BayEUG) soll 
den Zeitraum bis einschließlich der Jahr­
gangsstufe 4 umfassen. " 

28. Der bisherige § 35 wird § 29; in Abs. 1 Satz 4 wird 
das Wort "Volksschule " durch das Wort " Grund­
schule " ersetzt. 
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29.  Der bisherige § 36 wird § 30;  Abs. 4 wird aufgeho­
ben. 

30. Der bisherige § 37 wird § 3 1 ;  Abs. 2 wird wie folgt 
geändert: 

a) · Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2; die Worte 
" Schulforum, an Grundschulen mit dem" 
werden gestrichen. 

31 .  Der bisherige § 38 wird § 32; Abs. 1 Halbsatz 2 
wird gestrichen. 

32. Der bisherige § 39 wird § 33; in Abs. 1 Satz 1 wer­
den die Worte "und die Hauptschule " gestrichen. 

33. Der bisherige § 40 wird § 34 und wie folgt geän­
dert: 

a) In Abs. 1 Satz 3 werden die Worte " Schulfo­
rum, bei Grundschulen mit dem Elternbei­
rat, " durch das Wort "Elternbeirat" ersetzt. 

b) In Abs. 2 Satz 5 werden die Worte " Schul­
forums, in der Grundschule nach Anhörung 
des " gestrichen. 

34. Der bisherige § 41 wird § 35. 

35. Der bisherige § 42 wird § 36 und wie folgt geän­
dert: 

. a) In Satz 1 werden die Worte " in der Grund­
schule" und die Worte '" in der Hauptschule 
in ein bis zwei Stunden" gestrichen. 

b) In Satz 2 Halbsatz 2 werden die Worte " Schul­
forum, an Grundschulen im Einvernehmen 
mit dem Elternbeirat, " durch das Wort " El­
ternbeirat" ersetzt. 

36. Der bisherige § 43 wird § 37; Abs. 2 wird wie folgt 
geändert: 

a) In Satz 2 werden die Worte " In der Grund­
schule müssen sie " durch die Worte " Sie müs­
sen" ersetzt. 

b) Satz 3 wird aufgehoben. 

c) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3 .  

d) Der bisherige Satz 5 wird Satz 4 und wie folgt 
geändert: 

aal In Halbsatz 1 werden die Worte " In der 
Grundschule darf an einem Tag" durch 
die Worte "An einem Tag darf" ersetzt. 

bb) Halbsatz 2 wird gestrichen. 

e) Der bisherige Satz 6 wird Satz 5. 

37. Der bisherige § 44 wird § 38. 

38. Der bisherige § 45 wird § 39 und wie folgt geän­
dert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 werden die Worte " sowie bei 
Abschlussprüfungen" gestrichen. 

bol In Satz 3 werden die Worte " bzw. die für 
die Prüfung eingesetzte Kommission" ge­
strichen. 

b) In Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 werden die Worte 
" Grund- bzw. Mittelschule " durch das Wort 
" Grundschule " ersetzt. 

39. Der bisherige § 46 wird § 40 und ,wie folgt geän­
dert: 

a) In Abs. 1 Satz 2 wird die Zahl ,,50 " durch die 
Zahl ,,43" ersetzt. 

b) In Abs. 2 werden die Worte "mit 8" durch die 
Worte " und 4 "  ersetzt. 

c) Abs. 4 wird aufgehoben. 

d) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4; in Satz 1 
werden die Worte " den Abs. 3 und 4 "  durch 
die Worte "Abs. 3 "  ersetzt. 

e) Der bisherige Abs .  6 wird aufgehoben. 

f) Der bisherige Abs. 7 wird Abs. 5; die Zahl 
,,44 " wird durch die Zahl ,,38 " ersetzt. 

g) Der bisherige Abs. 8 wird Abs. 6 und wie fQlgt 
geändert: 

aal In Satz 1 entfällt die Satznummerierung. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

40. Der bisherige § 47 wird aufgehoben. 

4 1 .  Der bisherige § 48 wird § 4 1 .  

42. In der Überschrift des Teils 5 Abschnitt 3 wird das 
Wort " Schülerliste, " gestrichen. 

43. Der bisherige § 49 wird § 42 und wie folgt geän­
dert: 

a) In der Überschrift werden die Worte "und 
Schülerliste " gestrichen. 

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aal Satz 3 wird aufgehoben. 

bb) Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden Sät­
ze 3 und 4.  

c) Abs. 3 wird aufgehoben. 
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44. Der bisherige § 50 wird § 43 und wie folgt geän­
dert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 3 werden die Worte " In der Grund­
schule werden im Fach Englisch" durch 
die Worte " Im Fach Englisch weiden" er­
setzt. 

bb) In Satz 4 werden in Halbsatz 1 die Zahl 
,,29" durch die Zahl ,, 25 " und in Halb­
satz 2 die Zahl ,,50" durch die Zahl ,,43 " 
ersetzt. 

b) Abs. 2 bis 4 werden aufgehoben. 

c) Der bisherige Abs. 5 wird Abs: 2; das Wort 
"Volksschule " wird durch das Wort " Grund­
schule " ersetzt. 

d) Der bisherige Abs. 6 wird aufgehoben. 

e) Der bisherige Abs. 7- wird Abs. 3 .  

. f) Der bisherige Abs. 8 wird Abs. 4 und wie folgt 
geändert: 

aal In Satz 1 werden die Worte " bis 8 und in 
den Jahreszeugnissen der Mittlere-Reife­
Klassen in den Jahrgangsstufen 7- bis 9" 

durch die Worte " und 4 "  ersetzt. 

bb) Satz 3 Halbsatz 2 wird gestrichen. 

g) Der bisherige Abs. 9 wird Abs. 5 und wie folgt 
geändert: 

aal In Satz 1 werden die Worte "und Ab­
schlusszeugnissen " gestrichen. 

bb) In Satz 2 werden die Worte "Abschluss­
zeugnissen und Jahreszeugnissen nach 
Abs. 4 nicht, in anderen" gestrichen. 

h) Der bisherige Abs. 10 wird Abs. 6.  

i) Der bisherige Abs. 1 1  wird Abs. 7 ;  in Satz 3 
werden die Worte ,, § 33 Abs. 9 "  durch die 
Worte ,, § 27 Abs. 6 "  ersetzt. 

j) Der bisherige Abs. 12 wird aufgehoben. 

m) Der bisherige Abs. 15 wird Abs. 10; Satz 3 
wird aufgehoben. 

45. Teil 6 wird aufgehoben. 

46. Der bisherige Teil 7 wird Teil 6. 

47-. Der bisherige § 66 wird § 44 und wie folgt geän­
dert: 

a) In der Überschrift wird das Wort '" Außer­
krafttreten " gestrichen. 

b) Abs. 2 wird aufgehoben; die Absatzbezeich­
nung im bisherigen Abs. 1 entfällt. 

48. In der Einleitung der Anlage 1 werden das Wort 
"Volksschulen" durch das Wort " Grundschulen" 
und die Worte " Grund- und Hauptschulen" durch 
das Wort " Grundschulen "  ersetzt. 

49. In der Überschrift der Anlage 2 werden die Worte 
" der Grundschule" gestrichen. 

50. Anlage 3 wird aufgehoben . 

5 1 .  Die bisherige Anlage 4 wird Anlage 3 und wie 
folgt geändert: 

a) Die Stundentafel für die Hauptschule wird 
aufgehoben. 

b) Die Bestimmungen zur Stundentafel werden 
wie folgt geändert: 

aal In Nr. 2 werden die Worte '" Mathematik 
und Physik/Chemie/Biologie/Erdkunde/ 
Geschichte/Sozialkunde " durch die Wor­
te "und Mathematik" ersetzt. 

bb) Nm. 3 und 4 werden aufgehoben. 

cc) Die bisherige Nr. 5 wird Nr. 3 .  

5 2 .  Die bisherigen Anlagen 5 und 6 werden aufgeho­
ben. 

§ 7 1  

Inkrafttreten 

k) Der bisherige Abs. 13 wird Abs. 8; in Sätzen 1 Diese Verordnung tritt am 1 .  August 2013 in Kraft. 
und 3 Halbsatz 1 wird jeweils die Zahl ,,44 " 
durch die Zahl ,,38" ersetzt. München, den 4. März 2013 

1) Der bisherige Abs. 14 wird Abs. 9; in Satz 2 
werden die Worte ,;und Abschlusszeugnisse" 
und die Worte '" soweit nicht für Schüler in 
Abschlussklassen durch Bekanntmachung 
ein anderer Tag festgelegt ist" gestrichen. 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Dr. Ludwig S p a e n I e , Staatsminister 
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MODUS21 - Übersicht 

Anlage 1 
(zu § 3) 

Mit Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus über Innovationen im 
Schuljahr 200512006 - Stärkung der Eigenverantwortung der Schulen - vom 3.  August 2005 (KWMBI I S .  329) 
und Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus über Innovationen im 
Schuljahr 200512006 - Stärkung der Eigenverantwortung der Schulen lI - vom 13 .  Dezember 2005 (KWMBI I 
2006 S. 6) hat das Staatsministerium insgesamt 60 MODUS21-Maßnahmen für alle bayerischen Schulen freige­
geben. 

Wenn die Belange des Aufwandsträgers oder des Aufgabenträgers im Sinn des Art. 1 des Gesetzes über die 
Kostenfreiheit des Schulwegs berührt werden, ist das Einvernehmen mit dem Träger herzustellen. Gegebenen­
falls sind die Maßnahmen an die Besonderheiten der Mittelschulen anzupassen. 

In der nachfolgenden Übersicht werden die Maßnahmen dargestellt, die sich für die Umsetzung an Mittelschu­
len eignen: 

1. Teil: aus den Maßnahmen Nrn. 1 bis 30 

a) Schulorganisation 

Nr. Titel erprobt an Kurzerläuterung Schulart 

1 Flexibilisierung der Stundentafel Gymnasium Die Schule weicht zeitlich be-
grenzt von der Stundentafel ab, 
um Defizite in der Klasse auszu-
gleichen; zusätzliche Stunden 
werden durch vorübergehende 
Reduzierung in anderen Fächern 
gewonnen. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus. 

2 jahrgangs- und klassenübergrei- Grundschule, Das Unterrichts angebot wird 
fender Unterricht Gymnasium erweitert; durch eine an der 

Leistungsfähigkeit orientierte 
Gruppenzusammenstellung kann 
die einzelne Schülerin oder der 
einzelne Schüler gezielter geför-
dert werden. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus. 

3 Organisation des Unterrichts in Gymnasium Schule gewinnt Zeit und Ruhe im 
Doppelstunden Unterrichtstag . 

4 themenbezogene Projektwochen Gymnasium Schülerinnen und Schüler gewin-
nen Einblick in übergeordnete 
Zusammenhänge; Schlüsselquali-
fikationen werden gefördert. 

5 Einbeziehung externer Partner alle Praxisbezug wird verstärkt durch · 
Partner aus dem Kreis der Eltern, 
der Hochschule, der Kirchen und 
der Wirtschaft. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus. 

6 Pädagogischer Tag statt Wander- Gymnasium Wandertage haben ihre ursprüng-
tag liche Zielsetzung weitgehend 

verloren; die Schule setzt selbst 
das Thema eines Pädagogischen 
Tags fest. 
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Nr. Titel erprobt an Kurzerläuterung Schulart 

7 Jahrgangsstufenversammlungen Gymnasium Durch themen- oder anlassbe-
zogene Versammlungen der 
Klassen eines Jahrgangs wird 
der Zusammenhalt der gesamten 
Altersgruppe gestärkt; der Infor-
mationsfluss in der Schule wird 
verbessert. 

8 Jahrgangsstufensprecherinnen Gymnasium Alle Klassen eines Jahrgangs 
und -sprecher wählen eine Sprecherin oder 

einen Sprecher; die Identifikation 
mit schulischen Entscheidungen 
wird gestärkt. 

9 Einrichtung einer "Klassenstun - Realschule Schule verkürzt rollierend an 
de" einem Tag in der Woche alle 

Stunden um fünf Minuten: 
Gewinn einer Klassleiterstunde 
zur Besprechung klasseninter-
ner Probleme, Vorbereitung von 
Klassenfahrten, Einsammeln von 
Geldern etc. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus. 

10 Schülerinnen und Schüler gestal- Hauptschule, Schülerinnen und Schüler dürfen 
ten eigenverantwortlich Unter- Gymnasium in festgelegten Abständen eine 
richt Stunde zu selbst gewählten 

Themen.gestalten; sie trainieren 
Präsentation und Moderation . . 

b) Förderung jeder einzelnen Schülerin oder jedes einzelnen Schülers (Individualförderung) 

Nr. Titel erprobt an Kurzerläuterung Schulart 

1 1  Förderunterricht nach dem Zwi- Realschule, Gymnasium Durch gezielten Förderunter-
schenzeugnis richt kann die Wiederholerquote 

gesenkt werden. Die Schule 
gewinnt die erforderlichen 
Stunden durch geeignete andere 
MODUS21 -Maßnahmen wie z.B. 
Vorlesungsunterricht. 

1 2  Vorlesungsbetrieb Gymnasium Die Lehrkräfte arbeiten verstärkt 
in Teams, entwickeln gemeinsam 
die Grundlagen für die Vorlesun-
gen und vermitteln ausgewählte 
Inhalte einer Gruppe aus mehre-
ren Klassen im Vorlesungs betrieb. 
Die Schule gewinnt Stunden 
für zusätzliche pädagogische 
Maßnahmen. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus. 

13 Schülerinnen und Schüler lehren Gymnasium Leistungsstarke Schülerinnen und 
Schülerinnen und Schüler Schüler fördern während der Un-

terrichtszeit in kleinen Gruppen 
außerhalb des Klassenverbands 
leistungsschwächere Schülerin-
nen und Schüler. 
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Nr. Titel erprobt an Kurzerläuterung Schulart 

14 Selbsteinschätzung der Schüle- Realschule Die Schülerinnen und Schüler 
rinnen und Schüler bearbeiten Auswertungsbogen, 

mit denen sie die eigene Vorbe-
reitung und Leistung einschätzen 
können und übernehmen Verant-
wortung für ihre Leistung. 

c) Leistungserhebungen 

Nr. Titel erprobt an Kurzerläuterung Schulart 

15 Schulaufgabe mit Gruppenar- Gymnasium Die Schülerinnen und Schüler er-
beitsphase arbeiten z.B. in Deutsch im Team 

eine Rahmengeschichte, die die 
oder der Einzelne anschließend 
ausgestaltet; die individuelle Leis-
tung der Tearnrnitglieder in der 
Gruppenarbeitsphase wird erfasst 
und geht in die Note ein. Diese 
Maßnahme setzt das Einverneh-
men mit dem Elternbeirat voraus. 

16  Angesagte "Tests " im Turnus von Gymnasium Gleichmäßige Verteilung an-
sechs Wochen statt Schulaufga- gesagter Leistungserhebungen 
ben über das Schuljahr gewährleisten 

gleich bleibend hohes Leistungs-
niveau, reduzieren Wissenslücken 
und Prüfungsangst. Diese Maß-
nahme setzt das Einvernehmen 
mit dem Elternbeirat voraus. 

17 Debatte ersetzt je eine Schulauf- Gymnasium Die Schülerinnen und Schüler 
gabe (Aufsatz) in Deutsch und/ müssen ihren Standpunkt zu 
oder Fremdsprachen einem vorgegebenen Thema vor-

bereiten, überzeugend vertreten,  
Toleranz gegenüber anderen 
Meinungen üben; sprachliche 
und argumentative Kompetenzen 
werden gestärkt. Diese Maßnah-
me setzt das Einvernehmen mit 
dem Elternbeirat voraus. 

18 Präsentation ersetzt eine Aufsatz- Gymnasium Durch die Erarbeitung und Dar-
schulaufgabe stellung eines komplexen Themas 

werden eigenständiges Arbeiten, 
Umgang mit neuen Medien und 
mündliche Sprachkompetenz 
gefördert. 

19 Test aus formalsprachlichen und Gymnasium Klassen mit Schwächen in der 
Sprachverständnisanteilen in formalen Sprachbeherrschung 
Deutsch ersetzt eine Aufsatz- werden gezielt gefördert. 
schulaufgabe 

20 Schwerpunkte des Jahresstoffs in Gymnasium Vor den Sommerferien wird der 
letzter schriftlicher Leistungser- Jahresstoff in seinen Schwer-
hebung punkten abgesichert; die Nach-

haltigkeit des Lernens wird 
gefördert. Diese Maßnahme setzt 
das Einvernehmen mit dem El-
ternbeirat voraus. 
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Nr. Titel erprobt an Kurzerläuterung Schulart 

21 Leistungserhebungen (auch nicht Gymnasium Das Grundwissen wird gesichert, 
angekündigte) über die Lernin- kleinschrittiges Lernen wird 
halte mehrerer Unterrichtsstun- verhindert, Nachhaltigkeit des 
den Lernens wird gefördert. Diese 

Maßnahme setzt das Einverneh-
men mit dem Elternbeirat voraus. 

22 schulinterne Jahrgangsstufentests Gymnasium Die Nachhaltigkeit des Lernens . 
zum Grundwissen wird gefördert; die Klassen einer 

Jahrgangsstufe können vergli-
chen werden. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus. 

23 Neugewichtung schriftlicher und Gymnasium Durch andere Gewichtung (z. B. 
mündlicher Leistungen in den 1 : 1  statt 2 : 1 )  wird bei Bedarf die 
Fremdsprachen mündliche Sprachkompetenz 

gefördert. Diese Maßnahme setzt 
das Einvernehmen mit dem El-
ternbeirat voraus. 

24 Verstärkte Einbeziehung von Gymnasium Schriftliche Leistungserhebungen 
Grundwissen in schriftliche Leis- prüfen immer auch die Verfüg-
tungserhebungen barkeit von Grundwissen und 

Kernkomp�tenzen; die Nachhal-
tigkeit des Lernens wird geför-
dert. 

25 Trennung von Unterrichts- und Gymnasium Z.B. angekündigte Prüfungspha-
Prüfungsphasen sen statt permanenten Abfragens; 

die Klasse gewinnt Ruhe im Un-
terrichtsalltag. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus. 

26 Ganz- und Halbjahresprojekte in Gymnasium Die Schülerinnen und Schüler 
der Klasse arbeiten über längeren Zeitraum 

fächerübergreifend und eigen-
verantwortlich an ausgewählten 
Themen; Ausdauer, Teamfä-
higkeit und Kreativität werden 
gestärkt. 

d) Personalmanagement und Personalführung 

Nr. Titel erprobt an Kurzerläuterung Schulart 

27 Bildung von jahrgangs- und Gymnasium Lehrkräfte arbeiten im Team; pä-
stufenbezogenen Pädagogischen dagogische Beobachtungen und 
Lehrkräfteteams Maßnahmen werden zielführen -

der abgestimmt. 

28 Unterrichtsplanung im Lehrkräf- Gymnasium Lehrkräfte arbeiten im Team; der 
teteam Gesamtaufwand für die Unter-

richtsvorbereitung wird verrin-
gert. 

,. 
29 Planung und Durchführung von . Gymnasium Lehrkräfte arbeiten im Team; der 

schriftlichen Leistungserhebun- Gesamtaufwand wird verringert. 
gen im Lehrkräfteteam Die Ergebnisse dienen der inter-

nen Evaluation. 
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Nr. Titel erprobt an Kurzerläuterung Schulart 

30 " Mitarbeitergespräche " mit Ziel- Berufsschule Lehrkräfte leisten gezielte Hilfe-
vereinbarungen der Lehrkraft mit stellung; Schülerinnen und Schü-
allen Schülerinnen und Schülern ler übernehmen Verantwortung 

für ihre Leistungsentwicklung. 
Schülerinnen und Schüler erfah-
ren individuelle Unterstützung 
bei persönlichen Problemen. 

2. Teil: aus den Maßnahmen Nm. 31 bis 60 

a) Schulorganisation 

Nr. Titel erprobt Kurzerläuterung an 

3 1  Innerschulischer Praxistag Förderschule Die Schule führt an einem Tag fä-
cher- und klassen übergreifenden 
Kursunterricht als Orientierungs-
hilfe für die Schülerinnen und 
Schüler bei der Berufsfindung 
durch. 

32 Pflichtwahlfach " Business-Eng- Hauptschule Die Schülerinnen und Schüler der 
lish" an der Hauptschule Regelklasse 9 nehmen fakultativ, 

die Schülerinnen und Schüler der 
M-Zweige obligatorisch am Wahl-
fach "Business-English" teil, das 
nach zwei Jahren zum Erwerb 
eines Zusatzzertifikats führt. 

33 Rhythmisierung des Schultags Hauptschule Durch Neustrukturierung und 
Rhythmisierung des Schulvormit-
tags mit integrierter Mittagsbe-
treuung wird der Schultag dem 
Biorhythmus der Kinder ent-
sprechend entzerrt. Ein Schultag 
dauert bis 15.30 Uhr, Hausaufga-
ben werden durch individuelles 
Üben ersetzt. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus. 

34 Zeitungslektüre zur Förderung Hauptschule Die Maßnahme, die auf der regel-
der Allgemeinbildung mäßigen Lektüre von Tageszei-

tungen beruht, wird den Fächern 
Deutsch und GSE (Geschichte/ 
Sozialkunde/Erdkunde) zugeord-
net und in den Jahrgangsstufen 1 
und 8 durchgeführt. 

36 Neues Lernkonzept in der Berufs- Berufsfachschule Der Lehrstoff der Jahrgangsstufe 
fachschule für Kinderpflege 1 1  wird in Modulen ( "Lernbau-

steinen" ) aufbereitet und von 
den Schülern selbstständig und 
eigenverantwortlich an verschie-
denen Lernorten erarbeitet. Der 
Abschluss eines Lernbausteins 
erfolgt in Form eines schriftlichen 
Tests, einer Einzel- oder einer 
Gruppenpräsentation. 
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b)  Individualförderung 

Nr. Titel erprobt Kurzerläuterung an 

37 Einrichtung von Partnerklassen Förderschule Die Schülerinnen und Schüler 
zwischen Unter- und Oberstufe der 5. bis 9. Jahrgangsstufe der 

Förderschule unterstützen die 
- Schülerinnen und Schüler der ers-

ten und zweiten Klasse. Je nach 
Klassengröße sind die Patinnen 
und Paten ca. alle drei Wochen 
für eine Stunde im Einsatz. 

38 Erweitertes Screening zur Ein- Grundschule Die Schule erweitert das be-
schulung stehende Screeningverfahren: 

Sprachstandserhebungen wer-
den bei allen Schülerinnen und 
Schülern durchgeführt und um 
den mathematischen Bereich 
erweitert. 

39 Förderung besonders begabter Grundschule Die Schule bietet in Kooperation 
Grundschülerinnen und Grund- mit Eltern und externen Partnern 
schüler ein qualitativ hochwertiges Zu-

satzangebot, das begabte Schü-
lerinnen und Schüler besonders 
fördert. 

40 Förderung von Vorschulkindern Grundschule . Vorschulkinder mit Entwick-
mit Entwicklungsverzögerung lungsverzögerungen werden auf 

den Unterricht der Regelklasse 
vorbereitet. Durch die intensive 
Zusammenarbeit der Schule mit 
verschiedenen Einrichtungen 
werden die Kinder im Bereich 

- Sprach-, Merk- und Denkfähig-
keit, aber auch in ihrem Spiel-
und Sozialverhalten gefördert. 

4 1  "Freiwilliges Soziales Jahr" an Grundschule An der Schule leistet ein Freiwilli-
der Schule ger das "Freiwillige Soziale Jahr" 

ab. Der Freiwillige unterstützt die 
Lehrkräfte im Unterricht (z.B. bei 
Differenzierungsmaßnahmen und 
bei der Planung und Organisation 
des Schulalltags). 

42 Zeugnisergänzung basierend auf Hauptschule Mehrmals im Schuljahr findet 
einer Schülerberatungsstunde eine Schülerberatungsstunde als 

Einzelgespräch statt, in der indi-
viduelle Probleme der Schülerin 
oder des Schülers besprochen 
und Ziele für die nächste Lern-
und Entwicklungsphase formu-
liert werden. 

43 "Unterricht Plus " Hauptschule In den Nachmittagsstunden 
werden semesterweise in den 
Fächern Deutsch, Mathematik 
und Englisch (Grund- und Haupt-
schule) projektorientierte Kurse 
angeboten. In leistungsheteroge-
nen Gruppen werden Unterrichts-
inhalte thematisiert, vertieft und 
geübt. 
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Nr. Titel 
erprobt 

Kurzerläuterung 
an 

44 Lernen in Kleingruppen Realschule Einmal wöchentlich werden in 
den Fächern Deutsch, Englisch 
und Mathematik die Klassen 
gedrittelt; die Schülerinnen und 
Schüler arbeifen in Kleingruppen. 
Begleitet werden sie dabei durch 
Eltern, Praktikantinnen und 
Praktikanten (Exercitium Paed-
agogicum) oder in Seminarschu-
len durch Referendarinnen und 
Referendare. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus. 

45 Module zur Stärkung der Selbst- Gymnasium Auf der Grundlag-e eines Curricu-
und Sozialkompetenz lums, das aus sechs aufeinander 

aufbauenden Modulen besteht 
(z. B. Kommunikations- und 
Kooperationsbereitschaft, Ver-
antwortungsfähigkeit, Problem-
lösungs- und Konfliktfähigkeit) , 
wird Selbst- und Sozialkompetenz 
vermittelt. 

46 Teamtraining im Schullandheim Gymnasium Der fünftägige Aufenthalt in 
einem speziell ausgestatteten 
Schullandheim wird für ein ca. 
25-stündiges Trainingsprogramm 
kooperativer Kompetenzen ge-
nutzt. 

41 Erstellung einer Referenzmappe Gymnasium Alle sozialen und fachlichen Kom-
für Schülerinnen und Schüler petenzen, die eine Schülerin oder 

ein Schüler im Laufe seiner Gym-
nasiallaufbahn erwirbt, werden 
in einer Mappe dokumentiert. 
Die Schülerinnen und Schüler 
erhalten dadurch die Möglichkeit, 
ihren eigenen Lernprozess zu 
reflektieren. 

48 Unterricht in Notebookklassen Berufsschule Das mobile Lernen in der Schule, 
im Betrieb und zu Hause und die 
hochindividuelle Förderung durch 
interaktive Unterrichtsprogramme 
qualifiziert die Schülerinnen und 
Schüler, um so ihre Chancen im 
Berufsleben zu erhöhen. Diese 
Maßnahme setzt das Einverneh-
men mit dem Elternbeirat voraus. 

49 Ausbildungsvereinbarung mit Berufsfachschule Die Schule vereinbart gemeinsam 
Schülerinnen und Schülern und mit Eltern und Schülerinnen und 
Eltern Schülern individuelle Ziele der 

Ausbildung. Stärken und Schwä-
chen der Schülerinnen und Schü-
ler können frühzeitig diagnosti-
ziert, entsprechende Maßnahmen 
ergriffen werden. 
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c) Leistungserhebungen 

Nr. Titel 
erprobt 

an 

50 Besondere mündliche Prüfung in Gymnasium 
den Grund- und Leistungskursen 
Englisch 

" 

d) Personalmanagement und Personalführung 

Nr. Titel 
erprobt 

an 

51 Methoden- und Teamtraining Volksschule 

-

52 Begleitung neuer Lehrkräfte im Realschule 
ersten Jahr 

-

53 "Runder Tisch" für Lehrkräfte Gymnasium 
einer Schule 

e) Inner- und außerschulische Partnerschaften 

Nr. 

54 

Titel 

Lehrkräftepraktikum 

, -

erprobt 
an 

Förderschule 

Kurzerläuterung 

Zusätzlich zu den herkömmlichen 
mündlichen Noten wird am Ende 
des Semesters eine 

"
Besondere 

mündliche Prüfung" durchgeführt. 
Sie gibt den Schülerinnen und 
Schülern Gelegenheit, in einem 
längeren Prüfungsgespräch ihr 
sprachliches Können unter Beweis 
zu stellen. Diese Maßnahme setzt 
das Einvernehmen mit dem Eltern-
beirat voraus. 

Kurzerläuterung 

Das gesamte Kollegium wird 
nach dem Methodentraining von 
Klippert geschult und das Metho-
denrepertoire aufbauend in allen 
Jahrgangsstufen umgesetzt. 

Den neuen Lehrkräften werden 
durch Fachkollegen und Schul-
leiterin bzw. Schulleiter, durch 
Unterrichts besuche , Feedback 
und Beratung konkrete Hilfestel-
lungen gegeben. 

Zu vom Kollegium gewünschten 
Themen wird ein offenes Fort-
bildungsangebot erarbeitet, z. B. 
Handhabung des mobilen Lap-
topklassenzimmers, Prävention 
und Krisenintervention, Schulung 
im EFQM-Modell und Zeitma-
nagement. 

Kurzerläuterung 

Die Lehrkräfte leisten an zwei bis 
drei Tagen pro Jahr ein Prakti-
kum in einem Unternehmen vor 
Ort ab. Sie gewinnen dadurch 
fundierte Einblicke in die Be-
rufs anforderungen und knüpfen 
intensive Kontakte zu den Betrie-
ben der Region. 
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Nr. Titel 
erprobt 

Kurzerläuterung 
an 

55 Neigungsorientiertes Lernen mit Grundschule Angeleitet durch externe Fach-
externen Fachleuten kräfte lernen die Schülerinnen 

und Schüler der zweiten und 
dritten Klassen einmal im Mo-
nat in interessensgeleiteten und 
jahrgangsübergreifenden Lern-
gruppen. Externe Kräfte arbeiten 
ehrenamtlich. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus. 

56 Berufsorientierung "Brücken- Hauptschule Unternehmerinnen und Unter-
schlag" - nehmer aus der Region, die Aus-

bildungsplätze anbieten, beglei-
ten Schülerinnen und Schüler von 
der 7. bis zur 9. Jahrgangsstufe. 
Ein Expertenteam von Pädago-
ginnen und Pädagogen, Psycho-
loginnen und Psychologen sowie 
Unternehmerinnen und Unter-
nehmern bereitet die Schülerin-
nen und Schüler drei Jahre lang 
auf den Sprung ins Berufsleben 
vor. Diese Maßnahme setzt das 
Einvernehmen mit dem Elternbei-
rat voraus. 

57 " Economy Tutorial" Realschule Das " Economy Tutorial" ist ein 
Forum für den Ideenaustausch 
zwischen Schule und Wirtschaft. 
Dazu gehört die direkte Umset-
zung eines gemeinsam erarbei-
teten Maßnahmenkatalogs mit 
jährlichem Feedback der Schule 
an die Unternehmen. 

58 Arbeit im Alten- und Pflegeheim Realschule Die Schülerinnen und Schüler 
als Praxismodul des Unterrichts besuchen in einem Zeitraum von 

drei Monaten wöchentlich die 
Bewohnerinnen und Bewohner 
eines Pflegeheims und leis-
ten Hilfestellung im Alltag der 
pflegebedürftigen Menschen. 
Die Erfahrungen werden mit 
Lehrplanthemen verknüpft. Diese 
Maßnahme setzt das Einverneh-
men mit dem Elternbeirat voraus. 

59 Integration des Programms ,;Er- Hauptschule Die Schülerinnen und Schüler ab-
wachsen werden" in die Erzie- solvieren das Programm " Erwach-
hungs- und Unterrichtsarbeit sen werden" von Lions Quest 

nicht wie üblich als Zusatzange-
bot, sondern es findet Eingang 
in die verschiedenen Fächer. So 
wird es unmittelbar im sozialen 
Gefüge des Unterrichtsalltags 
wirksam. 
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f) Sachmittelverantwortung 

Nr. Titel 
erprobt 

Kurzerläuterung 
an 

60 Eigenverantwortliche Sachmittel- Grundschule Die Schule und der Sachauf-
beschaffung und -verwaltung wandsträger beschließen einver-

nehmlich ein Budget im Rahmen 
der Haushaltssatzungen. Die 
Finanzverantwortung über die 
Ausschreibung, die Beschaffung, 

- die Verwaltung und die Verwen-
dung der Sachmittel geht an die 
Schulleiterin oder den Schulleiter 
über. 
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Stundentafel 

Fächer Jgst. 5 Jgst. 6 Jgst. 1 

1. Pflichtfächer 

Religionslehre/Ethik 2 2 2 

Deutsch 5 5 51) 

Mathematik 5 5 51) 

Englisch 4 4 3 

Arbeit-Wirtschaft -Technik 1 1 1 

Physik/Chemie/Biologie 2 2 2 

Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde 2 2 3 

Sport 2+22) 2+22) 2+22) 

Musik 2 2 -

Kunst 2 2 -

Werken/Textiles Gestalten 2 2 -

Technik - -

Wirtschaft - - } 5 

Soziales - -

Förderunterricht 1 1 -

Gesamtstundenzahl im Bereich der Pflichtfächer 30+22) 30+22) 28+22) 

2. Wahlpflichtfächer 

Musik - - 2 

Kunst - - 2 

Technik - - -

Wirtschaft - - -

Soziales - - -

Gesamtstundenzahl im Bereich der Wahlpflichtfächer - - 2 

3 .  Wahlfächer 

alle Fächer des Wahlpflichtbereichs - - 2 

Informatik - - -

Buchführung - - -

Werken/Textiles Gestalten - - 2 

Musik - - -

Kunst - - -

4. Arbeitsgemeinschaften 

Jgst. 8 

2 

51) 

41) 

3 

2 

3 

3 

2+22) 

-

-

-

-

-

-

-

24+22) 

2 

2 

4 

4 

4 

6 

2 

2 

-

2 

-

-

151 

Anlage 2 
(zu § 42 Abs. 1) 

Jgst. 9 Jgst. l0 

2 2 

41) 5 

51) 5 

3 5 

2 2 

3 3 

3 3 

2+22) 2+P) 

- -

- -

- -

- -

- -

- -

- -

24+22) 21+t3) 

2 -

2 -

4 3 

4 3 

4 3 

6 3 

2/4 -

2 2 

2 2 

2 2 

- 2 

- 2 

Klassen- oder jahrgangsstufenübergreifende 1-2-stündige Arbeitsgemeinschaften können angeboten wer­
den, wenn sie für Unterricht und Erziehung in der Mittelschule förderlich sind und die personellen, räumli­
chen und organisatorischen Voraussetzungen gegeben sind. 

1) 
2) 
3) 

Siehe Bestimmungen für die Jahrgangsstufen 5 bis 9 Nm. 1 . 1  und 4.3 
Siehe Bestimmungen für die Jahrgangsstufen 5 bis 9 Nr. 1.2 
Siehe Bestimmungen für die Jahrgangsstufe 10 Nr. 1 
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Bestimmungen zur Stundentafel 

1. Bestimmungen für die Jahrgangsstufen 5 bis 9 

1 .  Pflichtfächer 

1 . 1 .  In den Fächern Deutsch und Mathematik kann je 1 
Stunde in den Jahrgangsstufen 7 bis 9 für klassen­
übergreifende Stütz- und Förderkurse verwendet 
werden. 

1 .2.  Zu den genannten zwei Pflichtstunden kommen 
in den Jahrgangsstufen 5 und 6 noch je zwei Stun­
den erweiterter Basissportunterricht und in den 
Jahrgangsstufen 7 bis 9 noch je zwei Stunden dif­
ferenzierter Sportunterricht hinzu, bei deren Durch­
führung die personellen, räumlichen und organisa­
torischen Verhältnisse zu berücksichtigen sind. 

2. Wahlpflichtfächer 

2 . 1 .  In den Jahrgangsstufen 7 bis 9 wählen die Schüle­
rinnen und Schüler Musik oder Kunst; ein Wechsel 
ist jeweils zu Beginn des neuen Schuljahres mög­
lich. 

2.2.  In den Jahrgangsstufen 8, 9 und 10 wählen die 
Schülerinnen und Schüler eines der berufsorientie­
renden Wahlpflichtfächer Technik, Wirtschaft und 
Soziales. In der Jahrgangsstufe 8 soll die Möglich­
keit geboten werden, ein weiteres Wahlpflichtfach 
als Wahlfach oder Arbeitsgemeinschaft zu wählen. 

Wenn ein entsprechendes Schulkonzept besteht, 
kann die Schule alternativ bestimmen, dass in der 
Jahrgangsstufe 8 zwei Wahlpflichtfächerbereiche 
mit je zwei Unterrichtsstunden zu wählen sind; 
in diesem Fall ist aus beiden Teilbereichen eine 
Zeugnisnote als Gesamtnote festzusetzen. 

3. Wahlfächer 

Durch Wahlunterricht ermöglicht die Schule den 

4.4.  Die Einrichtung besonderer Fördermaßnahmen 
richtet sich nach § 36 Abs. 9. 

5 .  Einsatz der Lehrkräfte 

5 . 1 .  Die Klassenleiterin oder der Klassenleiter unter­
richtet nach Möglichkeit überwiegend in ihrer 
oder seiner Klasse. Der Einsatz der Lehrkräfte 
erfolgt nach dem Grundsatz des fächerübergrei­
fenden Lernens; jedoch sollen die individuellen 
Qualifikationen und Schwerpunkte der Lehr­
kräfte, insbesondere im Fach Englisch, genutzt 
werden. 

5.2 .  Die Klassenleiterin oder der Klassenleiter hält 
grundsätzlich an jedem Unterrichtstag Unterricht 
in ihrer oder seiner Klasse. Die Lehrkräfte in den 
Fächern Arbeitslehre, Technik, Wirtschaft und So­
ziales arbeiten zusammen. 

6. Erweiterter Musikunterricht 

Zusätzlich zu den in der Stundentafel ausgewie­
senen Musikstunden können in allen Jahrgangs­
stufen weitere Stunden bereitgestellt werden. Die 
Entscheidung über die Einrichtung von Klassen 
mit erweitertem Musikunterricht liegt in der Zu­
ständigkeit der Schulleiterin oder des Schullei­
ters bzw. der Verbundkoordinatorin oder des Ver­
bundkoordinators, die oder der im Rahmen des zur 
Verfügung stehenden Budgets Schwerpunkte im 
Rahmen der Profilbildung setzen kann. 

7. Förderunterricht 

Der Förderunterricht in den Jahrgangsstufen 5 und 
6 hat als Ziel die Stärkung der Kernkompetenzen 
in den Fächern Deutsch und Mathematik. Um die­
ses Ziel zu erreichen, kann der Förderunterricht 
auch zur Differenzierung eingesetzt werden. 

II. Bestimmungen für die Jahrgangsstufe 10 

Schülerinnen und Schülern die individuelle Ergän- 1 .  Pflichtfächer 
zung des Unterrichtsangebots. 

4 .  Differenzierung und Gruppenbildung 

4 . 1 .  In den Fächern Mathematik und Englisch können 
im Rahmen der verfügbaren Lehrerstunden Lern­
gruppen gebildet werden. 

4.2 .  In den Fächern Werken/Textiles Gestalten sowie 
Technik, Wirtschaft und Soziales können im Rah­
men der verfügbaren Lehrerstunden Gruppen 
gebildet werden. Im Fach Englisch können diese 
auch leistungsdifferenziert eingerichtet werden 
(§ 36 Abs. 10).  

4.3.  Klassenübergreifende Stütz- und Förderkurse er­
möglichen die gezielte Förderung von Schülerin­
nen und Schülern mit vergleichbarem Leistungs­
stand. Sie setzen eine Stundenplangestaltung 
voraus, die klassenübergreifendes, ausnahmswei­
se auch jahrgangsstufenübergreifendes Zusam­
menfassen von Schülern' in Lerngruppen ermög­
licht. Die Dauer liegt im Ermessen der Schule. 

Zu den genannten zwei Pflichtstunden kommt 
noch eine Stunde differenzierter Sportunterricht 
hinzu, bei deren Durchführung die personellen, 
räumlichen und organisatorischen Verhältnisse zu 
berücksichtigen sind. 

2. Wahlpflichtfächer 

Die Schülerinnen und Schüler wählen eines der 
Wahlpflichtfächer. 

3 .  Wahlfächer 

Durch Wahlunterricht ermöglicht die Schule den 
Schülerinnen und Schülern die individuelle Ergän­
zuI1g des Unterrichtsangebots. 

4 .  Gruppenbildung 

In den Wahlpflichtfächern können im Rahmen 
der verfügbaren Lehrerstunden Gruppen geBildet 
werden. 
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Stundentafel für die Übergangsklasse 

Fächer 

1. PHichtfächer 

Religionslehre/Ethik 

Deutsch als Zweitsprache 

Mathematik 

Arbeit-Wirtschaft-Technik 

Physik/Chemie/Biologie/Erdkunde/Geschichte/Sozialkunde 

Kunst 

Werken/Textiles Gestalten 

Sport 

Gesamtstundenzahl im Bereich der PHichtfächer 

2. WahlpHichtfächer 

Technik, Wirtschaft, Soziales (gemäß Stundentafel für die 
Regelklassen der Mittelschule) 

1) Siehe Bestimmung Nr. 3 

Bestimmungen zur Stundentafel 

Anlage 3 
(zu § 42 Abs. 1 )  

Jahrgangsstufen 

5 und 6 7 bis 9 

2 2 

10 10 

5 5 

1 

5 6 

2 

2 

5/4/4 

1 .  Das Staatliche Schulamt kann entsprechend eier Zusammensetzung der Schülerinnen und Schüler einer 
Klasse (Alter, Vorkenntnisse) mit Ausnahme des Fachs Deutsch als Zweitsprache hinsichtlich der Fächer 
und der Stundenanteile Verschiebungen innerhalb der Stundentafel vornehmen. 

2. In den Fächern Deutsch als Zweitsprache, Mathematik und Physik/Chemie/BiologielErdkunde/Geschich­
te/Sozialkunde können Lerngruppen gebildet werden. 

3. Zu den zwei Unterrichtsstunden kommen in den Jahrgangsstufen 5 und 6 je zwei Stunden erweiterter Ba­
sissportunterricht und in den Jahrgangsstufen 7 bis 9 je zwei Stunden differenzierter Sportunterricht hinzu, 
bei deren Durchführung die personellen, räumlichen und organisatorischen Verhältnisse zu berücksichti­
gen sind. 

4 .  Im Rahmen des Unterrichts ist der Verkehrserziehung besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 
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1) 
2) 

Stundentafel für die Praxisklassen 

Fächer Anzahl der 
Unterrichtsstunden 

Religionslehre/Ethik 2 

Deutsch, Mathematik 10 

Arbeit-Wirtschaft-Technik, 4 
Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde, 
Physik/Chemie/Biologie 

Sport 2+21) 

ArbeitsgemeinschafF) 2 

FörderunterrichF) 2 

Gesamtstundenzahl der Unterrichtsstunden 22+2 

Praxistag 8 

Gesamtstundenzahl (Schule + Praxis) 30+21) 

Siehe Bestimmung Nr. 4 
Siehe Bestimmung Nr. 3 

Anlage 4 
(zu § 42 Abs. 1 )  

Bestimmungen zur Stundentafel 

1 .  Die Stundentafel für die Praxisklasse ist flexibel umzusetzen. Sowohl bei der Ausgestaltung des Unterrichts 
als auch beim Praxistag ist auf die Bedarfslage der Schülerinnen und Schüler und auf die Möglichkeiten der 
außerschulischen Partner Rücksicht zu nehmen (z.B. wöchentlicher Praxistag oder Praxis im Block) . 

2. Der Unterricht wird auf der Grundlage ausgewählter Bereiche des Lehrplans für die' Mittelschule und einer 
auf die Klasse sowie die Leistungsmöglichkeiten der schülerbezogenen Jahresplanung (klassenbezogener 
Lehrplan) in enger Verzahnung mit dem praktischen Bereich erteilt. Dabei sind anha.nd einer Überprü­
fung des Lernstands der Schülerinnen und Schüler die Leistungsrückstände in den Grundkenntnissen und 
Grundfertigkeiten, insbesondere in den Fächern Deutsch und Mathematik, zu berücksichtigen. 

3. Die zweistündige Arbeitsgemeinschaft dient der spezifischen .Förderung der Interessen der Schülerinnen 
und Schüler, der zweistündige Förderunterricht der Verbesserung der Lernergebnisse, insbesondere in den 
Fächern Deutsch und Mathematik. 

4 .  Zu den genannten zwei Unterrichtsstunden kommen noch zwei Stunden differenzierter Sportunterricht 
hinzu, bei deren Durchführung die personellen, räumlichen und organisatorischen Verhältnisse zu berück­
sichtigen sind. 

5. Der Unterricht in den Fächern ReligionslehrelEthik und Sport soll in Kooperation mit einer Regelklasse 
erteilt werden. 
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2233-2-3-UK 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über den Hausunterricht 

Vom 4. März 2013 

Auf Grund von Art. 23 Abs. 2 und Art. 24 Nr. 9 des 
Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Un­
terrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der Bekannt­
machung vom 3 1 .  Mai 2000 (GVBl S. 4 14 ,  ber. S. 632, 
BayRS 2230-1-1 -UK), zuletzt geändert durch § 2 des 
Gesetzes vom 9. Juli 2012' (GVBI S. 344) ,  erlässt das 
Bayerische Staatsministerium für Unterricht und Kul­
tus folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über den Hausunterricht vom 
29. August 1989 (GVBl S .  455, ber. S. 702, BayRS 
2233-2-3-UK) wird wie folgt geändert: 

1 .  Der Überschrift wird der Klammerzusatz ,, (Haus­
unterrichtsverordnung - HUnterrV) " angefügt. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aal Der einleitende Satzteil erhält folgende 
Fassung: 

" Hausunterricht an Stelle des Unterrichts 
in der Schule können Schüler bayeri­
scher staatlicher, kommunaler und pri­
vater Grundschulen, Mittelschulen, Re­
alschulen, Gymnasien, Berufsschulen, 
Wirtschaftsschulen, Berufsfachschulen, 
Fachschulen, Fachakademien, Fachober­
schulen, Berufsoberschulen, Schulen be­
sonderer Art, einheitlicher Volks- und 
höherer Schulen und schulpflichtige 
Schüler anderer Schulen, an denen die 
Schulpflicht erfüllt werden kann, sowie 
die Schüler der entsprechenden Förder­
schulen erhalten, die " .  

bb) In Nr. 1 wird das Wort " oder " durch ein 
Komma ersetzt. 

cc) In Nr. 2 werden das Wort "bestimmten" 
durch das Wort " einzelnen" und der Schluss­
punkt durch das Wort " ,  oder" ersetzt. 

dd) Es wird folgende Nr. 3 angefügt: 

,,3 .  sich voraussichtlich länger als sechs 
Unterrichtswochen in einer freiheits­
entziehenden Einrichtung der Ju­
gendhilfe befinden. " 

b) In Abs. 2 werden nach dem Wort " Gesund­
heitszustandes "  die Worte " oder ihres sonder­
pädagogischen Förderbedarfs, insbesondere 
im Förderschwerpunkt emotionale und sozia­
le Enfwicklung, " eingefügt. 

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 werden nach den Worten " er­
teilt werden" die Worte " i bei Schülern in 
freiheitsentziehenden Einrichtungen der 
Jugendhilfe kann der Antrag auch von 
dem Einrichtungsleiter gestellt werden" 
eingefügt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort " Eltern" durch das 
Wort 

"
Erziehungsberechtigte" ersetzt. 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 werden die Worte "unter dem be­
sonderen Gesichtspunkt von Krankheit und 
mangelnder" durch die Worte " unter Berück­
sichtigung der Krankheit oder der die Unter­
bringung nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 begründenden 
Umstände sowie der mangelnden" ersetzt. 

b) In Abs. 2 werden nach dem Wort "Krank­
heit" die Worte "oder eines sonderpäda­
gogischen Förderbedarfs, insbesondere im 
Förders.chwerpunkt emotionale und soziale 
Entwicklung, " eingefügt und das Wort "un­
umgänglich" durch das Wort "vorgesehen" 
ersetzt. 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Ab!!. 1 wird wie folgt geändert: 

aal Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 .  

bb) E s  wird folgender Satz 2 angefügt: 

,, 2So11 aus wichtigem Grund von der Zu­
ständigkeit abgewichen werden oder 
kann eine Stammschule Hausunterricht 
nicht erteilen, bestimmen bei den Real­
schulen, Gymnasien, Fachoberschulen 
und Berufsoberschulen die Ministeri­
albeauftragten, bei den übrigen Schul­
arten die Regierungen die zuständige 
Schule. "  

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
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,, (2) Bei Hausunterricht im Krankenhaus 
oder vergleichbaren Einrichtungen im Sinn 
des Art. 23 Abs. 1 des Bayerischen Gesetzes 
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
sowie in freiheitsentziehenden Einrichtungen 
der Jugendhilfe bestimmt die nach § 7- Abs. 1 
Sätze 2 und 3 zuständige Genehmigungsbe­
hörde die Hausunterricht erteilende Schule. " 

c) Abs. 3 wird aufgehoben. 

5. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort " gelten" die 
Worte ,, ; ein sonderpädagogischer Förderbe­
darf oder eine Unterrichtung an der Stamm­
schule nach individuellen Lernzielen sind an­
gemessen zu berücksichtigen" eingefügt. 

b) In Satz 4 werden dfe Worte "Berufsschülern 
und Berufsfachschülern " durch die Worte 
" Schülern der beruflichen Schulen" ersetzt. 

6. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 werden nach dem Wort " umfas­
sen" die Worte ,, ; für die Unterrichtung 
von Schülern in freiheitsentziehenden 
Einrichtungen der Jugendhilfe kann von 
der Regierung ein Stundenmaß bis zu,m 
durchschnittlichen Stundenmaß der für 
die Schüler in der Gruppe anzuwenden­
den Stundentafeln gewährt werden" ein­
gefügt. 

bb) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

,, 2Bei Realschulen, Gymnasien, Fachober­
schulen und Berufsoberschulen erfolgt 
die Entscheidung mit Zustimmung des 
Ministerialbeauftragten. " 

cc) Dl?r bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

b) In Abs. 4 Satz 1 wird das Wort "bestimmten" 
durch das Wort " einzelnen" ersetzt. 

c) Es wird folgender Abs. 5 angefügt: 

,, (5) Konnte der genehmigte Hausunter­
richt für mehrere Wochen nicht in Anspruch 
genommen werden, kann die zuständige Re­
gierung mit Einverständnis der betroffenen 
Lehrkraft in Härtefällen genehmigen, dass 
der gewährte Hausunterricht während der 
Ferien im Rahmen von Mehrarbeit oder Ne­
benbeschäftigung erteilt wird; bel Realschu­
len, Gymnasien, Fachoberschulen und Be­
rufsober�chulen erfolgt die Entscheidung mit 
Zustimmung des Ministerialbeauftragten. " 

7 .  § 7- wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,, (1 )  lDie Entscheidung über die Erteilung 
des Hausunterrichts trifft bei Schülern 

1 .  der Grund- und Mittelschulen das Staatli­
che Schulamt mit Zustimmung der Regie­
rung, 

2. der Realschulen, Gymnasien, Fachober­
schulen und Berufsoberschulen der Schul­
leiter mit Zustimmung des Ministerialbe­
auftragten im Rahmen der von der Regie­
rung zur Verfügung gestellten Mittel, 

3. der übrigen Schulen der Schulleiter mit 
Zustimmung der Regierung. 

2Über die Erteilung von Hausunterricht im 
Krankenhaus oder in vergleichbaren Einrich­
tungen sowie bei Hausunterricht in freiheits­
entziehenden Einrichtungen der Jugendhilfe 
entscheiden abweichend von Satz 1 in den 
Fällen von Satz 1 Nrn. 1 und 3 die Regierun­
gen und im Fall des Satzes 1 Nr. 2 die Ministe­
rialbeauftragten. 3Sind von der Entscheidung 
nach Satz 2 Schüler verschiedener Schular­
ten betroffen, entscheidet die Regierung, bei 
Beteiligung von Realschulen, Gymnasien, 
Fachoberschulen und Berufsoberschulen mit 
Zustimmung des Ministerialbeauftragten. 
4Die örtliche Zuständigkeit richtet sich nach 
dem Sitz der Stammschule; abweichend da­
von richtet sich die örtliche Zuständigkeit bei 
Hausunterricht für Schüler im Krankenhaus 
oder in vergleichbaren Einrichtungen sowie 
bei Schülern in freiheitsentziehenden Ein­
richtungen der Jugendhilfe nach dem Sitz des 
Krankenhauses bzw. der Einrichtung. " 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 2 werden die Worte "Art. 80 Abs. 2 
BayBG " durch die Worte "Art. 87 des 
Bayerischen Beamtengesetzes " ersetzt. 

bb) Es wird folgender Satz 4 angefügt: 

,, 4Für Hausunterricht nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 
kann eine Lehrkraft auch im Rahmen ih­
rer Unterrichtspflichtzeit eingesetzt wer­
den; die Entscheidung trifft die Schulauf­
sichtsbehörde nach Abs. 1 Sätze 2 und 3. " 

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 werden die Worte "Abs. 1 und 
2 "  durch die Worte " Abs. 1 Nrn. 1 und 2 
sowie Abs. 2 "  ersetzt 

bb) Es wird folgender Satz 4 angefügt: 

,,4Bei der Prüfung der Voraussetzungen 
des § 1 Abs. 2 Satz 1 können sich die Ge-
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nehmigungsbehörde sowie die Hausun­
terricht erteilende Schule vom Mobilen 
Sonderpädagogischen Dienst oder von 
der Schule für Kranke beraten lassen. " 

8. In § 8 Satz 2 werden nach dem Wort " Zuschüsse" 
die Worte ,, ; für die örtliche Zuständigkeit gilt § 7-
Abs. 1 Satz 3 entsprechend" eingefügt. 

9. § 9 werden folgende Sätze 3 und 4 angefügt: 

,, 3Für Lehrkräfte, die von Schulträgern privater 
Förderschulen oder privater Schulen für Kran­
ke zum Zweck der Erteilung des Hausunter­
richts in freiheits entziehenden Einrichtungen 
der Jugendhilfe beschäftigt werden, können die 
Schulträger abweichend von Satz 1 Personalkos­
tenersatz entsprechend Art. 33 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes erhalten. 4Die Ent­
scheidung obliegt den Regierungen; für die örtli­
che Zuständigkeit gilt § 7- Abs. 1 Satz 3 entspre­
chend. " 

10.  Es werden folgender neuer § 10 und folgender 
§ 1 1  eingefügt: 

,, § 10  

Zusammenarbeit 

IFür die Zusammenarbeit mit den Erzie­
hungsberechtigten gilt § 22 der Krankenhaus­
schulordnung (KraSO) entsprechend; der gege­
benenfalls weiten räumlichen Entfernung der 
Erziehungsberechtigten von der Jugendhilfeein­
richtung bzw. der den Hausunterricht erteilenden 
Schule ist entsprechend Rechnung zu tragen. 2Für 
den Fall, dass der Hausunterricht nicht durch die 
Stammschule durchgeführt wird, gilt für die not­
wendige Zusammenarbeit mit der Stammschule 
§ 23 KraSO entsprechend. 3Die Lehrkräfte sollen 
sich in Fragen der organisatorischen und inhalt­
lichen Zusammenarbeit mit den Mitarbeitern der 

Einrichtung der Jugendhilfe abstimmen, in de­
ren Räumen der Hausunterricht stattfindet; § 21  
KraSO gilt entsprechend. 4Die Verantwortung für 
den Hausunterricht in einer Einrichtung der Ju­
gendhilfe trägt der Schulleiter der Hausunterricht 
erteilenden Schule. 5Bei Hausunterricht im An­
schluss an den Besuch der Schule für Kranke, der 
nicht durch die Stammschule erteilt wird, kann 
sich die den Hausunterricht erteilende Schule von . 
der zuvor besuchten Schule für Kranke über das 
bisherige Lern- und Leistungsverhalten sowie den 
sonderpädagogischen Förderbedarf des Schülers 
und über die durchgeführten Fördermaßnahmen 
unterrichten lassen. 

§ 1 1 

Abweichende Regelung in Härtefällen 

Das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus kann von einzelnen Bestimmungen dieser 
Verordnung Ausnahmen gewähren, wenn die An­
wendung der Bestimmung im Einzelfall zu einer 
unbilligen Härte führen würde und die Abwei­
chung auch unter dem Gesichtspunkt der Gleich­
behandlung unbedenklich erscheint. " 

1 1 .  Der bisherige § 10 wird § 12 .  

§ 2  

. Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1 .  Januar 
2013 in Kraft. 

München, den 4. März 2013 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Dr. Ludwig S p a e n I e , Staatsminister 
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2013-3-2-F 

Verordnung 
zur Änderung der 

Bodenschätzerentschädigungs-Verordnung 

Vom 6. März 2013 

Auf Grund des Art. 22 Satz 1 des Kostengesetzes (KG) 
vom 20. Februar 1998 (GVBI S. 43, BayRS 2013-1-1-F), 
zuletzt geändert durch Art. 16 des Gesetzes vom 14. Ap­
ril 201 1 (GVBl S. 150) , erlässt das Bayerische Staats­
ministerium der Finanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Entschädigung von 
Mitgliedern der Landesschätzungsbeiräte, der 
Schätzungsausschüsse und der Gutachterausschüs­
se (Bodenschätzerentschädigungs-Verordnung 
BodenschEntschV) vom 29. August 2002 (GVBI 
S. 512 ,  BayRS 2013-3-2-F) wird wie folgt geändert: 

1 .  Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
"Verordnung über die Entschädigung von Mitglie­
dern der Schätzungsausschüsse (Bodenschätzerent­
schädigungs-Verordnung - BodenschEntsch V) " . 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der einleitende Satzteil erhält folgende Fas­
sung: 

" Die ehrenamtlichen Mitglieder der nach 
§ 18 des Bodenschätzungsgesetzes gebilde­
ten Schätzungsausschüsse erhalten für ihre 
Tätigkeit" . 

b) Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

,, 2 .  Reisekostenvergütung nach Art. 5 bis 8 
des Bayerischen Reisekostengesetzes. " 

3. In § 2 Satz 1 wird die Zahl " 1 1 ,50" durch die Zahl 
" 12,25 " ersetzt. 

4 .  § 3 Satz 2 wird aufgehoben; die Satznummerie­
rung im bisherigen Satz 1 entfällt. 

§ 2  

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1 .  Januar 
2013 in Kraft. 

München, den 6. März 2013 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Dr. Markus S ö d e  r ,  Staatsminister 
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600-15-F 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über die Bayerische Verwaltung 
der staatlichen Schlösser, Gärten und Seen 

Vom 13. März 2013 

Auf Grund des § 1 Abs. 1 der Verordnung über die 
Einrichtung der staatlichen Behörden (BayRS 200-1-S) 
erlässt das Bayerische Staatsministerium der Finan­
zen folgende Verordnung: 

§ 1 

§ 2 der Verordnung über die Bayerische Ver­
waltung der staatlichen Schlösser, Gärten und Seen 
(BSVV) vom 14.  Dezember 2001 (GVBl 2002 S. 22, 
BayRS 600-15-F), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 10. Dezember 2012  (GVBl S. 740), wird wie folgt 
geändert: 

1 .  Abs. 2 wird aufgehoben. 

2. Die bisherigen Abs. 3 und 4 werden Abs. 2 und 3 .  

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 1 .  April 2013 in Kraft. 

München, den 13.  März 2013 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Dr. Markus S ö d e  r ,  Staatsminister 
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2030-2-21-WFK 

Verordnung 
zur Änderung der 

Lehrverpflichtungsverordnung 

Vom 14. März 2013 

Auf Grund von Art. 5 Abs. 2 Satz 1 und Art. 42 
Satz 1 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der 
Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen sowie 
des weiteren wissenschaftlichen und künstlerischen 
Personals an den Hochschulen (Bayerisches Hoch­
schulpersonalgesetz - BayHSchPG) vom 23. Mai 2006 
(GVBl S. 230, BayRS 2030-1-2-WFK) . zuletzt geän­
dert durch § 3 des Gesetzes vom 9. Juli 2012 (GVBl 
S. 339) , erlässt das Bayerischen Staatsministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst im Einvernehmen 
mit dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen 
folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Lehrverpflichtung des 
wissenschaftlichen und künstlerischen Personals an 
Universitäten, Kunsthochschulen und Fachhochschu­
len (Lehrverpflichtungsverordnung - LUFV) vom 
14. Februar 2007 (GVBl S. 201 ,  BayRS 2030-2-21-WFK) , 
geändert durch Verordnung vom 12.  März 2008 (GVBl 
S. 81 ) .  wird wie folgt geändert: 

1 .  § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort " Unterricht" 
die Worte " ,  und deren moderne, insbesonde­
re internetbasierte Ausgestaltung" eingefügt. 

b) Es wird folgender Satz 5 angefügt: 

"SAn Partnerhochschulen im Ausland durch­
geführte Lehrveranstaltungen können mit 
Zustimmung des Präsidenten oder der Präsi­
dentin der Hochschule bis zur Dauer vOn zwei 
Wochen und maximal in Höhe der individu­
ellen wöchentlichen Lehrverpflichtung an­
gerechnet werden, wenn Dozenten der Part­
nerhochschule Lehrveranstaltungen an der 
bayerischen Hochschule in entsprechendem 
Umfang übernehmen, für die Lehrveranstal­
tungen an der Partnerhochschule keine Ver-

. gütung gewährt wird und die wegfallenden 
Lehrveranstaltungen vertreten werden. "  

2 .  In § 4 Abs. 1 Nr. 7 werden die Worte " des höheren 
Dienstes" durch die Worte " der Vierten Qualifika­
tionsebene " ersetzt. 

3. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 1 wird die Zahl " 19"  durch die Zahl 
,, 1 8 "  ersetzt. 

b) In Nr. 2 werden die Worte " dem höheren 
Dienst" durch die Worte " der Vierten Quali­
fikationsebene" und die Zahl ,, 20" durch die 
Zahl " 19"  ersetzt. 

c) In Nr. 3 werden die Worte " dem gehobenen 
Dienst" durch die Worte " der Dritten Quali­
fikationsebene " und die Zahl " 24

" 
durch die 

Zahl ,, 23 " ersetzt. 

4 .  § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Abs. 4 eingefügt: 

,, (4) lDas Staatsministerium räumt Uni­
versitäten und Kunsthochschulen ein Bud­
get zur Ermäßigung der Lehrverpflichtung 
ein. 2Die Höhe des Budgets bestimmt das 
Staatsministerium im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium der Finanzen. 3Über die 
Gewährung einer Ermäßigung der Lehrver­
pflichtung von Lehrpersonen aus dem Budget 
entscheidet der Präsident oder die Präsidentin 
der Hochschule. 4Bei der Entscheidung nach 
Satz 3 sind maßgeblich die Leistungen der 
Lehrperson in Forschung und Lehre zu be­
rücksichtigen. " 

b) Die bisherigen Abs. 4 und 5 werden Abs. 5 
und 6. 

c) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 7 und wie folgt 
geändert: 

aal In Satz 1 wird der Klammerzusatz ,, (Präsi­
dent oder Präsidentin) " gestrichen . . 

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Der Präsident oder die Präsidentin der 
Hochschule kann die Lehrverpflichtung 
von Professoren oder Professorinnen ab­
weichend von den in Satz 1 genannten 
Bestimmungen an Kunsthochschulen 
befristet um bis zu drei Lehrveranstal­
tungsstunden niedriger festsetzen und 
an Universitäten befristet auf bis zu zwei 
Lehrveranstaltungsstunden ermäßigen, 
wenn ein dienstliches Interesse daran 
besteht, dass Professoren· oder Professo­
rinnen vorübergehend zusätzliche Aufga­
ben im Bereich der Forschung oder Kunst 
in ihrem Fach wahrnehmen; an Fach­
hochschulen kann unter diesen Voraus-
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setzungen eine Ermäßigung befristet auf 
bis zu neun Lehrveranstaltungsstunden 
erfolgen. " 

d) Der bisherige Abs. 7 wird Abs. 8; in den Sät­
zen 1 und 2 werden jeweils nach den Worten 
" der Präsident oder die Präsidentin" die Wor­
te " der Hochschule " eingefügt. 

e) Es wird folgender neuer Abs. 9 eingefügt: 

,, (9) lDer Präsident oder die Präsidentin 
der Hochschule kann die Lehrverpflichtung 
von wissenschaftlichem und künstlerischem 
Personal, das aus von der Deutschen For­
schungsgemeinschaft bereit gestellten Mit­
teln oder aus Mitteln von Bund-Länder-Pro­
grammen für Verbesserungen der Qualität in 
der Lehre finanziert wird, bis auf zwei Lehr­
veranstaltungsstunden ermäßigen. 2Der Prä­
sident oder die Präsidentin der Hochschule 
kann die Lehrverpflichtung von wissenschaft­
lichem Personal, das auf Stellen des Aktions­
plans ,Demographischer Wandel, ländlicher 
Raum' geführt wird oder aus Mitteln der 
Strukturmaßnahme ,Energiecampus Nürn­
berg' finanziert wird, an Universitäten bis auf 
vier und an Fachhochschulen bis auf neun 
Lehrveranstaltungsstunden ermäßigen. " 

f) Die bisherigen Abs 8 bis 10 werden Abs. 10  
bis 12 .  

g) Es wird folgender Abs. 13 angefügt: 

,, ( 13) lDem Präsidenten oder der Präsi­
dentin der Hochschule kann das Staatsmi­
nisterium in dem auf das Ende ihrer Amtszeit 
folgenden Semester eine Ermäßigung bis zur 
Hälfte der Lehrverpflichtung gewähren. 2Hat 
der Präsident oder die Präsidentin der Hoch­
schule zusammenhängend mehr als eine 

Amtsperiode zurückgelegt, kann die Ermä­
ßigung auch für zwei Semester gewährt wer­
den. " 

5. Es wird folgender § 7a eingefügt: 

" § 7a 

Experimentierklausel 

Das Staatsministerium kann im Einverneh­
men mit dem Staatsministerium der Finanzen auf 
Antrag einer Hochschule eine andere Verteilung 
der Lehrverpflichtung innerhalb einer Fakultät 
oder einer Lehreinheit zulassen, wenn dies ka­
pazitätsneutral erfolgt, die nach Maßgabe dieser 
Verordnung zu ermittelnde Gesamtlehrverpflich­
tung dadurch nicht unterschritten wird und die 
Fakultät dem Antrag der Hochschule zustimmt. " 

6. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort '" Außer­
krafttreten " gestrichen. 

b) Die Absatzbezeichnung in Abs. 1 entfällt. 

c) Abs. 2 wird aufgehoben. 

§ 2  

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1 .  März 
2013 in Kraft. 

München, den 14.  März 2013 

Bayerisches Staatsministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst 

Dr. Wolfgang H e u  b i s  c h, Staatsminister 
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2210-2-13-WFK 

Verordnung 
zur Änderung der -

Verordnung über abweichende Regelungen 
vom Bayerischen Hochschulgesetz 

an der Ludwig-Maximilians-Universität München 

Vom 14. März 2013 

Auf Grund des Art. 106 Abs. 2 Satz 1 des Baye­
rischen Hochschulgesetzes (BayHSchG) vom 23. Mai 
2006 (GVBl S. 245 ,  BayRS 2210-1-1-WFK) . zuletzt ge­
ändert durch § 2 des Gesetzes vom 9. Juli 2012 (GVBl 
S. 339) . erlässt das Bayerische Staatsministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst folgende Verord­
nung: 

§ 1 

Die Verordnung über abweichende Regelungen 
vom Bayerischen Hochschulgesetz an der Ludwig­
Maximilians-Universität München vom 23. Mai 2007 
(GVBI S. 361 ,  BayRS 2210-2-13-WFK) . geändert durch 
Verordnung vom 20. April 2009 (GVBl S. 122) . wird 
wie folgt geändert: 

1 .  Der Überschrift wird der Klammerzusatz 
,, (Abweichungsverordnung LMU München -
LMUAbwV) " angefügt. 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden das Wort " acht" durch das 
Wort " zehn" und die Worte "im Verhält­
nis 5 : 1 : 1 : 1 " durch die Worte "im Verhältnis 
6 : 1 : 1 :2 "  ersetzt. 

b) Es werden folgende Sätze 3 und 4 angefügt: 

" 3 Abweichend von Art. 26 Abs. 2 Satz 1 
BayHSchG kann in der Grundordnung ge­
regelt werden, dass bei vorzeitigem Aus­
scheiden eines nicht hochschulangehörigen 
Mitglieds des Hochschulrats für den Rest der 

Amtszeit des bisherigen Mitglieds ein neues 
Mitglied bestellt wird. 4Entsprechendes gilt, 
wenn der Hochschulrat erweitert wird. " 

3. In § 8 Abs. 7 Satz 2 werden nach dem Klammerzu­
satz ,, (GVBl S. 338, BayRS 2210-1 - 1 -2-WFK)" die 
Worte "in der jeweils geltenden Fassung" einge-
fügt. 

. 

4. § 1 1  wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aal Die Absatzbezeichnung entfällt. 

bb) In Satz 2 wird die Zahl ,, 201 3 "  durch die . 
Zahl ,, 202 1 "  ersetzt. 

b) Abs. 2 wird aufgehoben. 

§ 2 

(1 )  Diese Verordnung tritt am 1 .  Oktober 2013 in 
Kraft. 

(2) Abweichend von Abs. 1 tritt § 1 Nr. 4 am 
1 .  April 2013 in Kraft. 

München, den 14.  März 2013 

Bayerisches Staatsministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst 

Dr. Wolfgang H e u  b i s  c h ,  Staatsminister 
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